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Helga Haftendorn

Die Krise des internationalen Nuklearsystems

Nuklearpolitik im Widerstreit politischer, ökonomischer 
und sicherheitspolitischer Interessen

Das nukleare System der Nachkriegszeit ist 
in den siebziger Jahren durch drei Entwick-
lungen erschüttert worden:

— durch die Zündung eines Kernsprengkör-
pers 1974 in Indien, der den Eintritt eines Ent-
wicklungslandes in den „Nuklearen Club" si-
gnalisiert hat;

— durch den verstärkten Rückgriff auf Kern-
kraft als alternative Energiequelle, zu dem 
die Vervierfachung der Rohölpreise seit dem 
letzten Nahostkrieg zwang;

— durch das Auftreten einer neuen Gruppe 
von zivilen nuklearen Lieferländern und die 
damit einhergehende Vermarktung komplet-
ter Brennstoffkreisläufe, die das Monopol der 
Vereinigten Staaten beendete.

Dadurch hat das Problem der Weiterverbrei-
tung von Kernwaffen eine neue Dimension 
gewonnen; damit ist aber auch der Konsens 
zerbrochen, der bisher die Nuklearmächte 
und die Nichtkernwaffenstaaten der Dritten 
Welt einte und der im Nichtverbreitungsver-
trag seine Kodifizierung gefunden hatte. In 
diesem hatten die Nichtnuklearen auf den 
Kernwaffenbesitz verzichtet und damit ein ge-
wisses Maß an Diskriminierung in Kauf ge-
nommen; als Gegenleistung hatten ihnen die 
nuklearen Supermächte Sicherheitsgarantien 
gegeben und technische Hilfe zugesagt sowie 
eigene Abrüstungsschritte in Aussicht ge-
stellt. Der von den nuklearen Supermächten 
erstrebten globalen sicherheitspolitischen Sta-
bilisierung entsprach eine unbehinderte wirt-
schaftliche Nutzung der Kernenergie für 
friedliche Zwecke durch die zivilen nuklea-
ren Industriestaaten und die Aussicht auf re-
gionale politische Stabilität in der Dritten 
Welt. (Allerdings darf nicht übersehen wer-
den, daß wichtige Schwellenmächte wie Indi-
en, Brasilien oder Pakistan dem Vertrag fern-
geblieben waren.) Die gegensätzlichen Inter-
essen der' Nuklearmächte und der nuklearen 
Habenichtse führten dann auch zur Ergebnis-
losigkeit der Überprüfungskonferenz zum 
Nichtverbreitungsvertrag im Jahre 1975.

Das Ergebnis des NV-Vertrages war die Her-
ausbildung eines hierarchisch strukturierten 
nuklearen Systems: dominiert von den Kern-
waffenmächten, mit einer Mittelschicht von 
zivilen Nuklearstaaten wie Kanada, die Bun-
desrepublik Deutschland und Japan, die zwar 
sicherheitspolitisch auf die Hegemonialmäcbte 
angewiesen sind, aufgrund ihrer ökonomisrhen 
und technologischen Potenz jedoch eine eigen-
ständige Nuklearpolitik verfolgen und damit 
die Spielregeln des nuklearen Systems mit-
prägen, und schließlich die nuklearen 
Schwellenmächte als Unterschicht, zu denen 
die Entwicklungsländer der Dritten Welt wie 
Argentinien, Brasilien und der Iran gehören, 
die aber dennoch sicherheitspolitisch, wirt-
schaftlich und technologisch von den beiden 
anderen Gruppen abhängig sind. Der Kompro-
miß zwischen diesen drei Gruppierungen ver-
lor seine Tragfähigkeit, als sich herausstellte, 
daß zum einen die Nuklearmächte nicht be-
reit waren, die gegebenen Zusagen einzulösen 
und den nuklearen Verzicht der Nichtkern-
waffenstaaten durch verstärkte technische 
Hilfe und eigene Abrüstungsbeiträge zu hono-
rieren. Anstatt sich zu verringern, vergrößer-
te sich damit die politische Statusdifferenz 
zwischen ihnen und den nuklearen Habe-
nichtsen. Zum zweiten stieg die wirtschaftli-
che Bedeutung der Kernenergie für die Län-
der der Dritten Welt als Folge der Verknap-
pung und Verteuerung des Rohöls nach dem 
letzten Nahostkrieg. Ohne Rückgriff auf eine 
breite, zivile Nutzung der Kernenergie schien 
für viele dieser Länder eine fortschreitende 
Industrialisierung und damit eine Verkürzung 
des Entwicklungsabstandes zwischen reichen 
und armen Ländern nicht mehr möglich.

Diese „Ökonomisierung" gibt dem Nuklear-
problem eine neue Dimension. In Zukunft 
geht es nicht mehr nur darum, die Weiterga-
be von nuklearen Waffen an Nichtkernwaf-
fenstaaten zu vermeiden, sondern darüber 
hinaus um die Reduzierung der sicherheitspo-
litischen Risiken einer Weiterverbreitung nu-
klearer Technologien, und zwar ohne daß die 
industrielle Entwicklung und Nutzung der 



Kernenergie einschneidend behindert wird. 
Der Nichtverbreitungsvertrag, mit dem primär 
eine sicherheitspolitische Lösung des Prolife-
rationsproblems versucht wurde, ist dieser 
Aufgabe nicht mehr gewachsen. Andere Lö-
sungsstrategien müssen hinzutreten.

Das Ziel der Nichtverbreitungspolitik sollte 
die Stabilisierung des bestehenden Nuklear-
systems sein. Dies könnte einmal durch eine 
Verhinderung der horizontalen Proliferation, 
d. h. der Entstehung von neuen Kernwaffen-
staaten, geschehen. Es wäre jedoch illusionär, 
sich darunter eine absolute Schließung des 
„Nuklearclubs" vorzustellen, ganz abgesehen 
davon, daß es diesen als klar definierte Grup-
pe nicht mehr gibt. Neben die Supermächte 
mit ihren breitgefächerten nuklearen Poten-
tialen sind jene Staaten getreten, deren Bom-
ben primär Demonstrationsobjekt sind, und 
jene, die zwar auf den Besitz von Kernwaffen 
verzichtet haben, aber als zivile nukleare Lie-
ferländer technologisch und ökonomisch den 
gleichen Entwicklungsstand wie die Nuklear-
mächte im engeren Sinne erreicht haben und 
mit diesen international konkurrieren. 
Schließlich gibt es die latenten Kernwaffen-
staaten, die wie Israel und Indien die Fähig-
keit zur Waffenproduktion besitzen, auf ihre 
offene Demonstration aber bisher verzichtet 
haben.

Von einem stabilen nuklearen System wird 
man dann sprechen können, wenn die Zunah-
me an Kernwaffenstaaten und an zivilen Nu-
klearmächten (d. h. solchen Staaten, die über 
einen geschlossenen Brennstoffkreislauf ver-
fügen) etwa konstant bleibt. Die Anstrengung 
sollte sich darauf richten, den nuklearen Sta-
tus eines Landes politisch zu isolieren, um die 
Auslösung einer Kettenreaktion nuklearer 

Ambitionen zu verhindern. Wichtiger als die 
Zuwachsrate an neuen Nuklearmächten ist je-
doch die Bedingung, daß sich jede neue Nu-
klearmacht an die Regeln des bestehenden 
Systems hält, d. h. ihre nukleare Macht poli-
tisch oder jetzt auch ökonomisch, aber nicht 
militärisch nutzt. Eine besondere Gefahr stel-
len daher Nuklearwaffen in der Verfügungs-
gewalt eines Staates wie z. B. Israel oder Süd-
afrika dar, der unter bestimmten Bedingungen 
in eine politisch und militärisch ausweglose 
Situation geraten und dann als „letztes Mit-
tel" Kernwaffen einsetzen könnte. Schritte 
zur Stabilisierung des Nuklearsystems müs-
sen daher darauf abzielen, die Kosten eines 
Regelverstoßes unannehmbar hoch zu halten, 
ihre Einhaltung jedoch politisch und wirt-
schaftlich zu belohnen.

Weiter erscheint eine Stabilisierung nur mög-
lich, wenn auch der vertikalen Proliferation, 
d. h. dem quantitativen und qualitativen Aus-
bau der nuklearen Arsenale der Kernwaffen-
mächte, Einhalt geboten oder diese zumin-
dest unter Kontrolle gehalten werden kann. 
In diesem Zusammenhang kommt den sowje-
tisch-amerikanischen Verhandlungen über 
eine Begrenzung der strategischen Rüstungen 
(SALT) große Bedeutung zu.
Die Stabilisierung des internationalen Nukle-
arsystems läßt sich jedoch nur mit und nicht 
gegen die betroffenen Staaten verwirklichen. 
Seine Vielschichtigkeit deutet auf unter-
schiedliche Interessenlagen seiner Mitglieder 
je nach ihrem nuklearen Status und ihren po-
litisch-ökonomischen Prioritäten sowie Rah-
menbedingungen hin. Diese müssen identifi-
ziert und berücksichtigt werden, wenn die Be-
mühungen um die Nichtweiterverbreitung 
von Kernwaffen einige Aussicht auf Erfolg 
haben sollen.

Die Interessen der Kernwaffenmächte

Den fünf etablierten Nuklearmächten ist ge-
meinsam, daß sie zwar für sich selbst einen 
militärischen und politischen Anspruch auf 
den Besitz von Kernwaffen erheben, gleich-
zeitig aber das Entstehen weiterer Nuklear-
mächte zu verhindern suchen. Sie fürchten, 
durch den verantwortungslosen Umgang mit 
Kernwaffen durch einen dritten Staat irgend-
wo in der Welt in einen nuklearen Konflikt 
hineingezogen zu werden, dessen Entwick-
lung sie nicht steuern können und der 

schließlich auch zu ihrer eigenen Vernich-
tung führen würde. Sie wollen daher den be-
stehenden nuklearen Status quo festschrei-
ben, und zwar entweder durch formalisierte 
vertragliche Verzichte oder durch informelle 
bilaterale Absprachen — oder aber durch eine 
Kombination von beiden. Multilaterale Ver-
träge wie der Baruch-Plan, die verschiedenen 
sowjetischen Vorschläge für kernwaffenfreie 
Zonen oder der Kernwaffensperrvertrag hat-
ten primär den Zweck, Staaten außerhalb des 



eigenen Machtbereichs den Kernwaffenbesitz 
zu verweigern 1). Im eigenen Einflußbereich 
honorierten sie dagegen Zurückhaltung auf 
dem militärischen Sektor mit verstärkter Ko

2

-
operation bei der friedlichen Nutzung der 
Kernenergie. Die Politik des Nichtverbrei-
tungsvertrages hat gezeigt, welchen hohen 
Stellenwert die Vereinigten Staaten und die 
Sowjetunion der nuklearen Stabilisierung ein-
räumten und daß sie bereit waren, dafür Bela-
stungen in den Beziehungen zu ihren Verbün-
deten und Freunden in Kauf zu nehmen ).

Vereinigte Staaten: Sicherheitspolitische 
Stabilisierung und wirtschaftliche Vorteile

Seit Präsident Eisenhowers „Atoms for Pea-
ce"-Programm ist es ein Kernelement ameri-
kanischer Nuklearpolitik, die Weiterverbrei-
tung nuklearer Technologien dadurch zu 
steuern, daß anderen Ländern eine enge tech-
nologische Kooperation angeboten wird. Seit 
Mitte der fünfziger Jahre haben im Zuge dieser 
Politik etwa 30 Länder und EURATOM Reak-
toren, Brennstoffe und kerntechnologisches 
Wissen erhalten und sich im Gegenzuge dazu 
verpflichtet, diese nur zu friedlichen Zwecken 
zu benutzen und sie internationaler Kontrolle 
zu unterstellen. Die Hilfe erfolgte meist in 
Form von bilateralen Abkommen, in einigen 
Fällen jedoch auch über die Internationale 
Atomenergiebehörde (IAEO), die auf Vor-
schlag der USA zur internationalen Förde-
rung und Kontrolle der Nuklearenergie ge-
schaffen worden war. Der Nichtverbreitungs-
vertrag multilateralisierte und kodifizierte 
dieses System nur,- inhaltlich enthielt er die-
selben Elemente: Verzicht, Kontrolle, Koope-

USA 
Israel und 

2) Zur Nonproliferationspolitik der Vereinigten 
Staaten siehe vor allem: William B. Bader, The 
United States and the Spread of Nuclear Weapons, 
New York 1968; zur sowjetischen Nuklearpolitik: 
George Modelski, Nuclear Energy in the Commu-
nist Bloc, Carlton 1959; G. Duffy, Soviet Nuclear 
Exports, in: International Security, Vol. 3, No. 1. 
Ferner G. H. Quester, The Politics of Nuclear Pro-
liferation, Baltimore 1973; L. Beaton, Must the 
Bomb Spread?, Harmondsworth 1966. 

ration, wenn auch unter Betonung der Re-
striktionen — was ihn bei den Nichtnuklea-
ren um so anstößiger machte.

Die bei weitem erfolgreichste Nichtverbrei-
tungsmaßnahme war jedoch der weltweite 
Verkauf von Leichtwasserreaktoren, für wel-
che dann die Vereinigten Staaten die Liefe-
rung von angereichertem Uran als Brennstoff 
übernahmen. Diese Politik veranlaßte eine 
Reihe von Ländern, auf die eigene Entwick-
lung entsprechender Technologien zu verzich-
ten, da diese unter Wirtschaftlichkeitsge-
sichtspunkten nicht mit den amerikanischen 
Leistungen konkurrieren konnten.

Gestützt auf ein derartiges Netz von tech-
nologischen und Brennstoffabhängigkeiten 
konnte Washington auch die Anwendung und 
Einhaltung des lAEO-Kontrollsystems durch-
setzen. Während die Vereinigten Staaten auf 
diese Weise eine weitgehend proliferationssi-
chere nukleare Ordnung errichteten, bauten 
sie gleichzeitig ihre Stellung als führende Nu-
klearindustriemacht aus und profitierten da-
von wirtschaftlich.
Anfang der siebziger Jahre trat jedoch eine 
neue Situation ein. Während die Ölkrise die 
Bedeutung der Kernenergie als alternative 
Energiequelle unterstrich, lenkte die indische 
Nuklearexplosion erneut die Aufmerksamkeit 
auf die Gefahren der nuklearen Proliferation. 
Gleichzeitig trafen innerhalb der Vereinigten 
Staaten verschiedene Entwicklungen zusam-
men, welche deren Glaubwürdigkeit als zu-
verlässiger und preisgünstiger Lieferant von 
angereichertem Brennstoff in Frage stellten: 
die Kommerzialisierung der Anreicherungs-
anlagen, die verwaltungsmäßige Neuorganisa-
tion des Nuklearbereichs sowie die Neuord-
nung des Exportlizenzverfahrens.
Während die USA Anreicherungsaufträge 
stornierten und die Überprüfung der Geneh-
migungsverfahren zur Verzögerung von 
Brennstofflieferungen führte, begannen ande-
re westliche Industriestaaten eigene, kommer-
zielle Anreicherungs- und Wiederaufberei-
tungsanlagen zu bauen und auf den interna-
tionalen Märkten als Anbieter nuklearer Re-
aktoren, Technologien und Brennstoffe aufzu-
treten. Mit der Zusage der Lieferung eines 
kompletten Brennstoffkreislaufes an Brasilien 
durch die Bundesrepublik und von Wieder-
aufbereitungsanlagen an Pakistan durch 
Frankreich verloren nicht nur die Vereinigten 
Staaten ihre Monopolstellung als Exporteur 
von nuklearen Anlagen, sondern mit der 
leichteren Verfügbarkeit von Plutonium in 



Ländern der Dritten Welt gewann auch das 
Nichtweiterverbreitungsproblem eine neue 
Dimension, vor allem: es entglitt der amerika-
nischen Kontrolle.

Wie verhielten sich die Vereinigten Staaten 
angesichts dieser doppelten Herausforderung? 
Die ersten Reaktionen spiegelten deutlich die 
Ambivalenz sicherheitspolitischer Ziele und 
wirtschaftlicher Interessen wider. Die Nixon-
Regierung schlug auf der Energiekonferenz 
im Frühjahr 1974 in Washington die Errich-
tung gemeinsamer Anreicherungsanlagen 
vor3). Damit sollten die Zweifel an Liefer-
möglichkeiten und -bereitschaft der USA zer-
streut (und nationale Anreicherungsanlagen 
überflüssig gemacht) werden, während sie 
gleichzeitig ihre beherrschende Stellung auf 
dem internationalen Reaktor- und Brennstoff-
markt einschließlich der damit gegebenen 
Kontrollmöglichkeiten behalten würden. Im 
Kongreß mehrten sich jedoch unter dem Ein-
fluß der durch Vietnam und Watergate ausge-
lösten Krise des präsidentiellen Systems die 
Stimmen derjenigen, die sich für eine restrikti-
der Regierung erwarteten, daß sie eine solche 
auch gegenüber ihren Verbündeten durchset-
zen würde 4).

5) Vgl. Richtlinien der Gruppe der Nuklearliefer-
länder für den Nukleärexport, in: Bulletin, Nr. 6, 
17. 1. 1978.

Als sich jedoch abzeichnete, daß die Westeu-
ropäer und Japan nicht nur eigene Anreiche-
rungs- und Wiederaufbereitungsanlagen bau-
en, sondern diese auch an dritte Länder lie-
fern würden, ging es für die amerikanische 
Regierung nicht mehr darum, derartige Pläne 
zu verhindern, sondern diese so zu steuern, 
daß sie nicht im Widerspruch zu ihren Nicht-
verbreitungszielen stehen würden. Alle 
Transfers sollten einer strikten internationa-
len Kontrolle unterworfen werden, um eine 
mißbräuchliche Verwendung von Plutonium 
zu verhindern. In bilateralen Gesprächen mit 
Bonn setzte Washington gewisse Modifikatio-
nen des deutsch-brasilianischen Nuklearge-

3) Zur Brennstoffpolitik der USA siehe: Edward 
Wonder, Nuclear Fuel and American Foreign Po-
licy. Multilateralization for Uranium Enrichment, 
Boulder, Col., 1977; Nuclear Fuels Policy. Report 
of the Atlantic Council's Nuclear Fuels Policy 
Working Group, Boulder, Col., 1976.
4) Siehe die verschiedenen Senate Hearings zum 
Export Reorganization Act, 1975 und 1976, z. B. vor 
dem Committee on Government Operations am 
24. und 30. 4., 1. 5. 1975 sowie am 19., 20., 29., 30. 1. 
und 9. 3 1976; vor dem Joint Committee on Atomic 
Energy am 22. 6., 26. 8. und 14. 9. 1976; vor dem 
Committee on Foreign Relations, Subcommittee 
on Arms Control, International Organizations and 
Security Agreements, am 19. 3., 16. und 28. 4., 18. 
und 22. 7., 21. und 24. 10. 1975, 23. und 24. 2., 15. 3., 
22. 9. und 8. 11. 1976.

schäfts durch (insbesondere die Errichtung von 
trilateralen Sicherheitskontrollen), auch konn-
te es Südkorea zum Verzicht auf den Kauf ei-
ner experimentiellen Wiederaufbereitungsan-
lage von Frankreich veranlassen. Um jedoch 
langfristig den internationalen Nuklearmarkt 
unter Kontrolle zu bringen, waren multilate-
rale Absprachen notwendig.

Auf Initiative von Außenminister Kissinger 
fanden 1975 verschiedene, zunächst geheim 
gehaltene Treffen von Vertretern der wichtig-
sten nuklearen Lieferländer (USA, Sowjetuni-
on, Großbritannien, Frankreich, Kanada, Bun-
desrepublik Deutschland und Japan) statt, die 
später unter dem Namen „London Suppliers 
Club" bekannt wurden und auf denen gemein-
same Richtlinien für Nuklearexporte erarbeitet 
wurden 5). Diese waren die erste wirksame Ab-
sprache der wichtigsten Lieferländer aus West 
und Ost (zu den ursprünglichen sieben Staaten 
waren in den beiden folgenden Jahren noch 
Italien, Belgien, Niederlande, Polen, ÖSSR, 
DDR, Schweden und die Schweiz hinzuge-
kommen). Sie stellten einen Kompromiß zwi-
schen den Forderungen Kanadas, Großbritan-
niens und der USA nach einem völligen Trans-
ferverzicht von sensitiven Anlagen und um-
fassenden Sicherungsmaßnahmen und der we-
niger weitgehenden Haltung Frankreichs und 
der Bundesrepublik Deutschland dar, die nur 
zu freiwilliger Zurückhaltung und verstärkten 
Kontrollen bereit waren, im übrigen aber ih-
ren nationalen Entscheidungsspielraum — 
und damit ihre internationalen Marktchancen 
— nicht eingeschränkt sehen wollten. Gleich-
zeitig plädierten sie dafür, die Empfängerlän-
der in die Diskussion über die Nichtverbrei-
tung von Kernwaffen einzubeziehen.

Diesem Zweck sollte eine „Internationale 
Evaluierung des Brennstoffkreislaufes" (INF-
CE) dienen, deren Organisationskonferenz im 
Oktober 1977 in Washington stattfand. Auf 
dieser Veranstaltung sollten Liefer- und Emp-
fängerländer gemeinsam die technischen und 
verfahrensmäßigen Probleme des Brennstoff-
kreislaufes untersuchen und die Möglichkeit 
alternativer Verfahren überprüfen. Die USA 
verbanden mit dieser auf zwei Jahre veran-
schlagten Unternehmung einmal die Erwar-
tung, daß dadurch andere Länder für die Pro-
bleme, die mit einer unkontrollierten Nutzung 
des Brennstoffkreislaufes verbunden waren, 
sensibilisiert und einstweilen vom Schritt zur 



Plutoniumökonomie abgehalten werden könn-
ten; zum anderen hofften sie auf die Entwick-
lung „sicherer" Verfahren, welche eine wirt-
schaftliche Nutzung der Kernenergie erlau-
ben, aber weniger leicht zur Entstehung neu-
er Kernwaffenmächte führen würden.

Eine erhöhte — vor allem innenpolitische — 
Dringlichkeit erhielt das

6

 Proliferationspro-
blem, als der demokratische Herausforderer 
Carter 1976 im Präsidentschaftswahlkampf 
dieses aufgriff ) und die Ford-Administration 
veranlaßte, ihre bisherige Nuklearenergiepoli-
tik zu überprüfen. Am 28. Oktober erklärte 
Präsident Ford ein dreijähriges Moratorium 
für die Weitergabe von Anreicherungs- und 
Wiederaufbereitungsanlagen und forderte zu 
neuen internationalen Initiativen zur Verbes-
serung der geltenden Richtlinien für Nuklear-
exporte auf. Gleichzeitig kündigte er Schritte 
an, um die Glaubwürdigkeit der USA als in-
ternationaler Brennstofflieferant wiederher-
zustellen 7). Seine Erklärung spiegelte die 
Überzeugung wieder, daß eine Lösung des 
Nichtverbreitungsproblems nur in Zusammen-
arbeit mit den anderen Lieferländern gefun-
den werden könnte — und nicht gegen diese, 
wenn die Vereinigten Staaten nicht beträcht-
liche wirtschaftliche Nachteile riskieren woll-
ten.

6) Vgl. die Rede des demokratischen Kandidaten 
Jimmy Carter am 13. 5. 1976 vor den Vereinten 
Nationen, Pressemitteilung.
7) Vgl. die Erklärung von Präsident Ford am 28. 10. 
1976 zur amerikanischen Nuklearpolitik.
8) Vgl. die Erklärung von Präsident Carter zur 
Nuklearpolitik vom 7. 4. 1977 und die Begleitbot-
schaft zum Regierungsentwurf für den „Nuclear 
Non-Proliferation Act of 1977" vom 27. 4. 1977,
dgl. die Rede Präsident Carters vor der Notre 
Dame Universität am 22. 5. 1977, abgedruckt in: 
Europa-Archiv, Folge 15/1977, S. D. 405—410. Zur 
amerikanischen Nuklearpolitik siehe ferner: Jo-
seph S. Nye, Non-Proliferation: A Long-term Stra-
tegy, in: Foreign Affairs, April 1978, S. 601—602; 
Michael Nacht, The Administration’s Nuclear Non-
Proliferation Policy: Summary and Preliminary 
Assessment. Arbeitspapier für die World Peace

Diese Einschätzung änderte sich jedoch nach 
dem Amtsantritt der Carter-Administration. 
Erstens wurde dem Nichtweiterverbreitungs-
problem nunmehr höchste außenpolitische 
Priorität zugemessen. Zweitens erhielten die 
sicherheitspolitischen Aspekte dieser Politik 
Vorrang vor wirtschaftlichen und technologi-
schen Interessen. Drittens war die Carter-
Administration nunmehr bereit, zugunsten 
dies
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er Politik Belastungen im Verhältnis zu 
ihren Verbündeten und Freunden hinzuneh-
men ).

Die wichtigsten Sachfragen der Carterschen 
Nuklearpolitik waren:
— wirksamere Sicherungsmaßnahmen, insbe-
sondere die Kontrolle aller kerntechnischen 
Anlagen eines Landes;
— Zurückhaltung bei der Ausfuhr sensitiver 
Anlagen, bis ihre mißbräuchliche Verwen-
dung durch wirksamere Sicherungsmaßnah-
men besser verhindert werden könnte;
— Garantien für die Belieferung mit Brenn-
stoff und Hilfestellung bei der Abfallbeseiti-
gung als zusätzlicher Anreiz für solche Län-
der, die auf den Betrieb eines vollen Brenn-
stoffkreislaufes verzichteten;
— Übereinstimmung zwischen der Nuklearpo-
litik im Innern und außenpolitischen Zie-
len;
— Abbau von Sicherheits- und Prestigege-
sichtspunkten, welche Staaten zur Entwick-
lung von Kernsprengkörpern veranlassen 
könnten;
— Herbeiführung eines internationalen Kon-
senses über die zukünftige Struktur und Ver-
waltung des nuklearen Brennstoffkreislau-
fes 9).

Kennzeichnend für die Cartersche Politik war 
die Mischung von Restriktionen und Anreizen 
(wobei erstere allerdings wesentlich stärker 
ausgeprägt waren!) und das Vertrauen auf 
technologische Lösungen für das Nichtver-
breitungsproblem. Politische Gesichtspunkte 
wurden dagegen unterbewertet. Ein weiteres 
Merkmal war der hohe moralische Anspruch, 
mit dem die Vereinigten Staaten einen neuen 
„code of good conduct" auf nuklearem Gebiet 
propagierten.

Mit dieser Politik reagierte die Carter-
Administration auf die herrschende Stimmung 
im Kongreß und wirkte zugleich auf diese 
wieder zurück. Die in der 95. Sitzungs-
periode eingebrachten Entwürfe für eine 
umfassende Nichtverbreitungsgesetzgebung 
gingen in ihrer Reichweite weit über die bis-
her debattierte Neuordnung der Genehmi-
gungsverfahren für Nuklearexporte hinaus. 
Die Sorge vor einer Weiterverbreitung von 
Kernwaffen war so ungeteilt, daß es kaum 
Stimmen gab, die Bedenken gegen die vorge-

Foundation Conference, Endicott House, 9.—11. 12. 
1977; Edward Wonder, Jimmy Carter and the Inter-
national Atom: Is the Bügler Sounding Retreat? 
Arbeitspapier für die Jahrestagung der Internatio-
nal Studies Association, Washington, D. C., 22.— 
26. 2. 1978.
9) Vgl. Nye, Non-Proliferation: A Long-term Stra-
tegy, a. a. O., S. 611.



schlagenen einschneidenden Beschränkungen 
äußerten oder eine stärkere Berücksichtigung 
bündnispolitischer oder wirtschaftlicher Inter-
essen forderten. Der im Februar 1978 mit 
überwältigender Mehrheit von beiden Häu-
sern des Kongresses verabschiedete und im 
März vom Präsidenten unterzeichnete „Nu-
clear Non-Proliferation Act" legt einmal Kri-
terien und Sicherungsmaßnahmen für Nuklear-
exporte fest, zum anderen enthält er Sanktio-
nen und Anreize, mit der andere Länder zu 
einem NV-konformen Verhalten veranlaßt 
werden sollen; schließlich regelt er im einzel-
nen die Genehmigungsverfahren, einschließ-
lich eines verstärkten Mitspracherechtes des 
Kongresses.

Seine wichtigsten Bestimmungen sind:
— zusätzliche Sicherungsmaßnahmen für alle 
Exporte von Kernmaterialien und -Anlagen;
— die vorherige Zustimmung der USA für die 
Wiederaufbereitung oder Weitergabe von 
Kernbrennstoffen oder Anlagen amerikani-
scher Herkunft;
— die Einstellung der nuklearen Zusammen-
arbeit mit einem .nichtnuklearen' Land, das 
einen Kernsprengkörper zur Explosion ge-
bracht hat oder bestehende Auflagen und Si-
cherungsmaßnahmen verletzt hat;
— die Neuverhandlung aller bestehenden Ab-
kommen innerhalb von zwei Jahren, um sie 
mit diesen Bestimmungen in Einklang zu brin-
gen; dabei ist die Bereitschaft zu derartigen 
Neuverhandlungen innerhalb von 30 Tagen 
nach Inkrafttreten des Gesetzes zu erklä-
ren;
— die Einführung neuer Genehmigungsver-
fahren, die zwar die Lizenzerteilung durch die 
Einschaltung neuer Behörden komplexer 
machen, durch die Einführung von Fristen 
die Genehmigungsverfahren jedoch beschleu-
nigen sollen;
— die Errichtung einer internationalen Brenn-
stoffreservebank, die Kernbrennstoffe verfüg-
bar macht, falls eines der bestehenden Liefer-
länder seinen Lieferverpflichtungen nicht 
nachkommen kann;
— die Unterstützung einer internationalen 
Evaluierung des Brennstoffkreislaufes, insbes. 
der Arbeiten der seit Oktober 1977 tagenden 
INFCE in).

Die neue amerikanische Nuklearpolitik besei-
tigte zwar die bisherige Ambivalenz zwischen 
sicherheitspolitischen Bedenken und kommer-

ziellen Interessen zugunsten einer eindeuti-
gen Priorität des Ziels der Nichtweiterver-
breitung, ersetzte sie jedoch durch eine neue 
Ambivalenz von nationaler Gesetzgebung und 
internationaler Verhandlung. Die Aufforde-
rung Washingtons, im Rahmen der INFCE ge-
meinsam über die Probleme des nuklearen 
Brennstoffkreislaufes und über alternative 
Verfahren und Technologien zu beraten, wur-
de unglaubwürdig, als die USA — noch ehe 
die Ergebnisse der INF
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CE vorlagen — einsei-
tig neue Regeln für das nukleare System ein-
führten. Zwei Punkte waren für die Westeu-
ropäer, insbesondere die Bundesrepublik be-
sonders anstößig: zum einen verstieß nach ih-
rer Auffassung die Forderung nach Neuver-
handlung bestehender Abkommen gegen die 
allgemeine Völkerrechtspraxis des „pacta 
sunt servanda" ), zum anderen griffen eine 
Reihe von Vorschriften, so z. B. die Auflage 
einer vorherigen Genehmigung von Anreiche-
rung, Wiederaufbereitung und Weitergabe 
von Kernmaterialien, in die Beziehungen zu 
dritten Ländern oder in die inneren Angele-
genheiten von EURATOM ein. Dabei fühlten 
sich diejenigen nuklearen Lieferländer beson-
ders benachteiligt, die auf den Besitz von 
Kernwaffen verzichtet hatten, da die beste-
henden Kernwaffenstaaten durch eine „Groß-
vaterklausel" von den Restriktionen ausge-
nommen worden waren 12).

10) Vgl. Nuclear Non-Proliferation Act of 1978, Pu-
blic Law 95—242, 10. März 1978.

11) Dabei wurde in der Regel jedoch übersehen, 
daß der Nukleare Kooperationsvertrag zwischen 
den USA und EURATOM Anpassungsmöglichkei-
ten enthält.
12) Zur Kritik des amerikanischen Vorgehens aus 
der Sicht der Bundesrepublik siehe Karl Kaiser, 
Auf der Suche nach einer Welt-Nuklearordnung. 
Zum Hintergrund deutsch-amerikanischer Diver-
genzen, in: Europa-Archiv, Folge 6/1978, S. 153 
bis 172.
13) Dies trifft vor allem für niedrig angereicherten 
Brennstoff zu, wo z. B. die Sowjetunion, Frankreich 
und Großbritannien als weitere Anbieter in Frage 
kommen, jedoch nicht für hochangereicherten 
Brennstoff, den bisher nur die USA liefern.

Eine Folge des amerikanischen Vorgehens 
könnte es sein, daß es in Zukunft zu einem 
gespaltenen Brennstoffmarkt kommt

13

, wenn 
eine Reihe von Empfängerländern u. U. bereit 
ist, höhere Kosten für „vetofreien" Brennstoff 
in Kauf zu nehmen ). Darüber hinaus könn-
te sich der Trend zum Betrieb von eigenen 
Anreicherungs- und Wiederaufbereitungsan-
lagen beschleunigen — eine Entwicklung, die 
die Vereinigten Staaten mit ihrer Politik ja 
zu vermeiden suchten. Es besteht daher die 
Gefahr, daß die Cartersche Nuklearpolitik ge-
rade an ihren hohen Ansprüchen scheitert, in-



dem sie nukleare Unabhängigkeitsbestrebun-
gen fördert statt eindämmt, und durch die Ab-
wertung von Sicherheits-, Macht- oder Presti-
gegesichtspunkten andere Länder in die Di-
stanz zu den USA treibt und damit deren Mög-
lichkeiten schwächt, mäßigend einwirken zu 
können.

Sowjetunion: Nichtverbreitung als Ziel oder 
Instrument?

Sehr frühzeitig erkannte die Sowjetunion die 
Zusammenhänge zwischen ziviler nuklearer 
Forschung und militärischer Proliferation. 
Etwa zur gleichen Zeit, als sie bilaterale Ab-
kommen zur Zusammenarbeit auf dem nu-
klearen Sektor mit anderen Staaten abschloß, 
forderte sie auch in der internationalen Abrü-
stungsdiskussion Maßnahmen zur Nichtwei-
terverbreitung von Kernwaffen. Zunächst un-
terstützte sie die polnischen Pläne für eine 
kernwaffenfreie Zone in Mitteleuropa, später 
unterbreitete sie eigene Vorschläge für derar-
tige Zonen in anderen Teilen der Welt und 
setzte sich für eine Einstellung der Kernwaf-
fenversuche sowie für einen Produktionsstopp 
von spaltbarem Material für militärische 
Zwecke ein. Mit den Kooperationsabkommen 
ebenso wie mit ihren Rüstungskontrollvor-
schlägen reagierte Moskau auf das amerika-
nische „Atoms for Peace"-Programm und die 
damit bewirkte Weiterverbreitung von Kern-
technologien im Westen. Gleichzeitig hatten 
die meisten der sowjetischen Vorschläge aber 
auch eine politische Zielsetzung. Sie waren 
Instrument der sowjetischen Deutschlandpoli-
tik, die darauf abzielte, die politische und mi-
litärische Entwicklung der Bundes
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republik 
unter Kontrolle zu halten. Die psychologi-
schen Wirkungen dieser zweiten Zielsetzung 
der sowjetischen Nichtverbreitungspolitik 
waren so nachhaltig, daß dabei häufig überse-
hen wird, daß die Sowjetunion ebenso wie 
die USA bestrebt war, die Entstehung von 
weiteren Kernwaffenstaaten zu verhindern .  
1955 beschloß die Sowjetführung eine engere 
nukleare Zusammenarbeit mit ihren Block-
partnern, die ihren Abschluß in bilateralen 
Kooperationsabkommen mit der VR China, 
Polen, der Tschechoslowakei, Rumänien, der 
DDR, Ungarn und Bulgarien fand. Ein Jahr 
'später gründeten elf sozialistische Staaten das

14) So z. B. der Tenor des sonst sehr instruktiven 
Sowjetunion-Kapitels in George H. Quester, The 
Politics of Nuclear Proliferation, a. a. O., S. 33—-55; 
dgl. Arnold Kramish, The Peaceful Atom and 
Foreign Policy, New York 1963, S. 64 f. und 
S. 179 ff.

Vereinigte Institut für Nuklearforschung in 
Dubno bei Moskau 15 ).

15) Vgl. Modelski, Atomic Energy in the Commu-
nist BIoc, a. a. O., 1959, S. 134 f.
16) Vgl. Donald S. Zagoria, The Sino-Soviet Con-
flict 1956—1961, Princeton, N. J., 1962, S. 170 f. und 
S. 295.

Die Intensivierung der zivilen Nuklearfor-
schung im Westen ebenso wie die Debatte 
über eine nukleare Mitwirkung und die Aus-
rüstung der NATO-Partner mit nuklearen 
Trägerwaffen hatten dazu geführt, daß nun 
auch Moskaus Verbündete auf eine nukleare 
Teilhabe drängten. Bei verschiedenen Gele-
genheiten, insbesondere gegenüber Peking 
und Ost-Berlin, machte die Sowjetunion je-
doch deutlich, daß sie nicht nur eine Weiter-
gabe von Kernwaffen strikt ablehnte, sondern 
auch nicht bereit war, entsprechende eigene 
Anstrengungen, z. B. Chinas, zu unterstützen 
oder zu billigen 16 ).

In der engen Verzahnung der Forschungsein-
richtungen und -programme, insbesondere in 
der Präsenz von sowjetischen Wissenschaft-
lern in den verschiedenen Ländern, sah Mos-
kau eine ausreichende Gewähr dafür, daß die 
nuklearen Fähigkeiten nicht für militärische 
Zwecke mißbraucht werden würden. Von for-
malisierten bilateralen oder multilateralen 
Kontrollen konnte sie daher absehen. Es kam 
hinzu, daß sie sich in der internationalen Ab-
rüstungsdiskussion stets gegen internationale 
Kontrollen ausgesprochen und sie als Einmi-
schung in innere Angelegenheiten denunziert 
hatte. Die Ironie der Geschichte wollte es, 
daß die Sowjetunion mit ihrer Nuklearpolitik 
einen wesentlichen Beitrag zur Entwicklung 
des chinesischen Nuklearpotentials leistete 
und sich die vorhandenen Kontrollmechanis-
men infolge des Bruches zwischen Moskau 
und Peking als unwirksam erwiesen.

Während der sechziger Jahre war die Ambi-
valenz der sowjetischen Nuklearpolitik noch 
stärker ausgeprägt. Vor allem während der 
Debatte über den Kernwaffensperrvertrag war 
nicht immer zu erkennen, wann Moskau die 
Sorge vor einer Weiterverbreitung von Kern-
waffen dazu benutzte, um seine weltpoliti-
schen Vorstellungen zu fördern, und wann es 
Rüstungskontrollziele verfolgte. Seine gegen 
den Plan einer multilateralen Atomstreit-
macht (MLF) der NATO gerichtete Kampagne 
hatte sicher ebenso das Ziel, eine nukleare 
Teilhabe der Bundesrepublik zu verhindern, 
wie auch, Bonn im eigenen Lager zu diskredi-
tieren und damit der zaghaft begonnenen neu-*



en Ostpolitik den Wind aus den Segeln zu 
nehmen. Ihre Rolle bei der Invasion der 

SSR im August 1968 zeigt darüber hinaus, 
daß Moskau das Interesse an einer blockin-
ternen Stabilisierung höher stellte als einen 
möglichst weltweiten Beitritt zum NV-Ver-
trag. Andererseits hätte die Sowjetunion den 
Vertrag zwar pro forma unterstützen, es aber 
den USA überlassen können, die Schwellen-
mächte zum Beitritt zu veranlassen. Die ru-
mänische Unterschrift am Tage der Auflage 
und, mehr noch, die Unterzeichnung des Ver-
trages durch die Mehrzahl der arabischen 
Staaten gingen jedoch deutlich auf Initiativen 
der UdSSR zurück, die sich auch zusammen 
mit den USA die diplomatischen Kosten des 
Vertrages teilen mußteI7). Sicher hatte der 
Vertrag für Moskau auch die Funktion, eine 
nukleare Mitwirkung seiner Verbündeten zu 
verhindern und indische oder ägyptische Bit-
ten um nukleare Waffenhilfe (gegen China 
bzw. Israel) unter Verweis auf internationale 
Verpflichtungen abzublocken.

17) Vgl. Quester," The Politics of Nuclear Prolife-
ration, a. a. O., S. 45 ff.
18) Vgl. World Armaments and Disarmament. Sipri
Yearbook 1977, Stockholm 1977, S. 40 ff.

Gleichzeitig baute Moskau jedoch die Zusam-
menarbeit auf dem Gebiet der friedlichen 
Nutzung der Kernenergie aus. Mit allen Staa-
ten des Rates für Gegenseitige Wirtschaftshil-
fe (RGW) wurden neue Verträge über wissen-
schaftlich-technologische Zusammenarbeit ge-
schlossen. Auf diese Weise sind in den RGW-
Staaten und Jugoslawien auf dem Sektor des 
Apparate- und Anlagenbaus leistungsfähige 
Nuklearindustrien entstanden. Bisher ist je-
doch die Sowjetunion das einzige östliche 
Land, das kommerzielle Kernreaktoren liefert. 
Bis Ende 1976 hat sie mit sieben Staaten, dar-
unter mit Fi
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nnland als einzigem nichtsoziali-
stischen Land, Verträge über die Lieferung 
von 31 Kernkraftwerken geschlossen, davon 
sind zehn Kraftwerke bereits in Betrieb ). 
Forschungsreaktoren haben außer Jugoslawien 
auch einige Länder der Dritten Welt, so Ägyp-
ten und Kuba, erhalten. Mit Indien besteht seit 
1961 ebenfalls ein Kooperationsabkommen, das 
auch nach der indischen Nuklearexplosion 
fortgesetzt wurde. Mit Ausnahme der bereits 

in den sechziger Jahren an Ägypten und Jugo-
slawien gelieferten Forschungsreaktoren un-
terstehen alle von der Sowjetunion gelieferten 
Anlagen den lAEO-Sicherungsmaßnahmen. 
Ferner unterhält sie seit Ende der sechziger 
Jahre auch mit den meisten westlichen Indu-
striestaaten Abkommen über eine Zusammen-
arbeit auf dem Nuklearsektor. In den vergan-
genen Jahren ist die Sowjetunion darüber hin-
aus auf dem internationalen Brennstoffmarkt 
als Lieferant von niedrig angereichertem 
Uran aufgetreten, bei dem die westeuropä-
ischen Staaten derzeit etwa die Hälfte ihres 
Brennstoffbedarfs decken.
Gegenwärtig ist die sowjetische Nuklearpoli-
tik durch das Bemühen gekennzeichnet, eng 
mit den Vereinigten Staaten bei der Verhin-
derung einer Weiterverbreitung von Kernwaf-
fen zusammenzuarbeiten. Auf dem Höhepunkt 
der amerikanischen Kritik an deutsch-brasilia-
nischen Nuklearabkommen wurde Moskau 
deswegen in Bonn vorstellig. Auch in ihrem 
eigenen Einflußbereich verstärkte die Sowjet-
union ihre Zurückhaltung bei der Lieferung 
von nuklearen Anlagen. Im „Supplier's Club" 
hat Moskau die von Washington vertretene 
Restriktionspolitik unterstützt und sich für ein 
Verbot der Weitergabe sensitiver Anlagen 
eingesetzt. Ebenfalls hat es an der Ausarbei-
tung und Verabschiedung der Richtlinien für 
den Nuklearexport mitgewirkt und sich in der 
IAEO für die Verbesserung der Sicherungs-
maßnahmen eingesetzt.
Ähnlich wie während der Verhandlungen 
über den Kernwaffensperrvertrag ist eine Si-
tuation entstanden, in der die Vereinigten 
Staaten und die Sowjetunion ein hohes ge-
meinsames Interesse an einer nuklearen Sta-
bilisierung besitzen. Diese „nukleare Kompli-
zenschaft" der beiden Großen schafft Konflik-
te mit den anderen nuklearen Lieferländern, 
die ihre Prioritäten unterschiedlich gesetzt 
haben, und mit den nuklearen Schwellen-
mächten, die sich diskriminiert fühlen und die 
den „Nuklearimperialismus" der Kernwaffen-
staaten scharf kritisieren.

Die nuklearen Lieferländer: Realisierung wirtschaftlicher Vorteile

In den letzten Jahren hat sich eine Gruppe 
von zivilen nuklearen Lieferländern herausge-

bildet, die als Produzenten und Lieferanten 
von Kernkraftanlagen weltweit agieren und 
das Monopol der Vereinigten Staaten und der 
Sowjetunion auf diesem Gebiet gebrochen ha-
ben. Zu ihnen sind die beiden kleineren Kern-
waffenstaaten Großbritannien und Frankreich 



zu zählen sowie die Nichtkernwaffenstaaten 
Kanada, Bundesrepublik Deutschland, Japan 
und Schweden. Potentielle weitere Mitglieder 
dieser Gruppe sind Belgien, die CSSR, die DDR, 
Italien, die Niederlande, Polen und die Schweiz. 
Ihre Interessen unterscheiden sich deutlich 
von denjenigen der nuklearen Großmächte. Im 
Vordergrund stehen bei ihnen technologische 
Leistungsfähigkeit, auch technologische Kon-
kurrenz bzw. Aufholen des technologischen 
Abstandes zu den Vereinigten Staaten, fer-
ner die unbeschränkte wirtschaftliche Nut-
zung der Kernspaltung, vor allem zur Ener-
gieerzeugung im eigenen Lande, aber auch 
zum weltweiten Anlagenexport. Sicherheits-
gesichtspunkte glauben sie dagegen in Anbe-
tracht des von den nuklearen Supermächten 
garantierten nuklearen Gleichgewichts hint-
anstellen zu können.

Die Interessengemeinschaft dieser Staaten er-
gibt sich primär aus ihrem wirtschaftlich-
technologischen Potential. Sie ist in den sieb-
ziger Jahren evident geworden, wenn auch 
ihre Wurzeln weiter zurückreichen. Mit der 
Einladung dieser Staaten zur Mitarbeit in der 
Gruppe der Nuklearen Lieferländer fanden 
ihre Belange internationale Beachtung.

Die Entwicklung des nuklearen Sektors ver-
lief in den fünf wichtigsten zivilen Nuklear-
staaten recht unterschiedlich. Das britische 
und das kanadische Nuklearprogramm, in ge-
wissen Grenzen auch das französische, gingen 
auf das anglo-kanadische Montreal-Projekt 
und das britisch-amerikanische Quebec-
Abkommen von 1943 zurück. Allerdings wur-
de die kriegsbedingt
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e Zusammenarbeit bald 
nach der japanischen Kapitulation zugunsten 
nationaler Programme aufgegeben bzw. von 
den USA aufgekündigt ).

Während die Kanadier vor allem Uranpro-
spektion und nukleare Grundlagenforschung 
betrieben und an der zivilen Nutzung der 
Kernenergie interessiert waren, hatte für 
Großbritannien der Erwerb eines strategi-
schen Nuklearpotentials Priorität. Das erste 
zivile Reaktorprogramm wurde im Juni 1952 
verabschiedet, die Ausgliederung der Kern-
forschung aus dem Verteidigungsressort und 
die Schaffung der Britischen Atomenergiebe-
hörde erfolgte 1954 Heute verfügt Großbri-
tannien über neun Kernkraftwerke des MA-

19) Vgl. Andrew J. Pierre, Nuclear Politics. The 
British Experience with an Independent Strategie 
Force 1939—1970, London 1972, S. 40 ff., S. 54 ff. 
und S. 112 ff.

GNOX- (Natur-Uran) Typs, die etwa 10 v. H. 
der Elektrizität liefern. Weitere fünf Kern-
kraftwerke eines weiterentwickelten, gasge-
kühlten Reaktortyps sollen 1979 in Betrieb 
genommen werden; in der Planung befinden 
sich zwei weitere Werke. Darüber hinaus ver-
fügt Großbritannien über ein breites Spek-
trum nuklearer Anlagen (z. B. zur Wiederauf-
bereitung und zur Herstellung von Radioiso-
topen) sowie von Forschungsinstituten 20).

20) Vgl. Central Office of Information (Hrsg.), Nu-
clear Energy in Britain, London 1975.
21) Vgl. Lawrence Scheinman, Atomic Energy Po-
licy in France Under the Fourth Republic, Prince-
ton, N. J., 1965; ferner Bertrand Goldschmidt, 
L'aventure atomique, Paris 1962; Wilfried Kohl, 
French Nuclear Diplomacy, Princeton, N. J„ 1971.

In Frankreich stand die Gründung des Comite 
a l’Energie Atomique (CEA) im Oktober 1945 
am Anfang der Nachkriegsentwicklung. Es 
befaßte sich zunächst vor allem mit Grundla-
genforschung. Ziel war es, die französische 
Nuklearforschung so rasch wie möglich der-
jenigen der angelsächsischen Mächte eben-
bürtig zu machen. Erst in der zweiten Phase 
wurde an der industriellen Nutzung der Kern-
energie gearbeitet. Schwerpunktprojekt des 
1. Fünfjahresplans war die Produktion von 
Plutonium als Spaltstoff für künftige Reakto-
ren. Damit sollte einmal die Unabhängigkeit 
auf dem Brennstoffsektor gewährleistet wer-
den, zum anderen wurde damit jedoch auch 
die Grundlage gelegt für ein späteres militä-
risches Nuklearprogramm. Bereits der 2. Fünf-
jahresplan von 1957 enthielt Mittel für For-
schungs- und Entwicklungsarbeiten auf dem 
militärischen Sektor. Kernstück war eine Iso-
topentrennanlage zur Produktion von angerei-
chertem Uran. Im April 1958 wurde dann der 
Bau eines militärischen Sprengkörpers be-
schlossen, der im Februar 1960 gezündet wur-
de21 ).

Die britische und die französische Entschei-
dung für den Bau von Kernwaffen hatte ähnli-
che und doch wieder sehr verschiedene Moti-
ve. Beide Staaten waren aus dem Zweiten 
Weltkrieg siegreich hervorgegangen, hatten 
jedoch politischen Einfluß, wirtschaftliche 
Macht und kolonialen Besitz verloren. Beide 
sahen daher in Kernwaffen vor allem politi-
sche Instrumente, um zumindest einen Teil 
des verlorenen Einflusses wiederzuerlangen. 
Während Großbritannien nach Bündnisfähig-
keit und Einfluß gegenüber den USA strebte, 
hatte die Nuklearpolitik Frankreichs das Ziel, 
seine Unabhängigkeit politisch und militä-
risch zu untermauern.



Auch das zivile Nuklearprogramm Frank-
reichs hat zum einen die Aufgabe, die Abhän-
gigkeit des Landes von Rohölimporten zu ver-
ringern. Zum anderen ist Frankreich ein 
wichtiger Anbieter von nuklearen Anlagen 
und Dienstleistungen auf dem Weltmarkt. In 
einem komplizierten Anpassungsprozeß hat es 
die Linie der national entwickelten und mit 
Natururan arbeitenden Gas-Graphit-Reakto-
ren aufgegeben und sich für die leistungs-
fähigeren Leichtwasser-Reaktoren amerikani-
scher Bauart entschieden, gleichzeitig je-
doch Anlagen zur Anreicherung und Wieder-
aufbereitung von bestrahlten Brennstoffen er-
richtet, um alle Stufen des Brennstoffkreislau-
fes in nat

22

ionaler Regie zu haben. Gegenwär-
tig ist Frankreich führend auf dem Gebiet der 
Entwicklung und dem Bau von Schnellen Brü-
tern. Das größte handicap für das französi-
sche Kernenergieprogramm sind — neben 
Einsprüchen von Kernkraftgegnern gegen den 
Bau von neuen Anlagen — seine steigenden 
Kosten und die Finanznot der staatlichen 
Elektrizitätsgesellschaft EDF ).

In der Bundesrepublik und in Japan waren 
die Kernforschung bis Mitte der fünfziger 
Jahre durch das Besatzungsstatut beschränkt. 
Während Bundeskanzler Adenauer durch ei-
nen formellen Verzicht in den Pariser Verträ-
gen auf die Produktion von ABC-Waffen und 
seine Kontrolle durch die Westeuropäische 
Union, später durch die Integration der west-
deutschen Kernforschung in die Europäische 
Atomgemeinschaft (EURATOM) das Mißtrau-
en gegenüber Deutschland zu beseitigen und 
die Beschränkungen abzubauen suchte, 
schlug Japan den Weg einer gesetzlichen 
Verankerung der ausschließlich friedlichen 
Nutzung der Kernenergie im „Atomenergie-
Grundgesetz" sowie einer engen
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 Zusammen-

arbeit mit den Vereinigten Staaten ein ).

Nach der Wiedererlangung der staatlichen 
Souveränität kam es in der Bundesrepublik 
etwa gleichzeitig zu Initiativen seitens der 
Wissenschaft, der Industrie, der Elektrizitäts-
gesellschaften und von Bund und Ländern. 
1956 gründeten der Bund, das Land Baden-

Württemberg und die Industrie gemeinsam 
das Kernforschungszentrum Karlsruhe. Als 
weitere Kernforschungszentren wurden die 
Kernforschungsanlage Jülich des Landes 
Nordrhein-Westfalen und die Gesellschaft für 
Kernenergieverwertung in Schiffbau und 
Schiffahrt mbH gegründet22). Diese dezentra-
le Struktur prägte das erste Jahrzehnt der 
Forschungspolitik. Ein zweites Merkmal war 
die parallele Entwicklung — und Förderung — 
verschiedener Reaktorlinien. Während die 
öffentliche Förderungspolitik die Entwicklung 
eigener Reaktortypen und den Aufbau einer 
leistungsfähigen Kernindustrie unterstützen 
sollte, dominierten bei den Elektrizitätsfirmen 
Rentabilitätskriterien. Unter diesem Gesichts-
punkt waren für sie die in den USA entwik-
kelten Leichtwasserreaktoren (LWR) beson-
ders attraktiv. Dank ihres relativ hohen Ent-
wicklungsstandes waren die führenden Unter-
nehmen im Anlagenbau — Siemens, AEG und 
Brown/Boveri/Krupp — in den sechziger Jah-
ren in der Lage, über Lizenzen auf Gegensei-
tigkeit, LWR technologisch weiterzuentwik-
kein und sich dann in den siebziger Jahren 
von ausländischen Lizenzen unabhängig zu 
machen.

22) Vgl. Guy de Carmoy, The politics of French 
nuclear development, unveröffentl. Mskr., Februar 
1978.
23) Vgl. Kei Wakaizumi, The Problem for Japan, 
in: Alastair Buchan (Ed.), A World of Nuclear Po-
wers?, Englewood Cliffs, N. J., 1966, S. 76 ff.; ferner 
Yoshiyasu Sato, Japan's Response to Nuclear 
Developments: Beyond „Nuclear Allergy", in: 
Onkar Marwah and Ann Schulz (Ed.), Nuclear Pro-
liferation and the Near-Nuclear Countries, Cam-
bridge, Mass., 1975, S. 225 ff.

Kennzeichen der Kommerzialisierung des 
deutschen Reaktorbaus in den siebziger Jah-
ren waren einmal die Reduzierung der Rolle 
des Staates als Förderer und Finanzier und 
andererseits — durch die sich dadurch erge-
benden Wirtschaftlichkeitsgesichtspunkte — 
eine fortschreitende Unternehmenskonzentra-
tion. 1969 gründeten AEG und Siemens als 
gemeinsame Tochtergesellschaft die Kraft-
werkunion AG, die zum beherrschenden Un-
ternehmen auf dem Reaktormarkt wurde. (Als 
AEG 1976 seine Anteile an Siemens verkaufte, 
ging die KWU ganz in den Besitz von Siemens 
über.) 1971 wurde die Babcock-Brown & Boveri 
Reaktor GmbH gegründet, die mit einer ameri-
kanischen Lizenz ebenfalls LWR herstellt. Die 
staatlichen Förderungsmittel werden heute 
primär zur Entwicklung von Hochtemperatur-
reaktoren und Schnellen Natriumbrütern sowie 
für die Sicherung der Brennstoffversorgung, 
die Urananreicherung, die Wiederaufberei-
tung und die Endlagerung eingesetzt. Ziel ist 
dabei weiterhin, Zugang zu allen Teilen des 
Brennstoffkreislaufes zu haben.

24) Vgl. Otto Keck, Fast Breeder Reactor Devel-
opment in West Germany: An Analysis of Go-
vernment Policy. PhD. Dissertation, Univ, of 
Sussex, 1977; ferner Karl Winnacker und Karl 
Wirtz, Das unverstandene Wunder. Kernenergie 
in Deutschland, Düsseldorf 1975.



Beim Wiederaufbau der westdeutschen Wirt-
schaft wurde der Kernindustrie besondere Be-
deutung als Wachstums- und Zukunftsindu-
strie zugemessen. Eine konkurrenzfähige Kern-
industrie sollte vor der Welt (und nicht zu-
letzt auf den Exportmärkten!) die Leistungsfä-
higkeit der deutschen Wirtschaft dokumentie-
ren. Dies galt insbesondere, als sich erwies, 
daß die Bundesrepublik auf anderen Gebieten, 
z. B. beim Flugzeug- oder Großcomputerbau, 
nicht mehr mithalten konnte. Der „Schnelle 
Brüter" erhielt daher für die deutsche Indu-
strie etwa die gleiche symbolische Bedeutung 
wie für Frankreich die „Concorde". Näherlie-
gend war jedoch das energiepolitische Bemü-
hen, die Abhängigkeit der Bundesrepublik 
von Energieeinfuhren und vom Preisdiktat 
der OPEC-Staaten zu reduzieren. Bislang ist 
allerdings die gesamtwirtschaftliche Bedeu-
tung des nuklearen Sektors relativ gering. 
Der Anteil der Kernenergie am Gesamtener-
gieverbrauch beträgt derzeit 3,1 Prozent; bis 
1985 ist ein Anstieg auf 13 Prozent geplant. 
Der Anteil an der Stromerzeugung beträgt ge-
genwärtig etwa 8 Prozent und soll in den 
nächsten zehn Jahren auf 35 Prozent gestei-
gert werden. In der Kernindustrie werden 
derzeit etwa 35 000 Arbeitskräfte beschäftigt, 
zum größten Teil Spezialisten. Weitere 
240 000 Arbeitsplätze bestehen bei ca. 300 Zu-
lieferbetrieben. Das jährliche Investitionsvo-
lumen für Kernkraftwerke und Brennstoff-
kreislauf ist mit etwa acht Mrd. DM beträcht-
lich25 ). Die Produktionskapazität der Kraft-
werkshersteller wurde — in den Jahren des 
Booms und in der Annahme eines rasch stei-
genden Energiebedarfs — für den gleichzeiti-
gen Bau von sechs Kraftwerken mit einer Lei-
stung von je 1300 MWe ausgelegt. Da nach 
den gegenwärtigen Planungen davon nur 
zwei auf dem Binnenmarkt abgesetzt werden 
können, kann eine Kapazitätsauslastung nur 
über Auslandsaufträge erfolgen. Die Folge ist 
eine starke Exportorientierung der Kernkraft-
industrie.

25) Vgl. Bundesministerium für Forschung und 
Technologie, Zur friedlichen Nutzung der Kern-
energie. Eine Dokumentation der Bundesregierung, 
Bonn 1977, S. 430 ff.

26) Vgl. Edward F. Wonder, On Comparing Nu-
clear Export Policies: Seeking the Determinants 
of International Control. Arbeitspapier für die 
Jahrestagung der American Political Science Asso-
ciation, Washington, D. C., 1977, S. 14 ff.

Den unterschiedlichen Entstehungsbedingun-
gen und Zielsetzungen entsprechen auch un-
terschiedliche nationale Organisationsformen. 
In Großbritannien, wo die zivile Kernfor-
schung zunächst ein Nebenprodukt der mili-
tärischen Entwicklung war, übt auch heute 
noch der Staat eine dominierende Rolle auf 
Auftraggeber und Unternehmer aus. Die 1954 

gegründete und heute dem Staatssekretär für 
Energiefragen unterstellte Atomic Energy Au-
thority (UKAEA) ist sowohl das zentrale 
Koordinationsgremium für alle Kernenergie-
fragen als auch ein riesiges staatliches For-
schungsinstitut.

Auch in Frankreich kommt dem Commissariat 
ä L'Energie Atomique (CEA) eine Schlüssel-
stellung zu. Es ist gleichzeitig Atomenergie-
behörde, Großforschungszentrum und indu-
strielle Holdinggesellschaft für eine Reihe 
von spezialisierten Unternehmen. Mit der Ein-
setzung des „Conseil Superieure de Politique 
Nucleaire Exterieure (CPNE)" durch Staats-
präsident Giscard d’Estaing ist jedoch die po-
litische Leitungsfunktion des Staates gegen-
über den ausufernden ökonomischen Interes-
sen unterstrichen worden.

In Kanada wird der Uranbergbau — die älte-
ste und zunächst bedeutendste Aktivität auf 
dem Nuklearsektor — durch Staatsunterneh-
men getätigt. Auch der wichtigste Kernkraft-
werkshersteller — Atomic Energy of Canada, 
Ltd. (AECL) — befindet sich teilweise im 
Staatsbesitz, während sich die Elektrizitätsge-
sellschaften überwiegend in Privatbesitz befin-
det. AECL nimmt darüber hinaus Forschungs-
und Entwicklungsaufgaben wahr. Während 
die AECL beim Ministerium für Energie, 
Bergbau und Rohstoffe ressortiert, wird die 
staatliche Aufsicht, einschließlich der Geneh-
migungsverfahren, vom Atomic Energy Con-
trol Board (AECB) ausgeübt26 ).

Für die Bundesrepublik und für Japan ist eine 
Kooperation, in einzelnen Fällen aber auch 
Konkurrenz von Staat und Industrie charakte-
ristisch. Die gemeinsame Gründung von For-
schungseinrichtungen und die Aufstellung der 
verschiedenen Atompläne, aber auch die Ent-
scheidung der Elektrizitätsversorgungsunter-
nehmen für die Leichtwasserreaktorlinie sind 
dafür Belege. Allmählich entwickelte sich 
eine Art von Arbeitsteilung, nach der der 
Bund einen Großteil der Kosten für For-
schung und Entwicklung, die Industrie die 
Weiterentwicklung bis zur Serienreife sowie 
Investitions- und Betriebskosten übernahmen. 
Auslandsgeschäfte wurden vom Staat nicht 
nur mit Krediten und Ausfallbürgschaften ge-
fördert, sondern in der Regel auch im Rahmen 
von Regierungsabkommen abgewickelt. Die 



Federführung für Kernforschung und -ent-
Wicklung lag in der Bundesrepublik zunächst 
beim von Franz Josef Strauß geleiteten Bun-
desministerium für Atomfragen, aus dem das 
heutige Bundesministerium für Forschung und 
Technologie (BMFT) entstand. Das Kernfor-
schungszentrum Karlsruhe ist ein staatliches 
Großforschungszentrum. Als 
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Bindeglied zwi-
schen Ministerium und Industrie und als Be-
ratungsgremium des Bundes diente vom Janu-
ar 1956 bis zum Oktober 1971 die Deutsche 
Atomkommission, der 25 Vertreter aus Wis-
senschaft und Industrie sowie der Verbände 
angehörten. Das Deutsche Atomforum wurde 
1959 als Interessenvertretung der Kerntechni-
schen Industrie gegründet, um in der Öffent-
lichkeit um Verständnis und Unterstützung 
für diese zu werben ).  Die enge Verflech-
tung zwischen staatlicher Verwaltung und In-
dustrie einerseits und das geringe Maß an po-
litisch-parlamentarischer Kontrolle anderer-
seits (die Aktivitäten der Umweltschützer und 
Kernkraftgegner sind ja erst neueren Datums, 
und sie üben weniger eine Kontrolle aus, als 
daß sie eine Antihaltung repräsentieren und 
auslösen) haben dazu geführt, daß das Bun-
desministerium für Forschung und Technolo-
gie (BMFT) zum Sachwalter und Interessen-
vertreter der Kernindustrie in der Bundesre-
publik geworden ist.

Die Verflechtung von staatlichen und indu-
striellen Strukturen und Interessen ist somit 
für alle fünf Länder kennzeichnend. In Groß-
britannien, Frankreich und Kanada gibt die 
staatliche Planung den Rahmen für die indu-
striellen Aktivitäten ab, wobei der Staat häu-
fig Unternehmer und Kontrolleur in einer Per-
son ist, während in der Bundesrepublik und 
Japan industrielle Interessen den Kurs der 
staatlichen Nuklearpolitik weitgehend be-
stimmen.
Ein weiterer Rahmen für die Nuklearpolitik 
der Bundesrepublik und Frankreichs, seit 1973 
auch Großbritanniens, ergibt sich durch ihre 
Mitgliedschaft in der EURATOM-Gemein-
schaft. Frankreich und die Bundesrepublik 
initiierten EURATOM mit sehr unterschiedli-
chen Erwartungen. Auf deutscher Seite wurde 
an die Gründung der Atomgemeinschaft die 
Erwartung geknüpft, diese könnte sich — ne-
ben EGKS und EWG — als Vorstufe zu einer 
Europäischen Politischen Gemeinschaft erwei-
sen. Bonn sah in ihr ferner ein politisches Si-
cherheitsnetz für die junge deutsche Atomfor-

schung, das angesichts der eingebauten Si-
cherungsmaßnahmen Schutz vor Mißtrauen 
über die Redlichkeit der deutschen Motive 
und vor der Verdächtigung, die Bundesrepu-
blik strebe nach Kernwaffen, bieten sollte. In 
Frankreich waren dagegen Regierung und 
Parlament bestrebt, eine Beeinträchtigung der 
nationalen Handlungsfreiheit zu vermeiden, 
insbesondere keine zusätzlichen Hindernisse 
für eine nukleare Waffenentwicklung aufzu-
richten. Paris versprach sich vor allem eine 
finanzielle Unterstützung seiner ehrgeizigen 
Projekte durch die Gemeinschaft. Seine ei-
gentliche Bedeutung erhielt die EURATOM 
als Rahmen für die nukleare Kooperation mit 
den Vereinigten Staaten, die fast ausschließ-
lich über die Gemeinschaft abgewickelt wur-
de (so z. B. bis heute die Brennstofflieferun-
gen der USA), und als Rahmen für ein System 
gemeinschaftseigener Sicherheitskontrollen, 
von denen zwar die französischen und briti-
schen Kernwaffenprogramme ausgenommen 
sind, das aber dennoch von den Mitgliedern 
als zuverlässig und nichtdiskriminierend emp-
funden wurde. Während der Verhandlungen 
über den Nichtverbreitungsvertrag legten die 
Gemeinschaftsmitglieder deshalb auch Wert 
darauf, daß dieses System nicht zerstört wür-
de.
Der Beitritt Großbritanniens im Zuge der Er-
weiterung der Europäischen Gemeinschaften 
hat EURATOM nicht wesentlich verändert. 
Die vorhandenen Gemeinschaftsprojekte — 
das Kernforschungszentrum ISPRA, der ge-
plante Teilchenbeschleuniger — konnten je-
weils nur nach langem Feilschen um nationa-
le Egoismen realisiert werden. Erfolgreicher 
waren dagegen Projekte, die von zwei oder 
mehr Staaten gemeinsam unternommen wur-
den, wie z. B. die französisch-italienisch-
iranisch-spanisch-belgische Anreicherungsan-
lage „Eurodif" oder die gemeinsam von Groß-
britannien, der Bundesrepublik und den Nie-
derlanden betriebene Ultrazentrifuge der 
„Urenco". In der Regel vermochten jedoch 
erst äußere, alle Gemeinschaftsstaaten betref-
fende Ereignisse so etwas wie ein politisches 
Gemeinschaftsbewußtsein auszulösen. Die Re-
aktion auf den Kernwaffensperrvertrag Ende 
der sechziger/Anfang der siebziger Jahre oder 
die Irritation durch die amerikanische Nukle-
argesetzgebung im Frühjahr 1978 sind dafür 
Beispiele.
Die Verhandlungen über den Kernwaffen-
sperrvertrag fanden in einer Phase statt, in 
der die nukleare Zukunft — und zwar in si-
cherheitspolitischer wie in wirtschaftlich-

27) Vgl. Winnacker/Wirtz, Das unverstandene 
Wunder, a. a. O., S. 355 und S. 55 ff.



technologischer Hinsicht — ungewiß war. In 
Großbritannien und Frankreich war zu dieser 
Zeit eine lebhafte Strategiediskussion über 
die Funktion nationaler Nuklearstreitkräfte 
im Gange; Kanada überprüfte seinen NATO-
Beitrag; Japan stand vor der Aufgabe, die 
Auswirkungen der chinesischen Nuklearex-
plosion für seine Sicherheit und politische 
Rolle in Südostasien zu bewerten; die Bun-
desrepublik führte mit den Vereinigten Staa-
ten Verhandlungen über eine nukleare Teil-
habe im Rahmen einer multilateralen NATO-
Atomstreitmacht. Während der Nichtverbrei-
tungsvertrag die privilegierte Stellung Groß-
britanniens und Frankreichs festschrieb, be-
schränkte und erweiterte er zugleich den 
Handlungsspielraum der Bundesrepublik und 
Japans. Bonn mußte sowohl auf die MLF als 
auch auf andere Formen nuklearer Teilhabe 
verzichten, gleichzeitig befreite es sich je-
doch — ebenso wie Japan — von dem seitens 
der Sowjetunion und ihren Verbündeten mit 
Permanenz vorgebrachten Vorwurf, es strebe 
nach Kernwaffen. Der Vertrag betraf die 
Schwellenmächte in ähnlicher Weise; dies 
führte zu einer weitgehenden Interessenab-
stimmung unter ihnen, die sich in ähnlichen 
Argumenten und einer gemeinsamen Haltung 
auf der Konferenz der Nichtnuklearen Staaten 
im Sommer 1968 in Genf ausdrückte.

Ebenso waren in den sechziger Jahren die 
Möglichkeiten und Grenzen der friedlichen 
Nutzung der Kernenergie noch nicht abzuse-
hen. Die ersten kommerziellen Reaktoren 
wurden in Betrieb genommen, die technologi-
sche Entwicklung der Kernenergie und ihre 
wirtschaftliche Bedeutung ließen sich in den 
verschiedenen Staaten jedoch noch nicht prä-
zise abschätzen. Auf keinen Fall durfte durch 
den Kernwaffensperrvertrag die friedliche 
Nutzung der Kernenergie behindert werden, 
auch sollte es keine Benachteiligung gegen-
über den Kernwaffenstaaten geben. Dieser 
Gesichtspunkt spielte auch beim Abschluß 
des Abkommens über Sicherheitsmaßnahmen 
mit der IAEO eine Rolle. Für die Bundesrepu-
blik war darüber hinaus wichtig, daß das 
EURATOM-System nicht gefährdet werden 
würde; Japan wollte sich dagegen nicht ge-
genüber der EURATOM diskriminiert sehen. 
Bonn wie Tokio ratifizierten den NV-Vertrag 
daher erst, als ein befriedigendes IAEO-Siche-
rungsabkommen ausgehandelt worden war. 
Beide sahen zwar nicht alle Bedenken hin-
sichtlich des Vertragswerkes ausgeräumt, 
eine weitere Zurückhaltung hätte jedoch ihre 
Beziehungen zu den Vereinigten Staaten bela-

stet, von denen beide
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 sicherheitspolitisch ab-
hängig sind ).
Der im Nichtverbreitungsvertrag zutage ge-
tretene Gegensatz zwischen den nuklearen 
Supermächten einerseits und den zivilen Nu-
klearmächten andererseits verschärfte sich 
weiter in den siebziger Jahren. Grund dafür 
war einmal die verschiedene Energiesitua-
tion: Die Vereinigten Staaten waren in we-
sentlich größerem Maße autark und damit 
weniger vom Olembargo und Preisdiktat der 
OPEC-Staaten als die Westeuropäer betroffen, 
ebenso hatte die unterschiedliche Struktur, 
Größe und volkswirtschaftliche Bedeutung 
der einheimischen Kernindustrie zur Folge, 
daß sie weniger auf den Exportmarkt ange-
wiesen waren. Die andere Ursache ist darin 
zu sehen, daß die USA eine sicherheitspoliti-
sche Position vertraten, während die Haltung 
der zivilen Nuklearstaaten wesentlich von 
kommerziellen Gesichtspunkten geprägt war. 
Der Konflikt entzündete sich an dem deutsch-
brasilianischen Nuklearabkommen von 1975 
und der französischen Bereitschaft, Wieder-
aufbereitungsanlagen an Südkorea und an Pa-
kistan zu liefern. Die indische Nuklearexplo-
sion hatte bewirkt, daß Washington das Risiko 
des Transfers nuklearer Anlagen in Länder 
der Dritten Welt fürchtete und ein höheres 
Maß an Zurückhaltung und Kontrolle emp-
fahl. Während Kanada, das mit seinem 1960 
an Indien gelieferten Forschungsreaktor we-
sentlich zur indischen „Bombe" beigetragen 
hatte, neue Sicherungsmaßnahmen ankündig-
te, machten die westeuropäischen zivilen Nu-
klearmächte geltend, daß seit Inkrafttreten 
des NV-Vertrages alle Nuklearexporte der 
Kontrolle der IAEO unterlägen und daß bis-
her in keinem Fall beim Betrieb eines Kern-
kraftwerkes angefallenes Plutonium zur Waf-
fenherstellung benutzt worden sei. Dieser 
Weg sei zu langwierig und kostspielig. Hinzu 
kam die Sorge, daß vermehrte Restriktionen 
die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen 
Kernindustrie beeinträchtigen würden, die un-
ter Wirtschaftlichkeitsgesichtspunkten den 

28) Zur Nichtverbreitungspolitik der Bundesrepu-
blik und zur innenpolitischen Debatte über den 
NV-Vertrag vgl. Helga Haftendorn, Abrüstungs-
und Entspannungspolitik zwischen Sicherheitsbe-
friedigung und Friedenssicherung. Zur Außenpoli-
tik der Bundesrepublik Deutschland 1955—1973, 
Düsseldorf 1974, S. 109 ff.; Uwe Nerlich, Der NV-
Vertrag in der Politik der BRD. Zur Struktur eines 
außenpolitischen Prioritätskonflikts, SWP, S. 217, 
Ebenhausen 1973. Zur japanischen NV-Politik vgl. 
Sato, Japan s Response to Nuclear Developments, 
a. a. O.; Quester, The Politics of Nuclear Prolifera-
tion, a. a. O., S. 103 ff.



Exportmarkt brauchte und sich gegen die 
marktbeherrschende Stellung der USA durch-
zusetzen suchte. De
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r heftige Konkurrenz-
kampf um Anteile am Weltmarkt führte dann 
auch dazu, daß die amerikanischen Warnun-
gen in Westeuropa zunächst als Ausdruck 
wirtschaftlichen Konkurrenzneides verstan-
den wurden ).

Im deutsch-brasilianischen Abkommen 30)  
hatte sich zum ersten Mal ein Land verpflich-
tet, einen kompletten Brennstoffkreislauf an 
ein Land der Dritten Welt zu liefern. Zwei 
Entwicklungen hatten zum Abschluß dieses 
Geschäftes beigetragen: Zum einen die Ent-
täuschung Brasiliens, daß die Vereinigten 
Staaten — ursprünglich war als Kraftwerks-
lieferant der amerikanische Konzern Westing-
house in Betracht gezogen worden — weder 
bereit waren, eine Liefergarantie für angerei-
chertes Uran abzugeben, noch Wiederaufbe-
reitungsanlagen an Brasilien zu liefern; und 
zum anderen die seit langem zwischen der 
Bundesrepublik und Brasilien bestehende Zu-
sammenarbeit auf technologisch-wissenschaft-
lichem und wirtschaftlichem Gebiet. Für die 
deutsche Seite war das Brasilien-Abkommen 
in erster Linie ein Exporterfolg; man glaubte 
in Bonn, daß das Brasilienabkommen, insbe-
sondere in Anbetracht der vorgesehenen Si-
cherungsmaßnahm
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en, voll in Einklang mit 
den Intentionen des Nichtverbreitungsvertra-
ges stehen würde. Bei seinem Zustandekom-
men spielte auch eine wesentliche Rolle, daß 
es nahezu ausschließlich vom BMFT und von 
der Außenwirtschaftsabteilung im Auswärti-
gen Amt vorbereitet und durchgeführt wur-
de ).

Die Kritik an dem französisch-pakistanischen 
Abkommen über die Lieferung einer Wieder-
aufbereitungsanlage an Pakistan entzündete 
sich daran, daß Pakistan unter dem Eindruck 
der indischen Kernexplosion auch nach einer 
nuklearen Option strebt. Die Vereinigten 

Staaten versuchten, über die Androhung einer 
Einstellung der Militärhilfe das Land zu ei-
nem Rücktritt von dem Abkommen zu veran-
lassen. Dieses war jedoch nicht bereit, dem 
Druck nachzugeben. Mehr Erfolg hatte Wa-
shington in Seoul, das ebenfalls eine Wieder-
aufbereitungsanlage von Frankreich beziehen 
wollte. Hier glaubte der amerikanische Ge-
heimdienst konkrete Hinweise darauf zu ha-
ben, daß Südkorea angesichts des bevorste-
henden Abzuges der amerikanischen Truppen 
Vorbereitungen für ein eigenes nukleares Ab-
schreckungspotential traf. Allerdings kostete 
das südkoreanische Einlenken seinen Preis: 
die Vereinigten Staaten sagten Südkorea zu, 
ihre (nuklearen) Luftstreitkräfte im Land zu 
belassen und ihre Militärhilfeleistungen deut-
lich zu erhöhen.
Ein weiterer Streitpunkt waren die verschie-
denen Auffassungen der USA und der ande-
ren nuklearen Lieferländer in der Frage des 
Brennstoffkreislaufes und der Plutonium-
Wirtschaft. In den Vereinigten Staaten war in 
einem von der Ford Foundation initiierten Be-
richt die Zurückstellung von Wiederaufberei-
tungsanlagen und Schnellen Brütern empfoh-
len worden, bis Technologien entwickelt wor-
den wären, durch welche die Gefahr verrin-
gert würde, daß Plutonium für militärische 
Zwecke abgezweigt werden könnte. Da die 
vorhandenen Uranreserven ausreichend seien 
und eine Wiederaufbereitung daher unwirt-
schaftlich wäre, könnte auch aus diesen 
Gründen auf einen vollen Brennstoffkreislauf 
verzichtet werden32). Aus der Sicht der von 
der Einfuhr von Uran, insbesondere von ange-
reichertem Brennstoff abhängigen westeuro-
päischen Nuklearstaaten und Japans sah die 
Situation jedoch anders aus. Priorität hatte 
die Sicherstellung der Versorgung mit 
Kernbrennstoffen über den Betrieb eigener 
Anreicherungs- und Wiederaufbereitungsan-
lagen. Hinzu kam, daß in der Wiederaufarbei-
tung auch eine, zumindest teilweise Lösung 
für das Abfallproblem gesehen wurde.29) Siehe z. B. die Berichterstattung über das Bra-

silien-Abkommen und die amerikanische Kritik an 
diesem in der deutschen Presse, vgl. Theo Sommer, 
in: DIE ZEIT, 27. 6. 1975.
30) Vgl. den Text des deutsch-brasilianischen Ab-
kommens vom 27. 6. 1975, in: Europa-Archiv, 
Folge 18/1975, S. D 485 ff.
31) Vgl. Lothar Wilker, Das Brasilien-Geschäft — 
Ein „diplomatischer Betriebsunfall"?, in: Helga 
Haftendorn, Wolf-Dieter Karl, Joachim Krause und 
Lothar Wilker, Verwaltete Außenpolitik. Sicher-
heits- und entspannungspolitische Entscheidungen 
in Bonn, Köln 1978, S. 191 ff.; Helga Haftendorn, 
The Nuclear Triangle: Washington, Bonn and Bra-
silia. National Nuclear Policies and International 
Proliferation, Washington, D. C., 1978.

32) Vgl. den sog. Ford-Mitre-Report, Nuclear Issues 
and Choices, Report of the Nuclear Energy Policy 
Study Group, Cambridge, Mass., 1978.

Während in den Vereinigten Staaten nur eine 
— bislang unwirtschaftliche — kommerzielle 
Wiederaufbereitungsanlage in Betrieb und 
der Bau von Schnellen Brütern innenpolitisch 
umstritten und von der Regierung zurückge-
stellt worden war, befanden sich in den west-
europäischen Nuklearstaaten geschlossene 
Brennstoffkreisläufe in der Erprobung oder 
bereits im Betrieb. Die Politik Washingtons, 



die auf eine Beschränkung der Wiederaufar-
beitung abzielte und die für die Weiterverar-
beitung des von ihr gelieferten Spaltstoffes 
ihre vorhergehende Zustimmung forderte, be-
deutete daher eine potentielle Gefährdung der 
westeuropäischen Bestrebungen, Autarkie auf 
dem Kernenergiesektor zu erreichen. Hiervon 
war vor allem die Bundesrepublik betroffen, 
da für Großbritannien und Frankreich als eta-
blierte Kernwaffenstaaten Sonderregelungen 
galten.
Die amerikanisch-europäischen bzw. amerika-
nisch-japanischen Meinungsverschiedenhei-
ten stellten die beteiligten Länder vor die 
Frage, ob ihre nuklearen Interessen oder die 
Rücksichtnahme auf die Bündnisbeziehungen 
Priorität haben sollten. Solange die Nixon-
bzw. Ford-Administration aus Bündnisrück-
sichten ihre Bedenken gegen die westeuropä-
ischen Exportgeschäfte nur auf diplomati-
schem Wege äußerte, versuchten sie, Nicht-
verbreitungsgesichtspunkten dort Rechnung 
zu tragen, wo es sich ohne Beeinträchtigung 
ihrer nuklearen Exportpolitik machen ließ. 
Bonn erklärte sich bereit, in das Brasilien-
Abkommen zusätzliche Sicherungsmaßnah-
men einzubauen. Es unterstützte ferner die 
kanadisch-amerikanische Initiative, im Rah-
men der nuklearen Lieferländer sich über ge-
meinsame Grundsätze für Nuklearexporte zu 
verständigen. Gleichzeitig bekräftigten jedoch 
Bonn und Paris, daß sie zu den mit Brasilien 
und Pakistan abgeschlossenen Abkommen 
stehen und sie in der vorgesehenen Form 
durchführen würden.
Die Arbeit der Gruppe Nuklearer Lieferländer 
(dem sogenannten „London Supplier's Club") 
entsprach dabei in mehrfacher Weise den In-
teressen der nuklearen Lieferländer: Zum ei-
nen leitete sie den amerikanischen Druck auf 
ein multilaterales Forum ab und schütze da-
mit die einzelnen Staaten vor bilateralen 
Pressionen,
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 zum anderen ermöglichte sie eine 
gemeinsame Erarbeitung von Richtlinien, die 
von allen beteiligten Staaten für vertretbar 
gehalten wurden — wobei es dabei nicht 
ohne einige Formelkompromisse abging — 
und die ein Gegeneinanderausspielen auf den 
Exportmärkten verhindern sollten ).  Stärker 
als die Supermächte waren sich Frankreich 
und die Bundesrepublik jedoch des tenden-
ziell diskriminierenden Charakters des Nukle-
arclubs bewußt. Sie machten daher den Vor-
schlag, einige der nuklearen Entwicklungs-
länder zu den Beratungen hinzuzuziehen. Die-
ser Vorschlag scheiterte jedoch einmal an der 
Zurückhaltung Washingtons, vor allem aber 

daran, daß Länder wie Brasilien oder Pakistan 
eine Mitwirkung ablehnten. Insgesamt ver-
folgten Paris und Bonn die Tendenz, über Ab-
sichtserklärungen und eine Verbesserung des 
Kontrollinstrumentariums der IAEO hinaus 
keiner Regelung zuzustimmen, die ihre eigene 
Handlungsfreiheit auf dem Nuklearsektor be-
schränkt und ihre Beziehungen zu den Han-
delspartnern in der Dritten Welt belastet 
hätte.
Mit dem Amtsantritt der Carter-Admini-
stration ergab sich eine neue Situation. 
Die Akzentverlagerung von der Bündnis-
orientierung zur Priorität nuklearer Nicht-
verbreitung forderte die nuklearen Lieferlän-
ger zur Entscheidung heraus, ob sie an ihrer 
bisherigen Haltung festhalten und damit eine 
Belastung ihrer Beziehungen zu den Vereinig-
ten Staaten riskieren sollten, oder ob sie sich 
dies aus sicherheitspolitischen Erwägungen 
nicht leisten könnten. Eine Schlüsselrolle fiel 
dabei Frankreich zu. Nicht nur war es das 
westeuropäische Land mit der am höchsten 
entwickelten Nuklearindustrie und der am 
stärksten auf Unabhängigkeit von den USA 
bedachten Außenpolitik, sondern aufgrund 
der Verflechtung der westeuropäischen Nu-
klearindustrien über EURATOM oder Ge-
meinschaftsprojekte waren die anderen Län-
der auch nicht in der Lage, ihre bisherige Po-
litik gegen Paris durchzuhalten. Es war daher 
von weitreichender Bedeutung, als Staatsprä-
sident Giscard d’Estaing am 16. Dezember 1976 
ankündigte, daß Frankreich bis auf weiteres 
auf den Export von Anreicherungsanlagen 
verzichten werde ). Am 17. Juni 1977 folgte 
die Bundesrepublik, die nun dem Druck so-
wohl von Washington als auch von Paris aus-
gesetzt war, mit einer entsprechenden Erklä-
rung.

33) S. Anm. 5.
34) Zur französischen Nuklearpolitik siehe jetzt 
auch: Pierre Lellouche, Frankreich im internatio-
nalen Disput über die Kernenergie. Die neue aus-
wärtige Nuklearpolitik unter Giscard d’Estaing, 
in: Europa-Archiv, Folge 17/1978, S. 541 ff.; ferner 
Simone Courteix, Exportations nucleaires et non-
proliferation, Paris 1978.

Diese Selbstbindung der beiden wichtigsten 
westeuropäische Staaten muß im Zusammen-
hang gesehen werden mit der auf dem Londo-
ner Gipfel im Mai 1977 getroffenen Vereinba-
rung, die Probleme des Brennstoffkreislaufs 
gemeinsam mit den nuklearen Empfängerlän-
dern zu überprüfen. Auf der Organisations-
konferenz der INFCE setzten insbesondere 
Paris und Bonn durch, daß die Arbeit der Ex-
perten nur in Form von Empfehlungen, aber 



nicht von bindenden Entscheidungen den Re-
gierungen übermittelt werden sollte. Ihre Ab-
sicht war es, die Verabschiedung einer neuen 
Nukleargesetzgebung im amerikanischen 
Kongreß zu verzögern oder zumindest diese 
zu entschärfen. Dabei unterschätzten sie je-
doch die aus der Watergate-Krise genährte 
Eigendynamik in Washington, die relativ ge-
ringe bzw. zu späte Einflußnahme von Seiten 
der amerikanischen Nuklearindustrie und die 
nur sehr vorsichtig vom State Department an 
der Gesetzgebung angebrachten Korrekturen. 
Als am 10. März 1978 der Nuclear Nonprolife-
ration Act in Kraft trat, reagierten sie daher 
mit einer Mischung aus Überraschung, Be-
stürzung und Empörung auf die im Gesetz 
enthaltene Bestimmung, daß sie innerhalb von 
30 Tagen ihre Bereitschaft zu Neuverhandlun-
gen über die geltenden Verträge über Brenn-
stofflieferungen erklären sollten. Die EURA-
TOM-Mitglieder ließen denn auch die Frist 
verstreichen, ehe sie sich — kurz vor dem 
Bonner Wirtschaftsgipfel — zu „Gesprächen" 
mit den USA bereit erklärten. Beide Seiten 
lenkten jedoch ein: EURATOM, indem es sei-
ne Verärgerung über das einseitige Vorgehen 
der USA zurückstellte, und die USA, indem 
sie Flexibilität in der Handhabung des Geset-
zes, insbesondere hinsichtlich der vorgesehe-
nen Fristen und Ausnahmeregeln, in Aussicht 
stellten.

Die Entwicklung der Kernenergiepolitik der 
zivilen Nuklearstaaten zeigt deutlich die Do-
minanz wirtschaftlicher Gesichtspunkte. Diese 
lassen sich einmal aus der unterschiedlichen 
Struktur der Kernindustrie im Vergleich zu 
derjenigen in den USA herleiten, sie ergeben 
sich zum anderen aus der geschützten Situa-
tion unterhalb des Nuklearschirms der Super-
mächte. Diese erlaubt es ihnen, sich aus der 
Verantwortung für die Erhaltung des beste-
henden Nuklearsystems wegzustehlen. Wäh-
rend das Verhalten der Vereinigten Staaten — 

in gewissen Grenzen auch dasjenige Großbri-
tanniens und, nach dem Dezember 1976, 
Frankreichs — demjenigen von etablierten 
Siatus-quo-Mächten entspricht, reagierten 
die Bundesrepublik und Japan, trotz oder ge-
rade wegen des in verbindlicher Weise aus-
gesprochenen Verzichts auf eine Kernwaffen-
option, wie nicht-saturierte Staaten, deren 
Ziel es ist, ihren Status in einem spezifischen 
Bezugssystem — dem nuklearen System — 
aufzuwerten. Zivile nukleare Größe als Er-
satzhaltung für den militärischen Nuklearver-
zicht? Eine weitere Erklärung für das Verhal-
ten der Bundesrepublik und Japans liegt in 
der maßgeblichen Rolle, welche der Kernin-
dustrie in diesen Ländern bei der Formulie-
rung der Energiepolitik zukommt.
Erst unter dem Eindruck der Krise in den 
deutsch-amerikanischen Beziehungen als Fol-
ge des Brasilien-Abkommens begann die Bun-
desregierung, die ihr weitgehend entglittene 
politische Kontrolle über die Nuklearpolitik 
wiederherzustellen. Organisatorischen 
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Aus-
druck fand dieses Bemühen in der Gründung 
eines Kabinettsausschusses für die friedliche 
Nutzung der Kernenergie. Ein weiteres Bera-
tungsgremium ist der Beirat für die friedliche 
Nutzung der Kernenergie, dem Vertreter der 
Bundesregierung, der Bundestagsparteien, der 
Länder, der Verbände und der Wissenschaft 
angehören ).
Zusammenfassend läßt sich sagen, daß die zi-
vilen Nuklearmächte mit dem Nichtverbrei-
tungsvertrag und durch die Krise in ihren Be-
ziehungen zu den USA über Nuklearexport 
und Brennstoffkreislauf ihre nuklearpolitische 
Unschuld verloren haben, daß sie jedoch bis-
her über einen gespannten Attentismus hin-
aus noch nicht gezeigt haben, daß sie ein län-
gerfristiges nukleares Konzept besitzen, das 
industrielle Nutzung der Kernenergie mit 
Verantwortung für die Nichtweiterverbrei-
tung von Kernwaffen verbindet.

Die nuklearen Schwellenmächte: Ambivalenz wirtschaftlicher 
Entwicklung und Streben nach regionaler Machtentfaltung

Der Prozeß zunehmender Differenzierung im 
internationalen System hat innerhalb der 
„Dritten Welt" zur Herausbildung einer neu-
en Gruppe von Mittleren Mächten geführt, 
die durch Bevölkerungszahl, Wirtschaftskraft, 
Militärpotential und darauf gestütztem politi-
schen Anspruch regionale Macht ausüben 
und im Begriff sind, diese auch über die eige-

ne Region hinaus zu projizieren. Die fünf 
prominentesten Vertreter dieser Gruppe, die 
zugleich über ein substantielles Kernenergie-
programm verfügen, sind Indien, Pakistan, 
Iran, Brasilien und Argentinien. Damit stellt 
sich die Frage, ob und in welchem Maße nu-

33) Vgl. Frankfurter Rundschau, 5. 3. 1977. 



klearer Status als Attribut regionaler Einfluß-
nahme begriffen wird und welche Auswirkun-
gen dies auf die Weiterverbreitung von Kern-
waffen hat. Warum besitzen aber Nigeria, 
Saudi-Arabien und Mexiko wohl das Potential 
einer Mittleren Macht, verfügen jedoch nur 
über ein bescheidenes nukleares Entwick-
lungsprogramm? Und warum fehlt dagegen 
den nuklearen Schwellenmächten Israel, Süd-
afrika, Taiwan und Südkorea die Fähigkeit zu 
regionaler Machtentfaltung?

Ein weiterer Zusammenhang besteht zwischen 
dem Einsatz von modernen Technologien und 
dem Willen zur Beschleunigung des Moderni-
sierungsprozesses. Die Beherrschung z. B. der 
Nukleartechnologie wird als Voraussetzung 
sowohl der industriellen Entwicklung als 
auch zur Verwirklichung eines höheren Ma-
ßes an wirtschaftlicher und politischer Unab-
hängigkeit von den Industriestaaten gesehen. 
Kernkraftwerke sind aus dieser Sicht Zu-
kunftsinvestitionen, die eine Verkürzung des 
Schrittes von der Unterentwicklung zum mo-
dernen Industriestaat versprechen. Vertreter 
der „Dritten Welt" werten es als ein Zeichen 
von „weißer Arroganz", wenn die Nuklear-
mächte ihnen vorzurechnen suchen, daß der 
nukleare Weg mit zu hohen politischen und 
wirtschaftlichen Kosten verbunden sei und 
keine echten Entwicklungsvorteile verspre-
che. Mit der Ablehnung der Bevormundung 
durch die Industriestaaten enden aber auch 
die Gemeinsamkeiten zwischen den nuklearen 
Schwellenmächten, deren Politik nur aus ei-
nem spezifischen regionalen Kontext, aus der 
Kenntnis ihres politischen Systems oder ihres 
wirtschaftlichen Entwicklungsstandes zu er-
klären ist.

Indien

Unter den nuklearen Entwicklungsländern 
nimmt Indien eine Sonderstellung ein. Es ist 
nicht nur das einzige Land, das einen nuklea-
ren Sprengkörper zur Explosion gebracht hat, 
sondern es verfügt auch über das technolo-
gisch am höchsten entwickelte Kernenergie-
programm, dessen Wurzeln bis in die vierzi-
ger Jahre zurückreichen. Heute verfügt Indi-
en über sieben Kernforschungsinstitute, vier 
Forschungsreaktoren, acht fertiggestellte bzw. 
im Bau befindliche Kernkraftwerke, eine Iso-
topentrennanlage (eine zweite ist im Bau), 
Anlagen zur Brennelementherstellung und zur 
Fabrikation von Schwerem Wasser sowie ei-
nen Schnellen Brüter für Forschungszwecke, 
der 1980 in Betrieb genommen werden soll.

Das indische Kernenergieprogramm sieht bis 
zum Jahre 1984 die Installierung von 
1680 MW und bis 1991 von 6000 MW elektri-
scher Leistung vor. Besonders bemerkenswert 
ist die breite Basis an hochqualifizierten 
Fachkräften, ferner der hohe Grad — ca. 75 
Prozent — an nuklearen Anlagen und Ausrü-
stungen, die im Land selbst hergestellt wer-
den können. Das Plutonium für den indischen 
Kernsprengkörper wurde aus einem von Ka-
nada gelieferten und nicht den IAEO-Kon-
trollen unterstehenden Forschungsreaktor ge-
wonnen. Ein Engpaß besteht jedoch bei der 
Versorgung mit Schwerem Wasser. Hier 
reicht die eigene Produktion nicht aus, um 
sowohl das zivile Kernenergieprogramm als 
auch die Plutoniumherstellung zu versorgen. 
Als Kanada nach der indischen V
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ersuchsex-
plosion die nukleare Kooperation einstellte 
(sie wurde zwei Jahre später wieder aufge-
nommen), führte dies zwar zu Verzögerungen 
des indischen Kernenergieprogramms, gefähr-
dete dieses aber nicht ernsthaft. Neben dem 
hohen Selbstversorgungsgrad schützt Indien 
seine Zusammenarbeit mit einer ganzen Reihe 
von Ländern vor einer zu großen Abhängig-
keit von einem Lieferanten. Indien hat zwar 
den Teststopvertrag unterzeichnet und ratifi-
ziert; durch den Nichtbeitritt zum Kernwaf-
fensperrvertrag hält es sich jedoch alle politi-
schen Optionen offen ).

Eine der Hauptantriebskräfte für das indische 
Nuklearprogramm ist die forcierte Moderni-
sierung des Landes. Dahinter steht die Vor-
stellung, daß Indien unter Ausnutzung der 
Kernenergie am schnellsten Anschluß an die 
wirtschaftliche Entwicklung der Industrie-
staaten gewinnen könnte. Sie wird neben 
Wasserkraft und Kohle als der zukunftsträch-
tigste Energieträger betrachtet. Um den Bau 
einer aufwendigen Anreicherungsanlage zu 
vermeiden und um sich nicht in die Abhän-
gigkeit von Brennstofflieferanten zu begeben, 
hat Indien ebenso wie viele andere Entwick-

36) Zum indischen Nuklearprogramm sowie zur 
Haltung in der Proliferationsfrage vgl. Richard K. 
Betts, Regional Insecurities and Nuclear Instabili-
ty: India, Pakistan, Iran. Arbeitspapier für die 
Jahrestagung der International Studies Associa-
tion, Washington, D. C., Februar 1978; ferner: K. 
Subrahmanyan, India's Nuclear Policy, in: Onkar 
Marwah and Ann Schulz (Hrsg.), Nuclear Prolife-
ration and the Near-Nuclear Countries, Cambridge, 
Mass., 1975, S. 125 ff.; Ashok Kapur, India's Nu-
clear Option: Atomic Diplomacy and Decision 
Making, New York 1976; Onkar Marwah, India's 
Nuclear Program: Decisions, Intent, and Policy, 
1950—1976, in: William Overholt (Hrsg.), Asias 
Nuclear Future, Boulder, Col., 1977, S. 168 ff. 



lungsländer mit Natururan arbeitenden 
Schwerwasserreaktoren kanadischer Bauart 
den Vorzug vor mit angereichertem Uran ar-
beitenden Leichtwasserreaktoren gegeben. 
Daneben wird die Entwicklung von Hochtem-
peraturreaktoren und von Schnellen Brütern 
betrieben. In ihnen wird zum einen der Reak-
tortyp der Zukunft gesehen, der dann zur 
Verfügung stehen würde, wenn das indische 
Piogramm in 10 bis 20 Jahren seinen Höhe-
punkt erreicht, und der zum anderen ein 
Höchstmaß an energiepolitischer Unabhängig-
keit zu versprechen scheint.

Der Test eines Kernsprengkörpers im Jahre 
1974 sprengt jedoch die ökonomischen Di-
mensionen und verweist auf die politischen 
Motive des indischen Nuklearprogramms, ob-
wohl Neu Delhi nicht müde wird, auf den 
friedlichen Charakter des Versuchs und den 
wirtschaftlichen Nutzen von Kernsprengkör-
pern, z. B. für die Ol- und Gasexploration, zu 
verweisen. Zum einen war die indische Ex-
plosion eine Reaktion auf die chinesische Ent-
wicklung zur Atommacht. Zum anderen war 
sie ein Versuch, die Niederlage Pakistans im 
Konflikt um Westbengalen politisch zu ze-
mentieren und die Vorherrschaft Indiens auf 
dem Subkontinent statusmäßig abzusichern. 
In einer Region und Periode sich abschwä-
chender Bündnisbeziehungen soll das indi-
sche nukleare Potential dazu dienen, die Kräf-
terelation Indiens zu seinen beiden Hauptgeg-
nern — China und Pakistan — zum eigenen 
Vorteil politisch zu stabilisieren. Es bleibt ab-
zuwarten, ob, wann und unter welchen Bedin-
gungen es diese politische Option in eine mi-
litärische, d. h. in die Entwicklung eines ein-
satzfähigen Kernwaffenpotentials umsetzt. 
Gegenwärtig dürfte Neu Delhi die destabili-
sierenden Wirkungen eines solchen Schrittes 
mehr fürchten, als es sich positive Wirkungen 
davon verspricht.

Die indische Nuklearexplosion hat jedoch 
auch eine innenpolitische Dimension. Sie ver-
schaffte der durch Wahlniederlagen und 
Skandale angeschlagenen Regierung Indira 
Gandhi einen innenpolitischen Erfolg, der 
zwar nicht lange anhielt, aber momentane 
Entlastung versprach. Der Versuch war so 
kalkuliert, daß zum einen die Anhänger eines 
militärischen Nuklearpotentials sich ihrem 
Ziel ein Stück näher sahen, zum anderen 
nicht die Kritik des militärischen Establish-
ments herausgefördert wurde, das Abstriche 
an den konventionellen Streitkräften fürchtet, 
und zum dritten die Befürworter einer Politik 

der Gewaltfreiheit und Abrüstung nicht völlig 
vor den Kopf gestoßen wurden. Die indische 
Regierung betonte daher immer, daß sie keine 
Bombe, sondern einen für friedliche Zwecke 
nutzbaren Sprengsatz zur Explosion gebracht 
habe. Diese innenpolitische Ambivalenz ver-
anlaßt die Regierung Desai, an den wesent-
lichen Elementen der bisherigen indischen 
Nuklearpolitik festzuhalten.

Pakistan

Das historische Spannungsverhältnis auf dem 
indischen Subkontinent wirkt in besonderem 
Maße auf Pakistan und das pakistanische Nu-
klearprogramm zurück. Insbesondere hat die 
indische Versuchsexplosion in Pakistan die 
Sorge verstärkt, daß Indien im Begriff sei, sei-
ne hegemoniale Rolle auf dem Subkontinent 
auszubauen. Mit dem Besitz 
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von einsatzfähi-
gen Kernwaffen seitens Indiens würde das 
militärische Kräfteverhältnis auf dem Subkon-
tinent trotz großer pakistanischer Anstren-
gungen unwiderruflich zuungunsten Paki-
stans fixiert werden, es sei denn, dieses ginge 
ebenfalls den Weg einer militärischen nu-
klearen Entwicklung. Charakteristisch für 
derartige Überlegungen ist die Äußerung des 
ehemaligen Premierministers Bhutto: „Wenn 
Indien die Bombe baut, werden wir Blätter 
oder Gras essen oder auch hungern, aber wir 
müssen dann auch eine haben." )  Seine Un-
terschrift unter den Nichtverbreitungsvertrag 
macht Rawalpindi daher auch davon abhän-
gig, daß Indien ebenfalls dem Vertrag bei-
tritt.
Das pakistanische Nuklearprogramm hat je-
doch auch eine ökonomische Dimension. Wie 
viele sich rasch industrialisierende Entwick-
lungsländer hat Pakistan einen hohen Primär-
energiebedarf, von dem nur ein kleiner Teil 
durch einheimische Rohstoffe gedeckt werden 
kann. Es gehört zu den von der Olpreiserhö-
hung am stärksten betroffenen Ländern. Ein 
ambitiöses Kernenergieprogramm mit 24 Na-
tururan-Kraftwerken soll nicht nur die Ener-
gielücke schließen, sondern Pakistan auf dem 
Energiesektor auch weitgehend autark ma-
chen. Andererseits verfügt das Land über be-
trächtliche Kohlevorkommen und noch weit-
gehend unerschlossene Ressourcen an Erdöl, 
Erdgas und Wasserkraft. Da Pakistan über 
eine kaum entwickelte personelle und indu-
strielle nukleare Infrastruktur verfügt (gegen-

37) Zitiert bei Betts, Regional Insecurities and Nu-
clcar Instabilities, a. a. O., S. 21. Vgi. ferner G. W. 
Choudhury, India, Pakistan, Bangladesh, and the 
Major Powers, New York 1975, S. 240. 



wärtig sind lediglich ein Forschungsreaktor 
und ein kleines Kraftwerk in Betrieb), schei-
nen jedoch weder die technischen Vorausset-
zungen noch die wirtschaftlichen Notwendig-
keiten für ein großangelegtes Kernenergiepro-
gramm gegeben zu sein, vielmehr steht zu be-
fürchten, daß dringend benötigte Geld- und 
Personalmittel von anderen Entwicklungssek-
toren abgezogen werden müssen. Dies gilt in 
besonderem Maße auch für die Wiederaufar-
beitungsanlage, die Pakistan in Frankreich 
bestellt hatte und für welche die wirtschaftli-
chen Voraussetzungen frühestens in 20 bis 30 
Jahren gegeben gewesen wären. Alle Anzei-
chen sprechen daher dafür, daß die Verant-
wortlichen in Rawalpindi sich auch bei der 
Planung des zivilen Energieprogramms vor 
allem von sicherheitspolitischen Überlegun-
gen leiten lassen.

Iran

Das Nuklearprogramm des Iran unterscheidet 
sich von demjenigen Indiens und Pakistans 
durch seine primär wirtschaftliche Motiva-
tion. Die durch Rohölexporte erzielten Ein-
nahmen sollen zum Aufbau einer Kernener-
giekapazität genutzt werden, mit deren Hilfe 
dann der Energiebedarf des Landes gedeckt 
werden kann, wenn um die Jahrhundertwen-
de die Rohölquellen im eigenen Lande versiegt 
sein werden. Das iranische Kernenergiepro-
gramm ist relativ jungen Datums (1974 wurde 
die Atomenergiebehörde des Iran [AEOI] ge-
gründet); es kann sich bislang nicht auf eine 
nationale technologische und industrielle In-
frastruktur stützen. Das Land ist vielmehr 
weitgehend auf die Kooperation mit den nu-
klearen Lieferländern, insbesondere mit 
Frankreich, der Bundesrepublik und den Ver-
einigten Staaten, angewiesen. Das iranische 
nukleare Entwicklungsprogramm sieht daher 
die gleichzeitige Intensivierung der Kernfor-
schung und den Aufbau einer Kernenergieka-
pazität von etwa 9 000 MW bis zum Jahre 
1985 und von 24 400 MW bis 1993 vor38 ). Im 
Gegensatz zu Indien und Pakistan hat 
sich der Iran für mit angereichertem Uran ar-
beitende Leichtwasserreaktoren (LWR) ent-
schieden. Zunächst hatte der Iran versucht, 
Anreicherungs- und Wiederaufarbeitungsan-
lagen von Frankreich oder der Bundesrepu-
blik zu erwerben; als zusätzlichen Anreiz hatte 
Teheran Endlagerstätten für radioaktiven Ab-
fall in Aussicht gestellt. Nach dem Beschluß 

38) Zum Kernenergieprogramm des Iran vgl. Deut-
sche Kraftwerke für den Iran, in: KWU-Report, 
Nr. 27 (April 1978).

der nuklearen Lieferländer, auf den Verkauf 
von sensitiven Anlagen zu verzichten, wurde 
dieses Vorhaben jedoch einstweilen zurück-
gestellt.

In einem weiteren Punkt unterscheidet sich 
die Situation des Iran von derjenigen Indiens 
und Pakistans. Der Iran ist nicht nur Mitglied 
des Nichtverbreitungsvertrages und hat alle 
seine Anlagen internationaler Kontrolle un-
terstellt, sondern ihm fehlt auch — abgesehen 
von dem latenten politischen und ideologi-
schen Gegensatz zur Sowjetunion — eine un-
mittelbare äußere sicherheitspolitische Bedro-
hung, die als Auslöser für ein Kernwaffenpro-
gramm dienen könnte, außerdem die dazu 
notwendige technologische Basis. Anderer-
seits sollte nicht übersehen werden, daß Te-
heran über ausreichende Wirtschaftskraft und 
Finanzmittel verfügt, um mit Hilfe von wis-
senschaftlichen „Gastarbeitern" innerhalb re-
lativ kurzer Zeit auch eine militärische Op-
tion zu erwerben, falls sich die internationa-
len Rahmenbedingungen oder die innenpoliti-
sche Lage ändern und den Erwerb eines Kern-
waffenpotentials als nützlich erscheinen las-
sen würden. Die Mitgliedschaft im Kernwaf-
fensperrvertrag wäre dann sicher kein un-
überwindbares Hindernis.

Argentinien

In Lateinamerika sind Argentinien und Brasi-
lien die beiden führenden nuklearen Entwick-
lungsländer. In Argentinien wurden bereits 
Anfang der fünfziger Jahre die ersten Grund-
lagen für das heute hochentwickelte Kernfor-
schungs- und Entwicklungsprogramm gelegt, 
in dessen Rahmen bis 1985 drei Kernkraftwer-
ke errichtet werden sollen. Um einmal das 
einheimische Uran zu nutzen und um zum 
anderen eine Abhängigkeit von ausländischen 
Brennstofflieferanten zu vermeiden, wurde 
Natururanreaktoren der Vorzug gegeben. Ein 
erstes Kernkraftwerk wurde von Siemens/ 
KWU geliefert, ein weiteres in Kanada be-
stellt, ein drittes befindet sich in der Planung. 
Mit eigenen reichen und kostengünstig ab-
baubaren Uranvorkommen, mit Versuchsanla-
gen für die Brennelementherstellung, mit eige-
ner Schwerwasserproduktion und chemischer 
Wiederaufbereitung verfügt Argentinien über 
das know-how des gesamten Brennstoffkreis-
laufs. Ein Engpaß besteht jedoch in der Ver-
sorgung mit Schwerem Wasser. Die argentini-
sche Entscheidung für die Schwerwasser-Na-
tururan-Reaktorlinie, die im Lande selbst nicht 
unumstritten ist, war nahezu ausschließlich 



politisch motiviert und sollte die Unabhängig-
keit von ausländischen Brennstofflieferungen 
gewährleisten. Vom technologischen Entwick-
lungsstand her hätte Argentinien auch für 
Leichtwasserreaktoren optieren können. Nicht 
sicher ist jedoch, ob es auf Dauer dabei blei-
ben
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 wird, da die maximale Leistung und 
Wirtschaftlichkeit dieses Reaktortyps be-
grenzt sind. Mit der Lieferung eines For-
schungsreaktors an Peru steht Argentinien 
darüber hinaus an der Schwelle des Clubs der 
nuklearen Lieferländer. Das argentinische Nu-
klearprogramm ist so angelegt, daß zum einen 
eine breite Grundlage theoretischer und empi-
rischer Nuklearforschung geschaffen und 
zum anderen Schritt für Schritt die Unabhän-
gigkeit von ausländischen Lieferanten dort 
erhöht werden soll, wo dies wirtschaftlich 
vertretbar erscheint ).

Neben dem Bestreben, ein Höchstmaß an 
kerntechnischer Autarkie zu erreichen, ist es 
ein Kennzeichen der argentinischen Nuklear-
politik, sich alle Optionen für die politische 
Operationalisierung dieser Kapazitäten offen 
zu halten. Argentinien ist daher dem Nicht-
weiterverbreitungsvertrag nicht beigetreten; 
den Vertrag für eine kernwaffenfreie Zone in 
Lateinamerika (Vertrag von Tlatelalco) hat es 
unterzeichnet, aber nicht ratifiziert. Aller-
dings unterstehen alle seine Reaktoren den 
Sicherungsmaßnahmen der IAEO. Es wird 
sehr weitgehend vom künftigen nuklearen 
Kurs Brasiliens und von der innen- und wirt-
schaftspolitischen Entwicklung im Innern ab-
hängen, welche der möglichen nuklearen Op-
tionen Argentinien realisiert: die „kanadische 
Option", d. h. den bindenden Verzicht auf ein 
Kernwaffenpotential; die „indische Option", 
d. h. die Demonstration der Fähigkeit zu einem 
militärischen Potential, ohne jedoch dieses 
unmittelbar zu realisieren; oder die „israeli-
sche Option", d. h. die „Bombe im Keller" bzw. 
die Schaffung der Voraussetzungen für ein ein-
satzfähiges Kernwaffenpotential ohne die öf-
fentliche Zurschaustellung desselben 40).

Brasilien

Obwohl das Nuklearprogramm Brasiliens 
ebenfalls in die fünfziger Jahre zurückreicht, 

fehlt ihm die Stetigkeit des argentinischen. Es 
pendelte lange zwischen einem auf nukleare 
Autarkie und einem auf möglichst rasche 
Fortschritte unter Inkaufnahme von Abhän-
gigkeiten angelegten Kurs. 1967 setzte sich 
dann die Auffassung durch, daß die Reduzie-
rung der energiepolitischen Abhängigkeit die 
oberste Priorität haben müßte. Diese Aufgabe 
erhielt nach der Ölkrise für das von Rohöl-
einfuhren abhängige Land eine noch größere 
Bedeutung. 1974 wurde dann die nationale 
Nukleargesellschaft NUCLEBRAS gegründet 
und ihr die Aufgabe übertragen, die indu-
striellen und technischen Voraussetzungen 
für den Bau von Kernkraftwerken sowie an-
deren nuklearen Anlagen zu schaffen und da-
mit langfristig die Deckung des wachsenden 
Energiebedarfs zu ermöglichen.

Das Ziel war, bis 1990 eine Kernenergielei-
stung von ca. 10 000 MW aufzubauen. Ein er-
ster Leichtwasserreaktor wurde bei Westing-
house in den USA in Auftrag gegeben; für 
weitere Anlagen wurden Angebote eingeholt. 
Gleichzeitig wurde mit der Atomenergiebe-
hörde der USA ein Vorvertrag über die Liefe-
rung von angereichertem Uran abgeschlossen. 
Als jedoch die AEG als Folge inneramerikani-
scher Entwicklungen — die Umstellung auf 
kommerzielle Anreicherungsleistungen — ei-
nen Vorbehalt für die Lieferung geltend 
machte, begann sich Brasilien auch um die 
Lieferung von Anreicherungs- und Wieder-
aufbereitungsanlagen zu bemühen. Aufgrund 
der damit verbundenen Proliferationsgefahr 
waren die USA jedoch nicht bereit, derartige 
Anlagen zu liefern, so daß Brasilien mit an-
deren Staaten über die Lieferung der Reakto-
ren sowie von Anreicherungs- und Wieder-
aufarbeitungsanlagen zu verhandeln begann. 
Als Folge traditionell enger Wirtschaftsbezie-
hungen und einer seit mehreren Jahren beste-
henden wissenschaftlich-technischen Zusam-
menarbeit, die sich auch auf den nuklearen 
Sektor erstreckte, gelang es der deutschen In-
dustrie, sich das Brasiliengeschäft zu sichern. 
Politische Bedenken wurden dabei zugunsten 
der sich bietenden Marktanteile zurückge-
stellt* ).

39)  Vgl. National Atomic Energy Commission and 
the Use of Atomic Energy for Peaceful Purposes 
in Argentina, in: Economic Information on Argen-
tina, No. 84, März 1978, S. 17 ff.
40) Vgl. C. H. Weisman, Incentives for Nuclear 
Proliferation: The Case of Argentina, in: Marwah 
und Schulz, Nuclear Proliferation and the Near-
Nuclear Countries, a. a. O., S. 284 ff.

41) Vgl. Wilker, Das Brasiliengeschäft — ein „di-
plomatischer Betriebsunfall"?, a. a. O., S. 191 ff.; 
Edward Wonder, Nuclear Commerce and Nuclear 
Proliferation: Germany and Brazil, 1975, in: Orbis, 
Summer 1977, S. 277 ff.; Haftendorn, The Nuclear 
Triangle, a. a. O., S. 1 ff. und 19 ff.

Mit diesem Abkommen, das eine Zusammen-
arbeit bei der Uranprospektion, der Herstel-
lung von Brennelementen, der Anreicherung, 



dem Reaktorbau und bei der Wiederaufarbei-
tung — d. h. alle Sektoren des Brennstoff-
kreislaufs — umfaßt, sicherte sich Brasilien 
den Zugang zu moderner Technologie, akzep-
tierte aber zugleich internationale Siche-
rungsmaßnahmen und ein hohes Maß an tech-
nologischer Abhängigkeit — zumindest wäh-
rend der 15—20jährigen Laufzeit des Abkom-
mens. Ebenso wie Argentinien ist Brasilien 
dem Nichtverbreitungsvertrag nicht beigetre-
ten; trotz Unterschrift und Ratifikation ist es 
auch durch den Vertrag von Tlatelalco nicht 
gebunden, da es bisher nicht auf sein Vorbe-
haltsrecht nach Art. 28 verzichtet hat (danach 
tritt der Vertrag für das betreffende Land erst 
in Kraft, wenn alle lateinamerikanischen Staa-
ten — also auch Kuba — beigetreten sind 
und die Großmächte die Zusatzprotokolle un-
terzeichnet haben). In Art. 2 des deutsch-
brasilianischen Vertrages hat sich Brasilien 
jedoch — zum ersten Mal in völkerrechtlich 
verbindlicher Form — zum Ziel der Nichtwei-
terverbreitung bekannt.

Das brasilianische Nuklearprogramm muß pri-
mär im Rahmen der industriellen Entwicklung 
des Landes gesehen werden und soll diesem 
den Anschluß an die Industriestaaten inner-
halb kürzester Frist ermöglichen. Mit der for-
cierten Nuklearisierung wird der Versuch un-
ternommen, die Energielücke zu schließen 
bzw. die Abhängigkeit von Rohöleinfuhren zu 
verringern (bzw. die Standortnachteile der 
Wasserkraft auszugleichen), ferner soll es die 
kleiner gewordenen Wachstumsraten durch 
die mit der Kernenergie assoziierte technolo-
gische Fortschrittlichkeit kompensieren. Al-
lerdings sieht es aufgrund von technischen 
Schwierigkeiten in Brasilien gegenwärtig 
nicht so aus, als könnte das ehrgeizige Pro-
gramm zeitlich und umfangmäßig in der ge-
planten Form realisiert werden42 ). Das brasi-
lianische „Wirtschaftswunder" — zuminde-
stens bis zur Ölkrise vollzog sich die indu-
strielle Entwicklung des Landes in einem be-
eindruckenden Tempo — dient darüber hin-
aus der herrschenden Militärregierung als Le-
gitimitätsausweis. In diesem Sinne wird auch 
das Nuklearprogramm von der Junta als In-
strument innen- und außenpolitischer Macht-
entfaltung begriffen, das den Hegemonialan-
spruch Brasiliens als führende Macht in La-
teinamerika untermauern soll. Ihm kommt da-
mit möglicherweise — vorausgesetzt Argenti-
nien erwirbt keine Atomwaffen — eine Ersatz-

42) Vgl. Süddeutsche Zeitung, 12. 6. 1978; Atom-
geschäft: Milliardenpleite in Brasilien?, in: Der 
Spiegel, Nr. 38/1978.

43) Richard K. Betts, Paranoids, Pygmies, Pariahs 
And Nonproliferation, in: Foreign Policy, Nr. 26 
(Spring 1977), S. 157 ff.

funktion für ein Kernwaffenpotential zu, 
durch welches das Verhältnis zu den Verei-
nigten Staaten in einem für Brasilien kaum 
durchstehbaren Maße belastet werden wür-
de.
Israel und Südafrika, aber auch Taiwan, und 
Südkorea nehmen in nuklearer Hinsicht eine 
Sonderstellung ein43 ). Sie sind Staaten, die 
aufgrund ihrer zumindest teilweisen Isolie-
rung zum Schutz ihrer Sicherheit nach Kern-
waffen — als Abschreckungs- oder Vergel-
tungswaffen — streben und über die techno-
logische Basis verfügen, um diese herstellen 
zu können (oder bereits hergestellt haben). 
Allerdings dürfen gegenwärtig weder Israel 
noch Südafrika den Besitz eines nuklearen 
Potentials demonstrieren, wenn sie nicht den 
noch bestehenden Schutz durch die westli-
chen Großmächte verlieren oder ihre Inter-
vention riskieren wollen. Sicherheitsgarantie 
und militärische Option stehen daher in einer 
direkten Relation zueinander.

Noch stärker ausgeprägt ist dieser Bezug bei 
Taiwan und Südkorea. Als die Vereinigten 
Staaten nach der Annäherung an die VR Chi-
na und nach dem Rückzug aus Südostasien 
darangingen, ihre politischen Garantien für 
Nationalchina und ihre militärische Präsenz 
in Südkorea zu reduzieren, reagierten beide 
Länder darauf mit einer Intensivierung ihres 
Nuklearprogramms, und zwar mit der Ab-
sicht, sich zumindest eine militärische Option 
zu verschaffen. Unter dem Druck der USA 
stellte jedoch Taiwan die Arbeiten an einer 
Wiederaufarbeitungsanlage ein, und Südko-
rea stornierte das mit Frankreich geschlosse-
ne Abkommen über die Lieferung einer derar-
tigen Anlage. Dies zeigt den Fortbestand der 
sicherheitspolitischen Abhängigkeit dieser 
Staaten von ihrer Schutzmacht, die durch 
eine Aktualisierung dieser Garantiefunktion 
den Zugang zu Kernwaffen verweigern kann. 
Gleichzeitig gehören Israel, Taiwan und Süd-
korea zu denjenigen Ländern, für welche die 
Nutzung der Kernenergie zur Stromerzeugung 
wirtschaftliche Vorteile verspricht und nur 
mäßige Entwicklungskosten erfordert.

Betrachtet man die Triebkräfte für die nu-
kleare Entwicklung in der Dritten Welt und 
fragt nach den Konsequenzen für die Weiter-
verbreitung von Kernwaffen, so läßt sich fest-
stellen, daß ein nukleares Energieprogramm 
vor allem in denjenigen Ländern zum Attribut 



wirtschaftlicher Entwicklung geworden ist — 
wobei dem Erwerb nuklearer Technologie ein 
höherer Stellenwert als dem ökonomischen 
Nutzen des Energieprogrammes selbst zuge-
messen wird —, die dieses als Basis regiona-
ler Machtentfaltung begreifen und einsetzen. 
Die Beispiele Brasiliens und des Iran zeigen 
aber auch, daß mit einem zivilen Nuklear-
programm das Fehlen einer militärischen Op-
tion ökonomisch, dasjenige Indiens, daß mit 
dem Besitz dieser Option ihre militärische 
Aktualisierung politisch kompensiert werden 
kann. Kommt jedoch eine spezifische Bedro-
hungssituation oder -perzeption dazu — wie 
im Fall Israels, Südafrikas oder auch Indiens 
bzw. Pakistans —, dann wächst der Druck in 
Richtung auf Erwerb oder zumindest Offen-
halten einer militärischen Option. Obwohl es 
sich bei denjenigen Staaten, die der Realisie-
rung einer solchen Option am nächsten her-
angekommen sind, auch um diejenigen han-
delt, denen ein Kernenergieprogramm den 
höchsten wirtschaftlichen Nutzen verspricht, 
so bestehen zwar Zusammenhänge, aber 
kein Automatismus zwischen diesem und 
der militärischen Option. Dennoch können 
durch ambitiöse zivile Programme konkur-
rierende Prozesse in den Nachbarländern aus-
gelöst werden, die (wie in Pakistan als Reak-
tion auf die indische Entwicklung oder in 
Brasilien mit Blick auf Argentinien) eine eige-
ne Dynamik entfalten und, aufgrund der poli-
tischen Funktion der meisten Kernenergiepro-
gramme, sehr wohl eine Bewegung hin auf 
eine militärische Option auslösen können.

Möglichkeiten zur Stabilisierung des

Kennzeichnend für die gegenwärtige nukleare 
Situation ist die Sorge, weitere Länder könn-
ten in den Besitz von Kernwaffen gelan-
gen und sie möglicherweise einsetzen, sowie 
das Bedürfnis nach verstärkter, weltweiter 
Nutzung der Kernenergie zur industriellen 
Entwicklung. Die indische Nuklearexplosion 
von 1974 und die Energiekrise im Gefolge des 
Nahostkrieges von 1973 haben in dieser Hin-
sicht eine katalytische Funktion gehabt. Für 
die internationale Nuklearpolitik folgt daraus, 
daß sich langfristig nur solche Lösungsstrate-
gien als tragfähig erweisen dürften, bei denen 
sowohl Nichtverbreitungsgesichtspunkten als 
auch dem Bedürfnis nach friedlicher Nutzung 
der Kernenergie Rechnung getragen wird.
Mit der Weiterverbreitung nuklearer Techno-
logien wurde aber auch der Zugang zu Kern-

In diesem Sinne könnten die indische Explo-
sion ebenso wie die großangelegten Nuklear-
programme Brasiliens und des Iran ebenso 
eine stabilisierende wie eine destabilisierende 
Funktion im Hinblick auf das internationale 
Nuklearsystem haben. Die „Entkoppelung" 
der Entwicklung in einem Land von derjeni-
gen im Nachbarstaat könnte jedoch dadurch 
erleichtert werden, daß in den letzten Jahren 
Differenzierungsformen und Zwischenstufen 
des nuklearen Status entstanden sind. Zum ei-
nen hat sich die Gruppe der nuklearen Liefer-
länder herausgebildet, von denen einige Sta-
tusvorteile ohne Kernwaffenbesitz genießen 
und anderen verheißen, zum anderen läßt sich 
heute zwischen aktuellen und latenten Kern-
waffenstaaten (z. B. Israel) und zwischen mili-
tärischer und politischer Option (z. B. Indien) 
unterscheiden. Mit der fortschreitenden welt-
weiten Verbreitung von kerntechnischem 
know-how ebenso wie den neuen Differenzie-
rungen sind zwar die Schwellen zur Nuklear-
macht niedriger geworden, ihre Zahl jedoch 
mit der Zunahme der Reaktionsweisen ge-
wachsen.
Für das Ziel der Nichtweiterverbreitung von 
Kernwaffen bzw. die Stabilisierung des inter-
nationalen Nuklearsystems bedeutet dies, daß 
zur Befriedigung der Sicherheits- und Status-
bedürfnisse der nuklearen Entwicklungslän-
der Strategien entwickelt werden müssen, die 
eine politische oder ökonomische Lösung ver-
sprechen und damit Alternativen zum Erwerb 
von militärischen Nuklearpotentialen bie-
ten.

nuklearen Systems

waffen wesentlich erleichtert. Damit rückte 
die Befürchtung in den Vordergrund, daß vie-
le Länder versucht sein könnten, das durch 
die friedliche Nutzung der Kernenergie erwor-
bene Wissen zum Bau der „Bombe" einzuset-
zen. Der Erwerb eines militärischen Potentials 
wurde als fast zwangsläufige Folge der Be-
herrschung des zivilen Brennstoffkreislaufs 
gesehen. Sicher ist für den Bau von Kernwaf-
fen die Beherrschung der entsprechenden 
Technologien unabdingbar. Man macht es 
sich jedoch zu einfach, daraus einen Kausal-
zusammenhang zu konstruieren und eine 
Nichtverbreitungsstrategie darauf abzustellen, 
Barrieren gegen den Zugang zu bestimmten 
nuklearen Materialien und Verfahren zu er-
richten, anstatt primär politische Vorkehrun-
gen dagegen zu treffen, daß diese Materialien 



und Verfahren zur Waffenherstellung benutzt 
werden. Politische und sicherheitspolitische 
Gründe dürften auch heute noch in erster Li-
nie dafür ausschlaggebend sein, daß ein Land 
die Schwelle zur Nuklearmacht übersteigt.

In Anbetracht der Vielfalt der Motive für 
eine Kernwaffenoption genügt eine allgemei-
ne Strategie zur Lösung des Proliferationspro-
blems nicht. Aber auch der Nichtverbrei-
tungsvertrag ist nicht mehr ausreichend, ganz 
abgesehen davon, daß wichtige Schwellen-
mächte wie Indien, Brasilien, Argentinien und 
Südafrika ihm nie beigetreten sind. Vielleicht 
hätte ihre Unterschrift erzwungen werden 
können, wenn sich alle nuklearen Lieferlän-
der verpflichtet hätten, weder Anlagen noch 
Technologien oder Brennstoff an Nichtmit-
glieder zu liefern. Doch diese Chance ist ver-
paßt, spätestens seit der indischen Nuklearex-
plosion.

Der Nichtverbreitungs-Vertrag sollte vor al-
lem die Weitergabe von Kernwaffen durch 
eine Nuklearmacht bzw. ein nationales Kern-
waffenprogramm eines Nichtkernwaffenstaa-
tes mittels einer Kombination von Verzichten 
und Zusicherungen verhindern. Der Vertrag 
hat zwar die politische Schwelle erhöht, die 
ein Staat überschreiten muß, wenn er ein 
Kernwaffenpotential aufbauen will, sie ist 
aber weiterhin für denjenigen überwindbar, 
der sich aus politischen oder militärischen 
Gründen zu diesem Schritt veranlaßt sieht. 
Vor allem ist mit dem NV-Vertrag nicht die 
erstrebte Entkoppelung von Waffentechnolo-
gie und friedlicher Nutzung der Kernenergie 
erreicht worden. Vielmehr hat die technische 
Entwicklung der letzten Jahre dazu beigetra-
gen, daß die Trennwand zwischen militäri-
schem und zivilem Bereich noch dünner wur-
de. Unter dem Eindruck der Energiekrise und 
einer ungesicherten Brennstoffversorgung 
schien es zwingend, auch Anreicherung und 
Wiederaufbereitung in nationaler Regie zu 
betreiben.

Das Hauptproblem des Kernwaffensperrver-
trages liegt jedoch in der Einseitigkeit der 
Beschränkungen. Die Nichtkernwaffenstaaten 
verzichteten in ihm nicht nur auf eine nuklea-
re Option, sondern sie wurden für ihren Ver-
zicht darüber hinaus durch die Auflage weite-
rer Beschränkungen und Sicherungsmaßnah-
men bestraft. Dieses Ungleichgewicht des 
Vertrages ließe sich mildern, wenn einmal die 
Kernwaffenstaaten für sich die gleichen Si-
cherungsmaßnahmen zuließen, wie sie von 
den Nichtnuklearen verlangt werden, und 

wenn zum anderen im täglichen Nuklearge-
schäft Nichtmitglieder nicht gegenüber den 
Mitgliedern bessergestellt würden. Für alle 
müßten in Zukunft umfassende Sicherungs-
maßnahmen gelten. Auch wäre daran zu den-
ken, die in Art. IV enthaltenen Verzichte und 
Zusicherungen besser auszubalancieren. Viel-
leicht könnte auf diese Weise der NV-Ver-
trag für eine größere Anzahl von Staaten ak-
zeptabel gemacht werden.

Die Gruppe Nuklearer Lieferländer (NSG) ist 
recht erfolgreich in dem Bemühen gewesen, 
Richtlinien für den Nukleartransfer und damit 
eine Art „Marktordnung" für den internatio-
nalen Kernanlagenmarkt zu entwickeln. Ihre 
Schwäche liegt darin, daß sie praktisch ein 
Kartell der Lieferländer ist und daß die von 
ihr ausgearbeiteten Richtlinien einem Diktat 
der technologisch entwickelten Länder gleich-
kommen, an deren Formulierung die Entwick-
lungsländer keinen Anteil haben. Mehr und 
mehr verlor daher der „Londoner Club" seine 
stabilisierende Funktion und wurde zum Ad-
dressat der Kritik aus der Dritten Welt.

Mit der Veröffentlichung der Richtlinien im 
Januar 1978 und ihrer Hinterlegung bei der 
IAEO wollten die nuklearen Lieferländer die-
sen Eindruck korrigieren und gleichzeitig ihre 
Unterstützung für die Behörde in Wien unter-
streichen. Nachdem ein Grundkonsens unter 
den nuklearen Lieferländern erreicht worden 
war, sollten die Diskussionen im multilatera-
len Rahmen fortgesetzt werden. Ein solches 
Forum bildet die seit Oktober 1977 tagende 
Konferenz zur Evaluierung des internationa-
len Brennstoffkreislaufes (INFCE), an der Lie-
fer- und Empfängerländer, Industriestaaten 
und Entwicklungsländer, Vertreter aus Ost 
und West sowie aus der südlichen Halbkugel 
teilnehmen. Besonders wichtig könnte sein, 
daß zu ihren Mitgliedern elf Staaten gehören, 
die den Kernwaffensperrvertrag nicht unter-
zeichnet haben. Aufgabe der INFCE ist die 
Ausarbeitung von wissenschaftlich-tech-
nologischen Grundlagen, auf deren Basis 
dann ein internationaler Konsens herbeige-
führt werden kann. Vorläufig besteht das 
Hauptproblem jedoch weiterhin darin, daß es 
den Teilnehmern an einem gemeinsamen In-
teresse und der notwendigen Entschlossenheit 
fehlt, ein tragfähiges, stabiles Nuklearsystem 
zu errichten und dafür auch Abstriche an den 
eigenen Positionen zu machen.

Unter den gegebenen Bedingungen scheint 
die Internationale Atomenergiebehörde in 
Wien (IAEO) noch am besten geeignet, die 



Interessen der nuklearen Liefer- und Empfän-
gerländer zu berücksichtigen, und zwar so-
wohl unter dem Entwicklungs- als auch dem 
Kontrollaspekt. Die IAEO hat den Vorzug, 
daß ihr Beitritt allen Ländern offen steht und 
mit einem Minimum an Diskriminierungen 
verbunden ist, und daß ihr sowohl die Förde-
rung der friedlichen nuklearen Kooperation 
als auch die Kontrolle ihres Mißbrauchs über-
tragen ist. Ihre Unabhängigkeit sollte ge-
stärkt und ihre Rolle zu der eines ehrlichen 
Maklers zwischen Liefer- und Empfängerlän-
dern aufgewertet werden. Dann könnte sie 
alle internationalen Transfers abwickeln. Au-
ßer der Durchführung der — dann möglichst 
universellen — Sicherungsmaßnahmen könnte 
sie weitere Dienstleistungen erbringen, z. B. 
technische oder wirtschaftliche Gutachten er-
stellen.
Die von der amerikanischen Regierung vorge-
schlagene International Nuclear Fuel Autho-
rity, eine Art Brennstoff-Reservebank, könnte 
in die IAEO integriert oder ihr unterstellt 
werden. Vielleicht wäre diese dann in einem 
späteren Stadium in der Lage, die Entsorgung 
in eigener Regie zu betreiben, um die Menge 
des international frei verfügbaren Plutoniums 
gering zu halten. Voraussetzung für eine der-
artige Ausweitung der Tätigkeit der IAEO ist 
jedoch ihre politische Aufwertung zu einer 
weltweit respektierten internationalen Nukle-
arbehörde und die Stärkung ihrer institutio-
neilen Leistungsfähigkeit. Dazu braucht sie 
einmal die Unterstützung der verschiedenen 
Gruppen des nuklearen Systems und zum an-
deren finanzielle und personelle Mittel44 ). 
Ein Problem besteht freilich darin, Vorsorge 
dagegen zu treffen, daß die politische Auf-
wertung der IAEO nicht gleichzeitig zu einer 
verstärkten Politisierung führt, die z. B. ver-
hindern würde, daß Israel und Südafrika in 
das IAEO-System einbezogen werden kön-
nen.

44) Zur Tätigkeit und zu den Strukturproblemen 
der IAEO vgl. u. a. Lawrence Scheinmann, Nuclear 
Safeguards, The Peaceful Atom, and the IAEO, in: 
International Conciliation, March 1969, S. 5 ff.; 
Thomas Brewer,, Nuclear Energy Forecasts and 
the International Safeguards System, in: Techno-
logical Forcasting and Social Change, Nr. 23 
(1971), S. 9 ff.

Die Reorganisation der IAEO kann jedoch 
nur ein Schritt auf dem Weg zu einem stabi-
leren internationalen Nuklearsystem sein. 
Außerdem wäre es illusionär anzunehmen, 
alle Staaten würden bereit sein, ihre nuklea-
ren Ambitionen ohne weiteres einer interna-
tionalen Regelung unterzuordnen. Sicherheits-

bedenken, politisches Prestige, innenpoliti-
sche Glaubwürdigkeit oder auch nur situati-
onsbedingte Opportunität werden auch wei-
terhin die Entscheidungen der nationalen Re-
gierungen bestimmen. Es gibt daher keine Pa-
tentlösung für eine wirksame Nichtweiterver-
breitungspolitik, ja, noch nicht einmal eine 
für alle Fälle geeignete Strategie. Obwohl es 
sich um ein globales Problem handelt, sind 
jeweils auf die spezifische Situation jedes 
Staates oder jeder Region zugeschnittene An-
sätze erforderlich. Das heißt, obwohl unter 
Arms-Control-Gesichtspunkten eine umfas-
sende Lösung am zweckdienlichsten wäre, 
könnten pragmatische, begrenzte Schritte 
wirksamer sein, mit denen kein Land oder 
keine Ländergruppe vor den Kopf gestoßen 
wird. Das Dilemma einer derartigen Politik 
besteht darin, daß diese zugleich prinzipiell 
und pragmatisch sein muß, d. h. einerseits all-
gemeine Prinzipien postulieren, in ihrer An-
wendung jedoch bestimmte regionale oder 
länderspezifische Bedingungen berücksichti-
gen — und damit diskriminieren — muß. Jede 
derartige Politik muß zumindest partiell den 
Interessen des betroffenen Staates entgegen-
kommen und ihm eine Kooperation lohnender 
als eine Ablehnung erscheinen lassen. An fol-
gende Schritte wäre dabei zu denken:
— Bekräftigung oder Erweiterung von beste-
henden Sicherheitsgarantien;
— Stabilisierung regionaler Konfliktherde;
— Einführung von vertrauensbildenden Maß-
nahmen für regionale Spannungsgebiete;
— Angebot wechselseitiger Inspektion von 
Nuklearanlagen (um die Befürchtung vor ei-
ner geheimen Waffenentwicklung zu zerstreu-
en) ;
— Unterstützung regionaler Initiativen für 
kernwaffenfreie Zonen oder regionale Ab-
sprachen über den Nicht-Ersterwerb von 
Kernwaffen;
— volle Erfüllung des Vertrages von Tla-
telalco über eine kernwaffenfreie Zone in La-
teinamerika;
— Entwicklung eines „Code of good Con-
duct“ seitens der nuklearen Empfängerländer 
(als Gegenstück und Korrelat zu den Richtli-
nien der NSG);
— Schaffung von regionalen Gemeinschaften 
für die friedliche Nutzung der Kernenergie 
nach dem Muster von EURATOM;
— Unterstützung von Gemeinschaftsprojekten 
oder joint ventures nach dem Modell der 
URENCO;



— wirtschaftliche und technische Hilfe beim 
Aufbau einer zivilen Kernindustrie für ener-
gieknappe Entwicklungsländer;
— Garantien für die gesicherte Belieferung 
mit angereichertem Uran zu festen Preisen;
— Errichtung multilateraler Wiederaufberei-
tungsanlagen und Endlagerstätten für radioak-
tiven Abfall;
— Entwicklung von kostengünstigen techni-
schen Verfahren für Wiederaufarbeitung und 
von Schnellen Brütern, bei denen geringere 
Mengen an mißbräuchlich verwendbarem Plu-
tonium frei werden;
— Verbesserung des physischen Schutzes für 
Lagerung und Transport von Kernwaffen und 
waffenfähigen Materialien;
— Erarbeitung eines internationalen

45

 Konsen-
ses über Sanktionen bei Verstößen gegen die 
„nuklearen Spielregeln" ).

Aufgabe dieser Maßnahmen wäre es, die 
friedliche Nutzung der Kernenergie zu för-
dern und die nuklearen Entwicklungsländer 
bei der Ausbeutung derselben zu unterstüt-
zen — auch wenn ihre Projekte ebensosehr 
dem nationalen Prestige wie der industriellen 
Entwicklung dienen sollten—.gleichzeitig aber 
den Erwerb von Kernwaffen weitgehend zu 
tabuisieren durch die Verweigerung von Pri-
vilegien und Statussymbolen für Kernwaffen-
staaten. Ein derartiges Vorgehen basiert auf 
der Annahme, daß auf einer bestimmten Stufe 
der wirtschaftlich-technologischen Entwick-
lung der Bedarf eines Staates an Energie, 
technischem know-how und finanziellen Res-
sourcen in einem Maße steigt, das die Reali-
sierung einer Kernwaffenoption sowohl im 
Hinblick auf die verfügbaren Ressourcen als 
auch auf die politischen Kosten verbietet. 
Daraus folgt ein zweiter Gesichtspunkt: Wäh-
rend unter energiepolitischen Gesichtspunk-
ten es für einen Staat von Vorteil ist, bei der 
Brennstoffversorgung mit Hilfe des Betriebs 
eigener Anreicherungs- und Wiederaufarbei-
tungsanlagen möglichst autark zu sein, ist es 
unter Nichtverbreitungsgesichtspunkten opti-
mal, wenn ein Staat kerntechnologisch mit 
anderen möglichst weitgehend verflochten ist,

45) Für eine Liste ähnlicher Maßnahmen vgl. Ted 
Greenwood, Harold A. Feiveson and Theodore B. 
Taylor, Nuclear Proliteration. Motivations, Capa-
bilities, and Strategies for Control, New York 1977. 

um nukleare Alleingänge auszuschließen. 
Eine derartige Verflechtung kann über Brenn-
stofflieferverträge und Anreicherungs- sowie 
Wiederaufbereitungsleistungen durch andere 
Staaten erfolgen; zuverlässiger dürften jedoch 
Übereinkünfte sein, bei denen der betroffene 
Staat direkten Einfluß auf die von ihm nicht 
national kontrollierten Teile des Brennstoff-
kreislaufs hat, wie dies z. B. bei Gemein-
schaftsprojekten und bei von mehreren Staa-
ten gemeinsam betriebenen Anlagen der Fall 
ist. Daneben sollte nicht außer acht gelassen 
werden, daß es neben den fossilen Energieres-
sourcen und der Kernenergie andere alterna-
tive Energiequellen gibt, z. B. Sonnenenergie, 
die nicht mit der Gefahr der militärischen 
Nutzung belastet sind und deren Entwicklung 
vorangetrieben werden sollte.

Die Bemühungen um eine nukleare Nichtwei-
terverbreitung sollten vor allem darauf ge-
richtet sein, die Legitimität des Nicht-Besitzes 
von Kernwaffen zu verstärken, d. h. die politi-
schen und psychologischen Kosten einer mili-
tärischen Option müssen möglichst hoch an-
gesetzt und der Verzicht auf eine solche mit 
positiven Anreizen belohnt werden. Auf kei-
nen Fall darf der Erwerb nuklearer Macht po-
litisches Prestige und internationalen Status 
verheißen. Eine solche Bewußtseins- und 
Wertänderung verlangt jedoch einen weitge-
henden internationalen Konsens, den es noch 
herbeizuführen gilt. In Anbetracht der Viel-
zahl der Motive und Interessen ist dies sicher 
keine leichte Aufgabe, aber eine, die der An-
strengung wert sein sollte.

Der Bundesrepublik Deutschland kommt da-
bei ein hohes Maß an Verantwortung zu. Sie 
ist nicht nur eines der wichtigsten nuklearen 
Lieferländer und steht damit voll in der Ver-
antwortung für die internationale nukleare 
Entwicklung, sondern als Nichtkernwaffen-
staat und Mitglied des Nichtverbreitungs-
Vertrages hat sie auch ein besonderes morali-
sches Gewicht, um einen stabilisierenden Ein-
fluß geltend machen zu können. Ihre eigene 
Zukunft ist davon abhängig, daß ihre politi-
sche Integrität und militärische Sicherheit 
nicht durch nukleare Konflikte oder Drohun-
gen erschüttert werden und daß ihre Industrie 
zur Deckung ihres Energiebedarfes — inner-
halb klar definierter Grenzen — auf die Nut-
zung der Kernkraft zurückgreifen kann.



Harald Müller

Blockierter Wandel

Zur Struktur der amerikanischen Energiepolitik

Einleitung

Seit Antritt der Regierung Carter häufen sich 
von westlicher, vor allem von deutscher Seite 
die Forderungen an die USA, ihre ständig 
steigenden Olimporte endlich zu reduzieren. 
Auf dem Weltwirtschaftsgipfel in Bonn im 
August 1978 verpflichtete sich der amerikani-
sche Präsident (einmal mehr) dazu, politische 
Maßnahmen zur Einschränkung der Oleinfuhr 
durchzusetzen.

Warum stellen die amerikanischen Olimporte 
eine solch brisante politische und wirtschaft-
liche Größe dar? Die 80prozentige Energieau-
tarkie der USA und ihre reichen Rohstoffreser-
ven verdecken hohe sektorale und regionale 
Abhängigkeiten. Bei Rohöl und Olprodukten 
haben ständig steigende Einfuhren die Abhän-
gigkeit von der Auslandsproduktion auf 43 
Prozent geschraubt (zur Zeit des Olembargos 
1973 lediglich 20—25 Prozent); der gesamte 
Transportsektor sowie die dichtbevölkerte In-
dustrieregion der Ostküste sind vollständig auf 
Importe angewiesen.

So stiegen die amerikanischen Olimporte bis 
auf 9 Millionen Barrel am Tag (7,33 Bar-
rel = 1 t; 1 Barrel/Tag = 49,8 t/Jahr) im Jahre 
1977; das ist der größte Beitrag eines einzel-
nen Staates zur Weltöleinfuhr; er trägt im 
entscheidenden Maße zum Defizit in der ame-
rikanischen Handels- und Zahlungsbilanz bei. 
Die Dollarschwäche ist die weltwirtschaftlich 
fühlbarste Folge. Die Forderungen der Ver-
bündeten und die Versprechungen des Präsi-
denten gründen also auf sehr realen und be-
rechtigten Besorgnissen.

Dieser Aufsatz entstand im Rahmen eines von der 
Volkswagen-Stiftung geförderten Forschungspro-
jekts der Hessischen Stiftung Friedens- und Kon-
fliktforschung. Er konzentriert sich auf die direkte 
Auswertung amerikanischer Quellen. Die mitver-
arbeitete deutsche und amerikanische Sekundärli-
teratur geht daher nur unzureichend in die Anmer-
kungen ein. Zu dem empirischen Material, das zu-
grunde liegt, zählen auch Interviews während eines 
Forschungsaufenthaltes in Washington im April 
1978.

Das neue amerikanische Energiegesetz wird 
nun von der Administration als die Erfüllung 
dieser Versprechungen ausgegeben. Das 
hängt jedoch mehr mit der innenpolitischen 
Profilierung des Präsidenten zusammen als 
mit der Realität.



Das zentrale Instrument, die Steuergesetzge-
bung, wurde aus Carters Energieprogramm 
vom Kongreß herausgebrochen: die Benzin-
steuer, die Steuer für industriellen Ol- und 
Erdgasverbrauch und die Olfördersteuer, die 
den regulierten amerikanischen Olpreis auf 
Weltmarktniveau heben sollten. Damit wurde 
dem Programm die Wirksamkeit genommen: 
Die Olfördersteuer sollte die Einsparungsef-
fekte nachholen helfen, die die volle Weiter-
gabe der OPEC-Preiserhöhungen an den Ver-
braucher in Europa bereits erzielt hat; die 
Benzinsteuer sollte in dem Verbrauchssektor 
mit dem erwiesenermaßen höchsten Einspa-
rungspotential ansetzen; die industrielle Ver-
brauchssteuer sollte die erfahrungsgemäß 
hohe Sensibilität der Industrie für Kostenstei-
gerungen für zusätzliche Reduktionen des Öl-
verbrauchs ausnutzen.

Der ersatzlose Wegfall dieser Maßnahmen ist 
maßgeblich für die zurückgenommenen Er-
wartungen der Regierung bezüglich der Ein-
sparungsmöglichkeiten im Jahre 1985 verant-
wortlich: Statt 4,5 Mio Barrel/Tag — der Ziel-
setzung des ursprünglichen Programms — 
werden die USA nur 2,5 Mio Barrel/Tag weni-
ger importieren, als es ohne ein Energiegesetz 
zu erwarten wäre. Damit würden sich die 
amerikanischen Importe auf 9—10 Mio Barrel/ 
Tag und somit der Importanteil auf 50 Prozent 
erhöhen. Doch selbst diese Vorhersage scheint 
Kritikern noch überoptimistisch: Andere 
Schätzungen gehen von lediglich 1,5 Mio 
Barrel/Tag Importreduktion aus. Vor allem 
aufgrund von erheblichen Zweifeln an der 
Wirksamkeit der verbleibenden Maßnahmen 
scheint diese Skepsis begründet:

— Die schrittweise Erhöhung der Erdgasprei-
se bis zur Beseitigung staatlicher Preis-
kontrollen im Jahre 1985 läßt erst 1985 
Höchstpreise erwarten. In der Vergangen-
heit spekulierten die Erdgasproduzenten 
trotz seit 1973 erheblich heraufgesetzter 
Preise auf weitere Preiserhöhungen und 
steigerten die Produktion nicht nennens-
wert; es ist nicht zu erwarten, daß sich 
dieses Verhalten nun ändert. Eine zusätz-
liche Produktion von Erdgas wird daher 
nicht in dem von der Regierung prognosti-
zierten Ausmaß zu erwarten sein.

— Das Gesetz über die Besteuerung des Ver-
kaufs von Autos mit ineffizienter Ener-
gieumsetzung (ohnehin gegenüber der 
Vorlage stark abgeschwächt) wird aus 
mehreren Gründen keine großen Auswir-
kungen haben: Zum einen werden ohnehin

Wagen der oberen Steuerklassen kaum 
noch produziert. Zum anderen treffen die 
Steuererhöhungen die beiden Verbrau-
chergruppen nicht, die in erster Linie an 
großen und damit ineffizienten Wagen in-
teressiert sind: Für den oberen Mittel-
stand, der diese Wagen als Statussymbol 
betrachtet, sind die zusätzlichen Ausgaben 
aufgrund seiner Einkommensverhältnisse 
wahrscheinlich kein wirksames Hindernis; 
für die kinderreichen Familien und die 
Farmer, die vor allem durch den Ge-
brauchtwagenmarkt bedient werden, 
schlagen die Steuern nur sehr mittelbar 
durch.

— Die verabschiedeten Steuervergünstigun-
gen für energiesparende Investitionen bei 
Hauseigentümern und Unternehmern müs-
sen noch den Weg durch die einzelstaatli-
che Gesetzgebung bzw. Administration ge-
hen; Wirkungen werden hier nur sehr ver-
zögert zu erwarten sein.

Diese skeptische Interpretation ist nur vor 
dem Hintergrund einer gründlichen Analyse

•'der Struktur der amerikanischen Energiepoli-
tik zu verstehen. Die Erklärungen der Regie-
rung Carter sind nur sozusagen die Spitze des 
Eisberges. Unterhalb dieser Ebene besteht die 
energiepolitische Szene Amerikas aus einem 
komplexen, beharrlichen und schwerfälligen 
System, das den Analytiker bezüglich politi-
scher Änderungen eher pessimistisch 
stimmt.



I. Energiepolitik als Außenpolitik

1 . Die politische Konzeption

Traditionell zielte die Erdöldiplomatie der 
Vereinigten Staaten auf die Unterstützung der 
amerikanischen Olgesellschaften und auf po-
litischen Einfluß in den wichtigsten ölprodu-
zierenden Staaten. Allerdings überließ man die 
Energieaußenpolitik in zunehmendem Maße 
den Ölgesellschaften; griff noch in den fünfzi-
ger Jahren der Nationale Sicherheitsrat in 
den energiepolitischen Entscheidungsgang 
ein, so konzentrierte sich zehn Jahre später — 
angesichts einer scheinbar ungefährdeten und 
preisgünstigen Energieversorgung — das Ex-
pertenwissen im Office for Fuels and Energy 
des Außenministeriums, das jedoch seine Er-
kenntnisse über die Risiken wachsender Im-
portabhängigkeit nicht wirksam in den Ent-
scheidungsprozeß einzubringen vermochte 1).

Das Ölembargo von 1973 forderte Amerika in 
mehrfacher Hinsicht heraus: Die europä-
ischen Partner weigerten sich, die Unterstüt-
zung Israels mitzutragen; die amerikanischen 
Streitkräfte, deren Treibstoffbedarf zu 50 °/o 
aus außeramerikanischen Quellen gedeckt 
wurde, erlebten einen drastischen Rückgang 
der Zufuhr; die Weltwirtschaftsordnung war 
durch Kartellierung, Zahlungsbilanzprobleme 
und drohenden Protektionismus gefährdet; in 
den USA selbst ließen vor allem interne lo-
gistische Probleme das Olembargo in emp-
findliche Störungen der Volkswirtschaft um-
schlagen. Erst zu diesem Zeitpunkt setzte sich 
bei den außenpolitischen Entscheidungsträ-
gern die längst fällige Erkenntnis durch, daß 
die Zeiten der Ölautarkie vorbei waren und 
Energieaußenpolitik aus der Perspektive des 
Importlandes heraus betrieben werden mußte. 
In der Konzeption des Außenministeriums 
schmolzen Versorgungssicherheit und die Er-
haltung der militärischen Bereitschaft im Ziel 
der „wirtschaftlichen Sicherheit" zusammen. 
Die Restaurierung der Weltwirtschaftsord-
nung, vor allem die Senkung des Ölpreises, 
bildete den zweiten Zielkomplex, die Wieder-
herstellung amerikanischer Führung und au-
ßenpolitischer Handlungsfreiheit den dritten.

') Multinational Oil Corporations and United Sta-
tes Foreign Policy. R, Comm. on Foreign Rela-
tions, USS 94/1, Washington, D. C., 1975, S. 65 u. 
115; Foreign Implications of the Energy Crisis, H, 
Comm. on Foreign Affairs, USHR 92/2, Washing-
ton, D. C., 1975, S. 155 u. 187 ff.

Die Strategie zur Erreichung dieser Ziele sah 
als ersten Schritt eine gemeinsame Versiche-
rung der Industriestaaten gegen ein neues 
Embargo und ein System zur Konsolidierung 
der Zahlungsbilanzen der wirtschaftsschwäch-
sten westlichen Staaten vor. Die zweite Stufe 
umfaßte die Erarbeitung einer gemeinsamen 
langfristigen Energie-, Forschungs- und Ent-
wicklungspolitik sowie einer gemeinsamen 
Haltung gegenüber der OPEC. Europa sollte 
von bilateralen Beziehungen zur OPEC abge-
halten werden; auf die Eröffnung eines sepa-
raten euro-arabischen Dialogs reagierte das 
Außenministerium gereizt2). Erst die dritte 
Phase sollte das Gespräch mit den Olexpor-
teuren sowie den ölimportierenden Entwick-
lungsländern bringen. Als unerläßliche flan-
kierende Maßnahme sah man die Reduzierung 
der amerikanischen Importabhängigkeit an.

2) WB 41/1974, S. 20/21; 44/1974, S. 1 f.; 50/1974, 
S. 5.
3) WB 192/1977, S. 17ff.; WB 119/178, S. 17; SDB 
24. 1. 1977, S. 65 ff.; SDB Feb. 1978, S. 27.
4) Übereinkommen über ein internationales Ener-
gieprogramm, 1974. Zur IEA: W. Hager, Die IEA: 
Problematische Sicherheitsallianz für Europa, 
S. 87—114, in: ders. (Hrsg.), Erdöl und Internatio-
nale Politik, München 1975.

Unter der Administration Carter ist die Ziel-
setzung die gleiche geblieben. Die Übernahme 
der meisten Beamten der mittleren Ebene in 
den zuständigen Abteilungen von Außen-, 
Energie-, Schatz- und Handelsministerium si-
cherte diese Kontinuität auch organisatorisch 
ab. Ganz besonders wird sie durch die Person 
des außenpolitisch durchaus ambitionierten 
Energieministers Schlesinger gewährleistet, 
der ja bereits in den republikanischen Admi-
nistrationen als Verteidigungsminister arbei-
tete 3).

2. Realisierung: Zusammenarbeit der 
Industriestaaten

a) Das Internationale Energieprogramm (IEP)

Das erste Ziel der USA, die gemeinsame Ver-
sicherung der Industriestaaten gegen ein neu-
es Embargo, wurde Ende 1974 im „Internatio-
nalen Energieprogramm" der Internationalen 
Energie-Agentur (IEA) erreicht4). Das Ab-
kommen sichert amerikanische Interessen in 
charakteristischer Weise ab:



1. Die Stimmenzahl im Führungsgremium 
richtet sich nach der Höhe des Ölverbrauchs; 
der asymmetrisch hohe Energiekonsum der 
USA, Hauptursache des Ungleichgewichts am 
Weltenergiemarkt, wird mit einem Mehr an 
Kontrolle prämiiert: Auf die Amerikaner ent-
fällt etwa ein Drittel der Gesamtstimmen. Da 
über wichtige Modalitäten des Notstandspro-
gramms mit 60 0/0 der Stimmen entschieden 
wird, erreichen die USA nahezu eine Veto-
Position.

2. Im Notstandsfall soll die Knappheit in glei-
cher Weise unter die Partner verteilt werden. 
Bemessungsgrundlage für die Zuteilung von 
O1 aus den Beständen eines Partners ist der 
Grad der Reduktion der eigenen Zufuhr. Dies 
setzt für die USA eine gewisse Prämie auf die 
Steigerung der Importe: je mehr Importe, de-
sto weniger eigene Ressourcen sind nämlich 
an die Partner abzutreten, da sie als Ersatz 
für die eigenen Importausfälle eingesetzt wer-
den können.

Da zudem das Notstandsprogramm verbind-
lich ist, die gemeinsamen Einsparungsziele je-
doch nur appellativ sind und von den USA 
ständig verfehlt werden, konnten die USA im 
Gesamtresultat ihr Absicherungsziel selbst 
für den Fall verwirklichen, daß innenpolitisch 
eine Importsenkung nicht durchsetzbar ist. 
Zugleich haben sie das erwünschte Maß an 
Kontrolle der Partner und dadurch die Rück-
gewinnung ihrer Handlungsfreiheit erreicht.

3. Eines der wichtigsten Vorhaben der IEA ist 
es, eine Übersicht über die internationale Al-
lokation von Erdöl und Erdölprodukten zu ge-
winnen. Zu diesem Zweck benötigt sie große 
Datenmengen über den Weltmarkt. Bei der 
Sammlung dieser Daten verläßt sie sich auf 
die internationale Ölindustrie, also weitge-
hend auf die multinationalen Energieunter-
nehmen der USA. Auch das Notstandspro-
gramm soll sich der logistischen Strukturen 
dieser Unternehmen bedienen; die Allokatio-
nen im Falle eines neuen Embargos sollen 
von den Unternehmen ausgeführt werden.

Arbeits- und Beratungsgruppen der Industrie 
sind im IEA-Statut verankert und nehmen ge-
rade wegen ihrer Bedeutung für Informations-
system und Logistik eine Schlüsselstellung 
ein. Man folgte damit dem Wunsch der Ame-
rikaner, kein paralleles Allokationssystem 
unter Regie der IEA — also einer internatio-
nalen Organisation — aufzubauen; zugleich 
entspricht die Konstruktion auch dem Interes-
se der Olkonzerne, ihre Steuerungsmöglich-
keiten nicht zu verlieren. Das alte Ziel der 

amerikanischen Oldiplomatie, die Stellung 
der 
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amerikanischen Ölindustrie zu verteidi-
gen, wurde also auch in die multilaterale 
Energiekooperation eingebracht ).

b) Der Financial Support Fund (FSF)

Parallel zum IEP hatte die amerikanische Re-
gierung den FSF als Sicherungsnetz entwor-
fen, falls die herkömmlichen internationalen 
Finanzinstitutionen die Zahlungsbilanzproble-
me der schwächsten Industriestaaten nicht 
ausreichend lösen könnten. Der amerikani-
sche Vertragsentwurf zum FSF trug die glei-
chen charakteristischen Züge wie der des 
IEP:

1. Er macht die Vermeidung unilateraler au-
ßenwirtschaftlicher Schutzmaßnahmen und 
eine energiesparende Politik zur Bedingung, 
Kredite über den Fonds zu erhalten.

2. Er fordert für einen Kredit, der die Einlage 
des Landes im Fonds übersteigt, 90 % der 
Stimmen. Da die USA über 28 °/o der Stimmen 
verfügen, hätten sie, ebenso wie die Bundes-
republik und Japan, bei größeren Krediten 
eine Veto-Position erhalten.

Die USA hätten daher einen erheblichen Ein-
fluß auf die Energie-, Wirtschafts- und Wäh-
rungspolitik ihrer schwächeren Partner neh-
men können. Wieder wird deutlich, daß die 
a
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merikanische Regierung die Krisensituation 
zur Erweiterung ihres internationalen Steue-
rungspotentials zu nutzen versuchte. Dies 
wurde in den Vereinigten Staaten auch 
durchaus betont ).

Durch den FSF sollten direkte Kredite aus 
den OPEC-Ländern umgangen werden. Auch 
ein noch umfangreicheres Recycling über den 
Internationalen Währungsfonds (IWF) hätte 
wegen der gestiegenen Bedeutung der Ölex-
porteure in diesem Gremium die amerikani-
sche Kontrolle schwächen, den Einfluß auf 
die Energiepolitik der Kreditnehmer unmög-
lich machen können. Die Konstruktion des 
FSF erleichterte eine Mediatisierung der Kre-
dite über die privaten Märkte, in denen ame-
rikanische Banken, vor allem wegen hoher 
OPEC-Einlagen, die Führungsposition inneha-
ben 7). Wieder tritt neben die Steuerung als 

5) United States International Energy Policy, H., 
Comm. on International Relations, USHR 94/1, 
Washington, D. C., 1975, S. 32, 44/45.
6) United States Participation in the Financial 
Support Fund, Communication from the President 
of the United States, S. 6 f., S. 9.
7) Ebenda, S. 3—5.



Ziel der amerikanischen Energie-Außenpolitik 
das Ziel des wirtschaftlichen Vorteils. Da die 
USA das Abkommen nicht ratifizierten, konn-
te es bis heute nicht in Kraft treten.

Bekanntlich gelang es der amerikanischen 
Regierung nicht, den FSF innenpolitisch abzu-
sichern.

c) Langfristige Zusammenarbeit

Das langfristige Kooperationsprogramm der 
IEA von 1976 8) legt erstens einen Mindest-
schutzpreis für Importöl fest. Die Mitglieder 
wollen diesen Preis für den Fall aufrechter-
halten, daß der Weltmarktpreis unter das Ni-
veau sinkt, auf dem Investitionen in teure Al-
ternativenergien noch rentabel sind. Zweitens 
sieht es die Benennung von Einsparungszielen 
für die gesamte Gruppe — nicht aber für die 
einzelnen Staaten — und eine Überprüfung 
der nationalen Energieprogramme vor. Drit-
tens benennt es die Möglichkeiten und die 
Modalitäten gemeinsamer Forschungs- und 
Entwicklungsprogramme auf dem Energiesek-
tor.

1. Der angestrebte Mindestpreis von 7 Dollar 
pro Barrel Importöl schützt nicht die „exoti-
schen" Energien (z. B. Sonne, Wind, Schiefer-
öl usw.), sondern in erster Linie die Kohle, 
den Olabbau aus dem Meer sowie die sekun-
dären und tertiären Techniken der Olgewin-
nung. Obwohl auch einige europäische Akti-
vitäten (Nordseeöl, Kohle) abgedeckt wären, 
läge der Hauptanteil der geschützten Investi-
tionen in den USA.

2. Die Bestimmungen für Forschung und Ent-
wicklung berücksichtigen nicht die struktu-
rellen Vorteile des amerikanischen privaten 
Sektors in bezug auf Finanzierung und For-
schungskapazität. Obwohl die Olpreissteige-
rungen Investitionsmittel zugunsten der ame-
rikanischen Energiekonzerne umverteilt ha-
ben, ist kein Ausgleichsverfahren zugunsten 
der and
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eren Länder eingerichtet. Es ist ein of-
fenes Ziel der amerikanischen Regierung, die 
internationale Zusammenarbeit in Forschung 
und Entwicklung zur Ausdehnung des ameri-
kanischen Einflusses im Ausland sowie zur 
Förderung der kommerziellen Interessen ihrer 
Industrie zu nutzen ).

3. Der Verzicht auf Länderquoten bei der Be-
nennung der gemeinsamen Einsparungsziele 
macht diese Ziele zu einem schwachen oder 
untauglichen Instrument, um Druck auf die 
einzelnen Länder auszu

10

üben. Im übrigen wird 
die gemeinsame Energiesparpolitik auf „Aus-
schaltung der Verschwendung und die Ver-
besserung des Wirkungsgrades" begrenzt. 
Ausgeklammert wird der Bereich strukturel-
ler Energieverschwendung, die gerade für die 
Vereinigten Staaten (beispielsweise im Trans-
portsektor) typisch ist und deren Beseitigung 
eher rigorose systemische Maßnahmen ver-
langt ).
Auch der „Beschluß über Gruppenziele und 
energiepolitische Grundsätze" von 1977 11) 
geht nicht auf die strukturelle Energiever-
schwendung ein. Das Gruppenziel einer Im-
portbeschränkung auf 26 Millionen Barrel am 
Tag im Jahr 1985 ist nach wie vor unver-
bindlich.

3. Zusammenarbeit mit OPEC und „Vierter 
Welt“ — Die Konferenz für Internationale 
Wirtschaftliche Zusammenarbeit (KIWZ)

Die Zusammenarbeit zwischen Industriestaa-
ten und OPEC sowie den ölimportierenden 
Entwicklungsländern (der „Vierten Welt") 
entwickelte sich nach amerikanischem Plan 
erst im Anschluß an die Festlegung der ge-
meinsamen westlichen Position. Diese Verzö-
gerung sowie die einseitige westliche Hal-
tung trugen zum Mißerfolg der KIWZ (1975 bis 
1977) auf dem Energiesektor bei. Der Westen 
zwang die „Vierte Welt" in eine nicht immer 
sinnvolle Solidarität mit der OPEC und ver-
hinderte so, daß die energiepolitischen Inter-
essen der bedürftigsten Länder in angemessen 
differenzierter Weise zur Geltung kamen. Die 
Verwunderung amerikanischer Politiker über 
die Solidarität der Dritten Welt offenbarte 
einmal mehr die mangelnde Kenntnis über die 
Folgewirkungen eigener Politik auf das Füh-
len und Denken der Entwicklungsländer ).

8) International Energy Long-term Cooperation 
Program, Jan. 1976.
9) International Cooperation in Energy Research 
and Development, H, Comm. on Science and Tech-
nology, USHR, 94/2, Washington, D. C., 1976, 
S. 56.

10) Barry Commoner, Energieeinsatz und Wirt-
schaftskrise, Reinbek 1977, Kap. 7.
11) IEA Press Release, Paris, 6. 10. 1977; WB 192/ 
1977, S. 17 f.
12) United States International Energy Policy, 
a. a. O., S. 5; siehe auch Harald Müller, Energiepo-
litik, Nuklearexport und die Weiterverbreitung 
von Kernwaffen, Frankfurt/M. 1978, Abschn. 4 u. 
8.

1. Die enormen Unterschiede beim Erfolg in 
der Krisenbewältigung zwischen „Erster" und 
„Vierter" Welt hatten den Eliten der Ent-



Wicklungsländer deutlich vor Augen geführt, 
daß ihre augenblicklichen Schwierigkeiten 
nicht nur durch den Olpreis verursacht, son-
dern auch vor dem Hintergrund der struktu-
rellen Bedingungen der Unterentwicklung zu 
sehen waren. Der zähe und letztlich sinnlose 
Versuch der Industriestaaten, das Konferenz-
thema auf den Rohölpreis zu beschränken, 
gab den OPEC-Staaten daher die Gelegenheit, 
sich als Anwalt der Belange der Entwicklungs-
länder zu profilieren.

2. Der Versuch der thematischen Einengung 
auf den Olpreis schränkte außerdem die Be-
weglichkeit der Konferenzteilnehmer maßgeb-
lich ein und demonstrierte die Absicht der 
USA, sich selbst zu entlasten und die OPEC 
in eine rein defensive Position hineinzuma-
növrieren. Dabei ließ die damalige Marktsi-
tuation — eine gemäßigte Zunahme der 
Nachfrage als Folge konjunktureller Erholung 
-— eine entscheidende Schwächung der OPEC 
nicht erwarten. Daher konnte die amerikani-
sche Verhandlungstaktik nur zu einer Verhär-
tung bereits bestehender Haltungen führen. 
Die Vorschläge der USA für die Tagesord-
nung der Energiekommission der KIWZ ent-
hielten auch keinen Hinweis auf die Über-
konsumtion in den Industrieländern, obwohl 
dieses Thema in den öffentlichen Vordiskus-
sionen der westlichen Staaten nachdrücklich 
betont worden war.

3. Die Amerikaner traten auf der KIWZ fak-
tisch ohne konkrete Aktionsprogramme auf. 
Kissinger wiederholte — ohne vzeitere Kon-
kretisierung — seinen bereits vor der UNO-
Rohstoffkonferenz vorgebrachten Vorschlag, 
ein „Internationales Energie-Institut" einzu-
richten 13 ). Angesichts der amerikanischen 
Verhandlungstaktik mußte OPEC fürchten, 
daß das Institut in erster Linie einen Anti-
OPEC-Kurs institutionalisieren sollte. Für die 
„Vierte Welt" blieb das Angebot mangels 
konkreter Vorschläge unattraktiv.

4. Die Amerikaner hatten seit 1974 erfolgreich 
versucht, die energiepolitischen Probleme der 
Industriestaaten vom „Rest der Welt" abzu-
koppeln und separat zu lösen. Weder IEA 
noch der FSF hatten der „Vierten Welt" Teil-
nahmechancen geboten. In der gleichen Zeit 
hatte die OPEC wesentlich einen Kredit-

fonds des IWF zur Lösung kurzfristiger Zah-
lungsprobleme vor allem der Entwicklungs-
länder mitfinanziert und die bilaterale Ent-
wicklungshilfe weit über die bei den Indu-
strieländern üblichen Margen gesteigert. Die 
„Vierte Welt" sah also bei den Industrielän-
dern die wohlbekannte Attitüde, zunächst 
einmal eigene Interessen zu verfolgen und die 
Entwicklungsprobleme zu vernachlässigen. 
Zwar verkannte sie die zwiespältige Wirkung 
der OPEC-Politik auf die eigene Wirtschafts-
lage durchaus nicht, sah aber in der Koopera-
tion mit OPEC bessere Chancen, ihre Interes-
sen zu verwirklichen 14).
5. Der letzte wichtige Faktor für die enttäu-
schenden Ergebnisse des Nord-Süd-Dialogs 
sind die wiederholten, außenpolitisch unpro-
duktiven Gewaltdrohungen amerikanischer 
Spitzenpolitiker gegen die arabischen Länder 
(s. u.). Natürlich mußten sie in der „Dritten 
Welt" Assoziationen an Imperialismus und 
Neokolonialismus wecken. Sie zwangen daher 
die „Vierte Welt" in eine enge Koalition mit 
OPEC förmlich hinein.
Die Regierung Carter betont stärker als die 
vorangegangene Administration ihre Bereit-
schaft, die „Vierte Welt" bei der Deckung ih-
res Energiebedarfs zu unterstützen. Außen-
und Energieministerium haben entsprechende 
Programme entwickelt. Der Kongreß hat mit 
den Auslandshilfegesetzen seit 1975 und dem 
Gesetz zur Nichtweiterverbreitung von Kern-
waffen von 1978 die gesetzliche Grundlage 
für eine Ausweitung dieser Programme ge-
schaffen. Zudem versucht die Regierung auch, 
ihre Non-Proliferationspolitik mit Hilfe alter-
nativer Lösungsangebote für die Energiepro-
bleme der Entwicklungsländer zu stützen13). 
Das mit 23 Millionen Dollar für 1977 recht be-
grenzte Volumen dieser Energieprogramme 
weist jedoch noch nicht endgültig darauf hin, 
daß die Vernachlässigung der Energie-
Entwicklungspolitik überwunden ist.

13) Kissingers Rede auf der KIWZ, in: North-
South Dialogue, Report of a Staff Study Mission 
to the Conference on International Economic Co-
operation, Washington, D. C., 1976, S. 16, sowie List 
of subjects to be discussed by the Commission on 
Energy, ebenda, S. 6/7.

14) Reinhard Bols u. a. (Hrsg.), Kooperation oder 
Konfrontation? Materialien zur Rohstoffpolitik, 
Bonn 1975, Kap. 4; Conference of Developing 
Countries on Raw Materials, Dakkar 1975, Res. 1, 
in: United States International Energy Policy, 
a. a. O„ S. 151.
15) United States Energy Policy Toward Develop-
ing Countries. H, Comm. on International Rela-
tions, USHR, 95/1, Washington, D. C., 1978.

4. Bilateralismus: Die Zusammenarbeit 
mit Saudi-Arabien

Während die amerikanische Regierung die 
Alliierten von einer bilateralen Kooperation 



mit den OPEC-Staaten abzubringen versuchte, 
arbeitete sie selbst eifrig am Ausbau der „be-
sonderen Beziehungen" zum Iran und zu Sau-
di-Arabien. Das Abkommen über wirtschaftli-
che Zusammenarbeit mit Saudi-Arabien hat 
unter Leitung der gemeinsamen Wirtschafts-
kommission seit 1974 Projekte in einer Ge-
samthöhe von 644 Mio Dollar bewirkt. Die 
Einrichtung einer speziellen Abteilung für 
Saudi-Arabien im Finanzministerium und die 
unter Carter noch zunehmenden Konsultatio-
nen auf höchster Ebene zeigen die Wichtig-
keit, die die USA diesen „speziellen Bezie-
hungen" zumessen.

Im militärischen Bereich können die USA auf 
einer dreißigjährigen Zusammenarbeit mit 
dem größten Olexporteur aufbauen.

Die Sicherheitsbedürfnisse der konservativen 
Olexporteure bieten den USA politische Vor-
teile, die — trotz gegenteiliger Beteuerungen 
der Regierungen — auch in wirtschaftlichen

Nutzen umschlagen: Die amerikanischen Mut-
tergesellschaften der ARAMCO haben ein 
Vorkaufsrecht auf 7 Mio. Barrel/Tag Rohöl; 
dies stellt gegenüber der Konkurrenz einen 
Kostenvorteil und eine zuverlässige Absiche-
rung der Versorgung dar 16 ).

16) Royal Embassy of the Kingdom of Saudi-
Arabia, Washington, D. C., o. J.: United-States — 
Saudi Arabian Joint Commission; Defense Moni-
tor, Feb. 1978; SDB 1.7. 1974, S. 7; Access to Oil; 
The United States Relationships with Saudi-Arabia 
and Iran. Comm. on Energy and Natural Resour-
ces, USS, Washington, D. C., 1977, S. 51.

17) WB 33/1975, S. 18/19; 35/1975, S. 10/11; 26/1975,
sowie National Journal 10/1975, S. 357 ff.; The In-
ternational Monetary Situation and the Administra-
tion's Oil Floor Price Proposal, H, Joint Economic 
Committee, 94/1, S. 26—29, 34, 85 ff.; The State De-
partment’s Oil Floor Price Proposal: Should Con-
gress endorse it? R, Joint Economic Comm., 94/1, 
Washington, DC., 1975.

5. Zusammenfassung

Die Kombination aus IEA-Politik, Großmacht-
position, Vernachlässigung der Belange der 
Entwicklungsländer und bilateraler Diploma-
tie hat für die Vereinigten Staaten demnach 
subtile, in Krisenzeiten durchaus wirksame 
Steuerungsmittel geschaffen, denen sich die 
Verbündeten nicht entziehen können. Dem 
Ziel, nach 1973 die Führungsposition inner-
halb der westlichen Welt neu zu etablieren, 
scheint man in recht unauffälliger Weise, oft 
entgegen dem tagespolitischen Augenschein, 
durchaus nähergekommen zu sein.

II. Energiepolitik zwischen Innen- und Außenpolitik: 
Einschränkungen und Widersprüche

Das Außenministerium konnte jedoch seine 
Strategie nicht ohne Einschränkungen in die 
Tat umsetzen. Unstimmigkeiten innerhalb der 
Regierung, wahltaktische Rücksichten und 
vor allem die Opposition des Kongresses ver-
ursachten Ungereimtheiten, Widersprüche, ja 
sogar das Scheitern einiger Teile des Kon-
zepts.

1. Bürokratische Politik: Die Auseinanderset-
zungen um den Mindestschutzpreis

Zwischen Finanz- und Außenministerium der 
Ford-Regierung gab es Differenzen in der Fra-
ge des Mindestschutzpreises, die zum Schei-
tern einer entsprechenden Politik in Amerika 
beitrugen.

Für das Außenministerium stellte der Min-
destschutzpreis ein wichtiges Mittel symboli-
scher Politik im Rahmen seiner weltordnungs-
politischen Konzeption dar. Er sollte dem 
wichtigsten Bindeglied der OPEC — dem ge-

meinsam festgelegten Verkaufspreis — ein 
ökonomisches Äquivalent seitens der Indu-
striestaaten entgegenstellen und so deren So-
lidarität demonstrieren.
Das Finanzministerium ist hingegen auf eine 
orthodoxe marktwirtschaftliche Position ein-
geschworen. Ein politisch festgelegter Preis 
bewirkte bei der Behörde daher von vornher-
ein Unbehagen. Sie setzte zunächst gegen das 
Außenministerium durch, die Einzelregelung 
der Preisstützung den einzelnen Mitgliedstaa-
ten der IEA zu überlassen; das Außenministe-
rium hatte auch diese Modalitäten vertraglich 
fixieren wollen.

Der Kongreß seinerseits hielt die Subventio-
nierung billiger amerikanischer Olproduktion 
und die zusätzliche Belastung der Konsumen-
ten durch den Mindestschutzpreis für untrag-
bar und verweigerte der Regierung die Er-
mächtigung für preisstützende Maßnah-
men 17 ).



2. Wahltaktische Rücksichten: 
Gewaltdrohungen gegen OPEC

Die Interventionsdrohungen amerikanischer 
Spitzenpolitiker gegen die arabischen Staaten 
1974 und 1975 haben in Europa einige Unruhe 
ausgelöst. Die mehrfachen Wiederholungen 
bedürfen um so mehr einer Erklärung, als 
sich sowohl militärische wie ökonomische 
(Nahrungsmittelembargo) Aktionen durch ge-
nauere Analysen als unpraktikabel erwiesen 
haben.

Eine militärische Intervention könnte nicht 
schnell genug erfolgen, um die präventive 
Zerstörung der Olfeider zu verhindern. Selbst 
der Einsatz von vier Divisionen zur Besetzung 
Saudi-Arabiens böte keine Garantie gegen Sa-
botage. Das Risiko einer sowjetischen Gegen-
intervention erscheint zudem sehr hoch.

Gegen ein Nahrungsmittelembargo spricht die 
raltiv geringe Abhängi
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gkeit der arabischen 
Einfuhr von den USA und die Möglichkeit, 
auf dem diversifizierten Weltmarkt neue An-
bieter zu finden ).

Die amerikanische Regierung kannte 1974/75 
diese Sachlage. Die Drohungen widersprachen 
zudem ihrer außenpolitischen Zielsetzung: Sie 
beunruhigten die Alliierten, erleichterten den 
OPEC-Staaten das Bündnis mit der „Vierten 
Welt" in der Vorbereitung der KIWZ und er-
schwerten den bilateralen Dialog Amerikas 
mit den Olexporteuren. Abgesehen von der 
grundsätzlichen Fragwürdigkeit von Gewalt-
drohungen in den internationalen Beziehun-
gen waren sie demnach nicht einmal für au-
ßenpolitische Zielsetzungen instrumentalisier-
bar.

Es liegt daher nahe, auf innenpolitische Moti-
ve zu rekurrieren. Die Entspannungspolitik 
sowie der Rückzug aus Vietnam hatten die 
Ford-Administration zusehends konservativer 
Kritik wegen ihrer Angeblich zu weichen au-
ßenpolitischen Linie ausgesetzt.

Eine Politik der Stärke, ja sogar militärischer 
Interventionismus, ist der amerikanischen po-
litischen Kultur nicht fremd. Sie hat eine lan-
ge Tradition und wird von einer starken Min-
derheit selbst nach Vietnam unterstützt. Eine

18) Oil Fields as Military Objectives, A Feasibili-
ty Study, Comm. on International Relations, 
USHR, 94/1, Washington, D. C„ 1975; Data and 
Analysis Concerning the Possibility of a U. S. 
Food Embargo as a Response to the Present Arab 
Oil Boycott, USHR, Comm. on Foreign Affairs, 
93/1, Washington, D. C., 1973. 

konfrontative Politik gegenüber den arabi-
schen Staaten findet daher immer wieder Be-
fürworter.

Selbst Carter hatte im Wahlkampf eine schar-
fe Position gegenüber OPEC bezogen; nach 
Übernahme der Regierung durch die demo-
kratische Administration hatte das Außenmi-
nisterium allerdings gemäßigtere Töne ange-
schlagen und eine militante Studie des Gene-
ral Accounting Office (einer der Legislative 
zugehörigen Behörde) scharf kritisiert; diese 
Studie hatte eine harte Haltung gegenüber den 
Olexporteuren mit dem Ziel gefordert, das 
Kartell zu zerbrechen 19 ).

19) CQA, S. 930/1; International Herald Tribune, 
5. 1. 1978.
20) United States Participation in the OECD Fi-
nancial Support Fund, R, USS, Comm. on Foreign 
Relations, 94/2, Washington, D. C., o. J.

3. Energieaußenpolitik im Kongreß

Das gesetzgeberische Verfahren zum FSF 
wurde vom Kongreß über das Ende der Legis-
laturperiode 1976 hinaus verzögert. Vor allem 
liberale Senatoren machten ihre Bedenken ge-
gen die neue Finanzinstitution geltend: Sie 
befürchteten eine Belastung des amerikani-
schen Steuerzahlers und eine Erhöhung des 
Zinssatzes auf dem internen Kreditmarkt 20 ).

Die gleiche, auf inneramerikanische Interes-
sen gerichtete Perspektive findet sich auch in 
den Passagen des Energy Policy and Conser-
vation Act (EPCA) von 1975 wieder, die die 
gesetzliche Grundlage für den amerikanischen 
Beitrag zur IEA schaffen.

Nach dem Wunsch des Kongresses sollen 
vertrauliche Geschäftsinformationen nur ku-
muliert in die IEA weitergegeben werden, so 
daß die einzelnen Quellen nicht mehr identifi-
zierbar sind. Zudem sollen amerikanische In-
formationen nur als Gegenleistung für Daten 
aus anderen Staaten eingebracht werden — 
angesichts der asymmetrischen Verteilung von 
Informationen zugunsten der amerikanischen 
Energieindustrie eine groteske, für die Hal-
tung des Kongresses aber bezeichnende Be-
stimmung.

Die Vollmachten für den Präsidenten sind eng 
definiert; sie beziehen sich lediglich auf die 
unmittelbare Notstandssituation und zielen 
auf die Abwendung ökonomischer und be-
schäftigungspolitischer Nachteile. Die weiter-
gehenden allianz- und weltpolitischen Zielset-
zungen von IEA akzeptiert der Kongreß im 



EPCA nicht. Die Vollmachten bedeuten, wie 
ausdrücklich betont wird, keine Billigung 
oder Ratifizierung des IEP. Der Kongreß er-
wähnt in diesen Passagen die IEA nicht ein-
mal.

Das durch Watergate genährte Mißtrauen des 
Kongresses gegen die Macht der Exekutive 
und der großen Industrie, der Versuch, den-
noch die Interessen dieser Industrie zu wah-
ren, sofern sie als amerikanische Interessen 
verstanden werden, das Mißbehagen gegen-
über den Executive Agreements (außenpoliti-
schen Vereinbarungen der Regierung, die der 
Parlamentskontrolle entzogen bleiben) und 
Vorbehalte gegenüber einem zu weitgehen-
den und möglicherweise amerikanische Inter-
essen verletzenden Engagement der USA in 
der IEA und dem FSF bilden die komplexe 
Motivation des Kongresses. Das Gesetz gibt 
dem Kongreß nicht nur die Möglichkeit, dem 
Präsidenten die Notstandsvollmachten wieder 
zu entziehen, sondern macht insbesondere 
langfristige amerikanische Verpflichtungen in 
der IEA zu einer unverbindlichen Absichtser-
klärung.

Diese Einstellung ist kennzeichnend für die 
Haltung des Kongresses zur Energiepolitik. 
Eine Untersuchung der Aufmerksamkeitsver-
teilung amerikanischer Parlamentarier in den 
„Hearings" (Befragungen von Politikern, In-

teressenvertretern und Fachleuten) zur Ener-
gieaußenpolitik ergab, daß sich über zwei 
Drittel der gestellten Fragen auf amerikani-
sche Akteure bezogen; auf europäische Inter-
essen rich
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teten sich gar nur 6,5 0/0 der Fragen 
(das ist etwa der gleiche Anteil, der auf ame-
rikanische Konsumenten oder die einheimi-
sche mittelständische Ölindustrie entfiel) ). 
Es muß betont werden, daß es sich dabei um 
außenpolitisch spezialisierte Ausschüsse han-
delt, die sozusagen die „Fühler" des Kongres-
ses für nicht-amerikanische Interessen dar-
stellen sollen. Die Dominanz des amerikani-
schen Blickwinkels wird bei der Betrachtung 
der energiepolitischen Gesamtaktivitäten des 
Parlaments noch erdrückender. Eine Liste des 
Senats, die einen Überblick über die energie-
politischen Aktivitäten des außenpolitisch fe-
derführenden Hauses gibt, weist nur 6,6 °/0 
außenpolitische Titel auf; auf Europa entfal-
len lediglich 4,3 °/o.

Energiepolitik ist in den USA als innenpoliti-
sche Frage definiert. Der Kongreß vermittelt 
daher nicht inneramerikanische und außer-
amerikanische Interessen; er versucht viel-
mehr, zwischen den verschiedenen Anforde-
rungen der amerikanischen Gesellschaft einen 
Kompromiß zu finden und nach außen durch-
zusetzen. Das innenpolitische Feld liegt damit 
im Zentrum des Interesses der Energieaußen-
politik der Vereinigten Staaten.

III. Energiepolitik als Innenpolitik

1. Rahmenbedingungen amerikanischer 
Energieinnenpolitik

Entscheidendes Kennzeichen der energiepoli-
tischen Problematik der USA ist der unge-
wöhnlich hohe Pro-Kopf-Energieverbrauch, 
der selbst weit über dem von Ländern mit 
vergleichbarem Lebensstandard liegt. Wie die 
Überprüfung der Ergebnisse der Sparprogram-
me der Industrieländer durch die IEA zeigt, 
hat sich die Differenz zwischen europäischem 
und amerikanischem Pro-Kopf-Verbrauch auf-
grund der strikteren Energiesparprogramme 
in Europa eher noch vergrößert.

Die Amerikaner konsumieren rund ein Drittel 
der jährlichen Weltenergieproduktion. Diese 
Zahlen mögen überraschen, da ja der inner-
amerikanische Rohölpreis über Jahre hinweg 
über dem Weltmarktpreis lag. Sie werden je-
doch aussagekräftiger, wenn man das Fehlen

21) Comparison beetween West Germany and the 
United States, FEA Conservation Paper No. 33 A,
Washington, D. C., 1975. 



einer Verbrauchssteuer wie der deutschen Mi-
neralölsteuer in Rechnung stellt; für den ame-
rikanischen Endverbraucher war die Energie 
stets billig. Die Zahlen belegen das hohe Spar-
potential der USA. Die Richtung der notwendi-
gen Sparmaßnahmen ist daher beherrschendes 
Thema der amerikanischen Energiedebatten.

Flankiert wird dieses Thema durch Auseinan-
dersetzungen über die Frage, wie die seit 
Ende der sechziger Jahre stagnierende ameri-
kanische Ol- und Gasproduktion wieder aus-
geweitet werden kann.

Im Rahmen seines Anti-Inflations-Programms 
hatte Präsident Nixon Anfang der siebziger 
Jahre auch das Rohöl unter staatliche Preis-
kontrollen gestellt. Diejenige Olmenge, die 
auf einem bestimmten Olfeld bereits im Stich-
jahr 1973 produziert wurde („altes öl"), durf-
te nicht über einem staatlich festgelegten 
Höchstpreis verkauft werden. Das über diese 
Basismenge hinaus geförderte öl („neues Ol") 
war von den Kontrollen ebenso ausgenommen 
wie zeitweilig öl aus weniger ertragreichen 
und daher kostenungünstigeren Bohrungen 
sowie mit den teureren sekundären und ter-
tiären Techniken erschlossenes Ol.

Die Erdgaspreise stehen seit 1954 teilweise 
unter Kontrolle der Federal Power Commis-
sion (FPC, jetzt Federal Energy Regulatory 
Commission: FERC). Die FPC (FERC) reguliert 
die Preise von Gas, das nicht in dem produ-
zierenden Bundesstaat verbraucht („inner-
staatliches Gas"), sondern an einen anderen 
Bundesstaat verkauft wird („zwischenstaatli-
ches Gas"). Der Preis des innerstaatlichen Ga-
ses hingegen ist frei. Der kontrollierte Gas-
preis wurde weit unter Marktwert, daher 
auch weit unter dem Preis von öl und Kohle 
mit einem vergleichbaren Heizwert gehalten. 
Deshalb verdrängte das Erdgas — in den USA 
nur in begrenzten Reserven vorhanden — bis 
in die siebziger Jahre hinein andere Brenn-
stoffe in wichtigen Bereichen (Raumheizung, 
Industrie, Kraftwerke).

Als Folge dieser Kontrollmaßnahmen lagen 
zu Beginn des Embargos, noch mehr aber 
nach den Preiserhöhungen durch die OPEC, 
die Preise von 70 °/o der amerikanischen Pri-
märenergie unter dem Weltmarktpreis. Die 
Auseinandersetzung über Beibehaltung oder 
Abschaffung der Preiskontrollen ist daher 
zentrales Standardthema der amerikanischen 
Energiediskussion seit 1973.

2. Energiepolitische Ziele und Instrumente

Diese Diskussion hat sich mit einem Komplex 
von traditionellen, durchaus widersprüchli-
chen energiepolitischen Zielen auseinander-
zusetzen. Tabelle 2 zeigt diese Ziele in ihrer 
Beziehung zu übergeordneten, konsensualen 
Grundzielen der amerikanischen Gesellschaft.

Zur Erreichung dieser Ziele werden folgende 
energiepolitische Instrumente diskutiert:

1. Das Marktinstrument: Es setzt vor allem 
auf die produktionsstimulierende, aber auch 
auf die verbrauchsdämpfende Wirkung stei-
gender Preise. Im Zentrum einer solchen Poli-
tik steht die Beseitigung staatlicher Preiskon-
trollen, also die Anhebung des inneramerika-
nischen Energiepreises auf den Weltmarkt-
preis und damit die Erhöhung der Erträge der 
amerikanischen Primärenergieproduzenten. 
Man verspricht sich davon eine Belebung der 
stagnierenden Explorationstätigkeit, die An-
wendung kostspieligerer Produktionsmetho-
den und dadurch die Erschließung neuer Re-
serven.



2. Das Instrument Steuern (Produktions-, Ver-
brauchs- und Importsteuern): Es will grund-
sätzlich den Effekt von Preissteigerungen nut-
zen, die Verwendung des höheren Ertrages 
aber dem Staat überlassen. Die gezielte För-
derung vorrangiger Energieformen, die Ab-
wendung sozialer Härten und ein ausreichen-
der Umweltschutz sollen die wichtigsten Ver-
wendungszwecke darstellen.

3. Das Reglementierungsinstrument konzen-
triert sich auf die Nachfrageseite und beruht 
auf einem weitgehenden Staatseingriff. Staat-
liche Verbrauchsnormen für Geräte und indu-
strielle Verfahren sowie Produktions- und 
Verkaufsverbote für vermeintlich überflüssi-
ge energieintensive Produkte und Verfahren 
stehen im Mittelpunkt. Importbeschränkun-
gen, Rationierung und Preiskontrollen stellen 
komplementäre Maßnahmen dar.
Daneben existieren unkontroverse oder ne-
benrangige Instrumente wie Forschungsförde-
rung (allerdings mit gewissen Meinungsver-
schiedenheiten über Zusammensetzung des 
Forschungsbudgets und Grad der Kommerzia-
lisierungshilfe) und finanzielle und steuerliche 
Anreize zur Energieeinsparung.
Obwohl die umfassenden energiepolitischen 
Vorlagen seit 1973 jeweils Elemente aller drei 
Alternativen enthielten, hatten sie doch ein-
deutige Schwerpunkte und können daher den 
Instrumenten zugeordnet werden (Tabelle 3).

Keiner dieser ehrgeizigen Pläne konnte den 
langen Marsch durch das legislative Verfah-
ren auch nur halbwegs unbeschadet überste-
hen. Zwar existiert quer durch die Parteien 
und gesellschaftlichen Gruppen ein Konsens, 

daß Amerika seine Importabhängigkeit redu-
zieren solle. Jedoch gehen die Meinungen 
über den richtigen Weg weit auseinander. 
Wie die folgende Analyse zeigt, sind diese 
Gegensätze tief in der amerikanischen Gesell-
schaft verwurzelt und daher nur außerordent-
lich schwer zu überwinden.

3. Ideologische Differenzen

Präferenzen für bestimmte energiepolitische 
Instrumente — und damit für weitergehende 
politische Ziele — werden durch die herr-
schenden Strömungen amerikanischer Ideolo-
gie bestimmt 22 ).

22) Zur amerikanischen Ideologie: Kenneth und 
Patricia Dolbeare, American Ideologies. The Com-
peting Political Believes of the 1970 s, Chicago 
1971, und Ernest A. Menze, Amerika, Land der be-
grenzten Möglichkeiten. Eine Amerikakunde, Hei-
delberg 1975, S. 199, 209.

Die konservative Ideologie vertritt die Idee 
des freien Unternehmertums. Der Eingriff des 
Staates in den Markt oder in die Konsument-
scheidung des einzelnen Bürgers gilt als Übel. 
Die sozialen Effekte der Energieverteuerung 
sind nebenrangig; dahinter steht die Vorstel-
lung, daß der soziale Erfolg in der individuel-
len Leistung begründet, eine gesellschaftliche 
Verantwortung also generell nicht anzuneh-
men ist. Auch von der Umweltverschmutzung 
wird angenommen, daß sie sich auf der Basis 
freiwilliger Leistungen der Wirtschaft bewäl-
tigen lasse. Die Erhaltung des marktwirt-
schaftlichen Systems, die Stärkung der priva-
ten und nationalen Wirtschaft und die natio-
nale Sicherheit genießen Vorrang in der Ska-
la gesellschaftlicher Ziele.



Der amerikanische Liberalismus bevorzugt 
das Steuerinstrument. Man hält die Fähigkeit 
des Marktes für begrenzt, mit „externalities", 
d. h. sozialen oder umweltpolitischen Kosten, 
umzugehen. Ein Minimum an staatlicher Len-
kung hat insbesondere die sozialen Härten 
der Marktwirtschaft abzufangen, zu der man 
sich ansonsten durchaus bekennt. Darüber 
hinaus sieht der Liberalismus die Integrität 
der politischen Instanzen durch das Wachs-
tum privatwirtschaftlicher Macht bedroht. 
Eine verschärfte Kartellgesetzgebung (Anti-
Trust-Gesetze) und eine sozial orientierte 
Steuerpolitik sollen dem Staat Mittel an die 
Hand geben, diese Macht in Grenzen zu hal-
ten.
Auch der Reformliberalismus bejaht grund-
sätzlich die Marktwirtschaft, stellt aber die 
soziale Gerechtigkeit entschieden über das 
wirtschaftsideologische Dogma. Das Regle-
mentierungsinstrument soll die Härten der 
Energieknappheit gleichmäßig unter die so-
zialen Schichten verteilen, wenn ausreichen-
des Wachstum durch gesicherte und preis-
werte Zufuhr nicht mehr garantiert werden 
kann. Die Reformliberalen artikulieren auch 
die liberalen Anti-Trust- und umweltpoliti-
schen Standpunkte aggressiver.

4. Parteipolitische Differenzen

Die amerikanischen Parteien haben keine fe-
ste organisatorische Struktur. Das Persönlich-
keits- und Mehrheitswahlsystem der USA 
macht den einzelnen Parlamentarier von sei-
ner Partei unabhängiger und bindet ihn enger 
an die Interessen seiner Wählerschaft als 
etwa in der Bundesrepublik. Das Präsidialsy-
stem stellt die Kontrollfunktion des Parla-
ments gegenüber der Exekutive stärker in 
den Vordergrund und legitimiert eine kriti-
sche Haltung der Abgeordneten auch gegen-
über einer Regierung der eigenen Partei. Die 
Präsidentschaftswahlen stellen in diesem Sy-
stem den Zeitpunkt dar, in dem in der Umset-
zung der weltanschaulichen Prämissen in ak-
tuelle politische Programme die unterschiedli-
chen Standpunkte der Parteien am deutlich-
sten hervortreten.

Die Republikaner sind konservativ; ihre Re-
gierungen haben stets das Marktinstrument 
anzuwenden versucht. Die Abgeordneten und 
Senatoren dieser Partei blockierten erfolg-
reich liberale Ansätze in der Energiepolitik. 
Dabei wurden sie von der zweiten Säule des 
Konservatismus, den Demokraten aus den 
Südstaaten, unterstützt.

Die Wahlplattform der Republikaner von 1976 
verband allgemein- und energiepolitischen 
Konservatismus. Ihre Präambel forderte die 
Einschränkung der Regierungstätigkeit, die 
Stärkung des freien Marktes, die Verlagerung 
der Lösung der Sozialprobleme auf freiwillige 
Organisationen sowie in die Kommunen, die 
Stärkung privater Initiativen zur Reduktion 
der Unterbeschäftigung und zur Hebung des 
Lebensstandards sowie die Reduktion der 
Steuerlast. In der Energiepolitik stand an er-
ster Stelle die Verringerung der Importabhän-
gigkeit; die Ausweitung der amerikanischen 
Olproduktion rangierte vor der Einsparung, 
die Staatsintervention sollte geschwächt, die 
Rolle des Marktes ausgedehnt, die Preise soll-
ten dementsprechend freigegeben werden.

Die liberale Position wird von den Nordstaa-
ten-Demokraten vertreten. Eine kleine Gruppe 
liberaler republikanischer Politiker aus den 
Staaten der Ostküste koaliert gewöhnlich mit 
ihnen. Ihre energiepolitische Haltung läßt 
sich als Kompromiß zwischen Steuer- und Re-
glementierungspolitik beschreiben.

Zu den Reformliberalen in der demokrati-
schen Partei zählen Parlamentarier der Ostkü-
ste, der liberalen ländlichen Bezirke des Mit-
telwestens und — vereinzelt — des Westens. 
Eine Abgrenzung fällt schwer, da der Über-
gang zum gemäßigt liberalen Lager fließend 
ist.

Die demokratische Wahlplattform von 1976 
trägt liberale und reformliberale Züge. Nicht 
das Ausmaß, sondern der Mißbrauch staatli-
cher Befugnisse werden kritisiert. Den Nixon-
und Ford-Administrationen wird die Vernach-
lässigung sozialer Gerechtigkeit angekreidet. 
Die Regierung habe bei einer angemesseneren 
Verteilung des gesellschaftlichen Reichtums 
eine wichtige Rolle zu spielen. Auf dem Ener-
giesektor sei der „freie Markt" eine unreali-
stische Illusion. Die Regierung habe die Ge-
samtwirtschaft und die Konsumenten in erster 
Linie vor überhöhten Preisen zu bewahren. 
Die Einsparung nimmt in der Rangliste der 
energiepolitischen Ziele den Spitzenplatz 
ein23 ). Viele Grundsätze dieses Dokuments 
haben in die Cartersche Energiepolitik Ein-
gang gefunden.

23) Zur Zuordnung der Ideologien zu Parteien und 
Abgeordneten: Gert Krell, Rüstungsdynamik und 
Rüstungskontrolle. Die gesellschaftlichen Ausein-
andersetzungen um SALT in den USA 1969—1975, 
S. 132—189; zu den Parteiprogrammen: CQA 1976, 
S. 855 ff. und 903 ff.



5. Differenzen zwischen den Interessen-
gruppen

Es lassen sich unter den amerikanischen In-
teressengruppen im Energiebereich zwei Ko-
alitionen und eine Art Zwischengruppe aus-
machen.
Die konservative Koalition wird von der 
Großindustrie getragen. Für die meist interna-
tional operierenden Unternehmen ist schon 
lange neben das Gewinninteresse die Bewah-
rung der größtmöglichen Dispositionsfreiheit 
und Planungssicherheit getreten. Wo der 
Staat seinerseits in Disposition und Planung 
interveniert, wird er als Störfaktor betrachtet. 
An dieser Stelle trifft sich das Interesse des 
modernen Großmanagements mit der konser-
vativen Ideologie. Die Organisationen der 
amerikanischen Industrie, die National Asso-
ciation of Manufacturers (NAM) und die Han-
delskammer (COC), haben den Schwerpunkt 
ihrer energiepolitischen Argumentation auf 
die Ausweitung der einheimischen Produk-
tion gelegt und dementsprechend natürlich 
das Marktinstrument propagiert. Preissteige-
rungen sollen der Kapitalbildung für Neuin-
vestitionen dienen.
Damit hat sich das Interesse der öl- und gas-
produzierenden Industrie durchgesetzt. Zwi-
schen den etwa 30 großen, integrierten Unter-
nehmen (integrierte Unternehmen sind auf al-
len Stufen der Ölindustrie tätig, vom Bohr-
turm bis zur Benzinpumpe) und den etwa 
10 000 „unabhängigen" Gesellschaften gibt es 
seit Jahren eine Interessengemeinsamkeit, 
was die Beendigung der Preiskontrolle und 
die Beibehaltung von Steuervergünstigungen, 
also die Erhöhung der Gewinne der gesamten 
Industrie angeht. Da die „Unabhängigen" zu-
dem auf die Pipeline-Systeme der Großen an-
gewiesen sind, haben sie auch stets deren 
Widerstand gegen Strukturreformen in der In-
dustrie unterstützt. Die kleinen Unternehmen 
entsprechen sehr viel mehr dem in der Öf-
fentlichkeit bevorzugten Typ des freien ame-
rikanischen Unternehmers; sie spielen im all-
gemeinen mehr die Rolle der lautstarken Lob-
by, während sich die großen Gesellschaften 
auf diskrete Kontakte zur Exekutive konzen-
trieren und sich ansonsten eher im Hinter-
grund halten.
Jedoch wird auch den Interessen der energie-
verbrauchenden Industrien sowie derjenigen 
Branchen, die energieverbrauchende Geräte 
produzieren, Rechnung getragen. Ihr Hauptin-
teresse liegt in der Vermeidung von staatli-
chen Normen für energieintensive Produkte 
und Produktionsprozesse. Die Automobilindu-

strie führt seit Jahren einen zähen Kampf 
gegen die gesetzliche Verankerung von Nor-
men für Sicherheit, Umweltverträglichkeit 
und Treibstoffverbrauch. Die Petrochemie 
fürchtet das Verbot einer Reihe von Endpro-
dukten, die bei ihrem Einsatz übermäßig viel 
Energie verbrauchen und durch andere Er-
zeugnisse, etwa aus Naturfasern, substituiert 
werden könnten. Das Agrobusiness sorgt sich 
vor allem um die gesicherte Zufuhr von Erd-
gas, Treibstoffen und Kunstdünger.

Einige kleinere Gegensätzlichkeiten zwischen 
den einzelnen Industrien resultieren aus dem 
Versuch jeder Branche, Kostensteigerungen 
und Einsparungsbemühungen in die anderen 
Industriesektoren abzuschieben. So verlangt 
die Autoindustrie eine gleichmäßige Vertei-
lung der durch die Einsparungspolitik entste-
henden Lasten, d. h. eine Belastung vor allem 
der Kraftwerksindustrie. Die Kraftwerksindu-
strie ihrerseits will die Einsparungsanstren-
gungen auf den Bereich des Individualver-
kehrs konzentriert sehen.

Die in der Tradition des ,New Deal' stehende 
reiormliberale Koalition wird vor allem von 
den Gewerkschaften getragen. Ihr Eintreten 
für Importquoten, Rationierung und Ver-
brauchsnormen findet allerdings seine Gren-
ze, wenn sie die Gesamtwirtschaft, insbeson-
dere die Vollbeschäftigung, in Gefahr sehen. 
So trat z. B. die amerikanische Automobilar-
beiter-Gewerkschaft nicht für die wirksamste 
Form der Verbrauchsnormen für Personen-
kraftwagen, ein generelles Produktionsverbot 
für verbrauchsintensive Wagentypen, ein; sie 
bevorzugte vielmehr die „weichere" Version 
einer Durchschnittsnorm für die gesamte 
Produktion eines Jahres, weil sie von der 
schärferen Maßnahme eine zu starke Ein-
schränkung des Absatzes und damit den Ver-
lust von Arbeitsplätzen befürchtete.

Die Interessenvertretungen der Konsumenten 
mißtrauen noch stärker als die Gewerkschaf-
ten den Aussagen über eine allgemeine Knapp-
heit an Energieressourcen. Für sie liegt die 
Krise nicht in der Energieknappheit, sondern 
in den Preisen, die der Konsument zu zahlen 
hat. Ihre Priorität ist daher die Verhinderung 
einer weiteren Preissteigerung, ja sogar eine 
Senkung der Preise.
In diese Koalition haben sich auch die Ver-
treter des ,Small Business' eingereiht, die die 
Rücksichtslosigkeit der großen Energiekon-
zerne in den Zeiten der Knappheit zu spüren 
bekommen haben. Sie glauben, daß weder die 
ausreichende Versorgung noch angemessene 



Preise für ihre Mitglieder ohne staatliche Mit-
hilfe erreichbar sind.
Die Haltung der öffentlichen Versorgungs-
und Transportunternehmen, die sich meist in 
Stadt- oder Gemeindeeigentum befinden, ist 
an den Interessen der Konsumenten orien-
tiert. Die Gründung der meisten dieser Betrie-
be geht auf den New Deal zurück, der den so-
zialstaatlichen Gedanken in den USA erst-
mals verankerte. Ihre Verwaltungen stehen 
daher der Idee demokratischer Kontrolle über 
die Wirtschaft von vornherein positiv gegen-
über. Während die private Kraftwerksindu-
strie höhere Brennstoffpreise an den Konsu-
menten weitergeben kann, sind die Kommu-
nalpolitiker dem Wähler verantwortlich und 
daher auf die Wahrung der Konsumentenin-
teressen bedacht.
Zu den Gruppen, die sich nicht eindeutig ein-
ordnen lassen, zählen die unabhängige Olver-
arbeitungs- und Verteilungsindustrie, die 
Transportindustrie sowie die Umweltschutz-
gruppen.
Für die Transportindustrie stellen erhöhte 
Brennstoffkosten ein erhebliches Problem 
dar. Dieses Problem verringert sich jedoch, 
wenn die Kostensteigerungen gleichmäßig un-
ter die verschiedenen Transportmittel verteilt 
werden oder der eigene Transportsektor so-
gar bevorzugt behandelt wird. Die unter Ford 
noch recht heftige Opposition vieler Teile 
dieser Industrie gegen Beseitigung der Preis-
kontrollen ist daher heute der Forderung 
nach ihrer gleichmäßigen Beseitigung gewi-
chen. Einigkeit besteht darüber, daß die 
Hauptlast der Kostensteigerungen ebenso wie 
die Hauptlast allgemeiner Einsparungspolitik 
vom Bereich des Individualverkehrs zu tragen 
sei. Gegenüber Verbrauchsnormen verhält 
man sich indifferent bis ablehnend.

Die Versorgungslage der unabhängigen Raffi-
nerien und Brennstoffhändler ist in Krisenzei-
ten im Vergleich zu den Tochtergesellschaf-
ten der integrierten Energiekonzerne unsi-
cher. Preissteigerungen können von ihnen 
nicht durch Gewinne auf anderen Stufen der 
Ölwirtschaft aufgefangen werden. In Knapp-
heits- oder Preissteigerungsperioden sind sie 
daher einer Verdrängungskonkurrenz ausge-
setzt. Andererseits liegt eine Beseitigung der 
Preiskontrollen für Petroleumprodukte in ih-
rem Interesse, da so ihre eigenen Gewinnmar-
gen vergrößert werden können. Teile der In-
dustrie neigen daher zur Beibehaltung allge-
meiner Preiskontrollen, andere Teile zu ihrer 
Aufhebung.
Bei den Umweltschutzgruppen genießt die 
Einsparung von Energie unumstrittene Priori-
tät. Dies ergibt sich aus der Überlegung, daß 
j

24

ede zusätzliche Energieproduktion und jeder 
zusätzliche Verbrauch neue Belastungen für 
die Umwelt mit sich bringen. Sie bekennen 
sich daher als einzige Interessengruppe auch 
zum Einsatz des Steuerinstruments, um die 
Nachfrage zu reduzieren ).

6. Soziale Differenzen

Die verschiedenen Schichten der amerikani-
schen Gesellschaft werden von Energiepreis-
steigerungen in unterschiedlichem Maße be-
troffen (Tabelle 4).

24) Die Positionen der Interessengruppen wurden 
ermittelt aus: Presidential Energy Program, H, 
USHR 94/1, Washington, D. C., 1975; National Refi-
nery Development Act of 1975, H, USS, Comm. on 
Interior and Insular Affairs, 94/1, Washington, 
D. C., 1975; Competition in the Energy Industry, 
Hearings, USS, Comm. on the Judiciary, 93/1, Wa-
shington, D. C., 1973; Summary of Public Testimo-
ny, USHR, Comm. on Ways and Means, 95/1, Wa-
shington, D. C., 1977.



Für die amerikanische Oberschicht sind die 
zu erwartenden Preissteigerungen zwar spür-
bar, aber insgesamt doch unerheblich. Sie rei-
chen zumindest nicht aus, um die ideologi-
schen Bedenken gegen eine Ausdehnung der 
Staatstätigkeit oder die allgemeine Abnei-
gung gegen eine Erhöhung der Steuerlast zu 
verdrängen. Die energiepolitische Position 
des Big Business repräsentiert daher den 
Standpunkt der amerikanischen Oberschicht 
recht genau.

In der amerikanischen Mittelschicht gibt es 
gegenwärtig eine Bewegung gegen die Aus-
dehnung der Staatstätigkeit, die sogenannte 
Steuerrevolte. Weder kommen dieser Schicht 
Steuererleichterungen für niedrige Einkom-
mensgruppen noch die „Schlupflöcher" der 
Steuergesetzgebung f
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ür die Reichen zugute. 
Da die Indifferenz gegenüber der Sozialstaats-
idee gerade in dieser Schicht tief verwurzelt 
ist, zielen die Argumente der „Steuerrevolte" 
vor allem auf den Abbau von Sozialleistun-
gen. Dementsprechend ist die Haltung der 
Mittelschicht in der Energiepolitik defensiv, 
d. h. gegen neue Steuerlasten sowie gegen die 
Einschränkung ihrer Wahlfreiheit für Kon-
sumentscheidungen durch Verbrauchsnormen 
gerichtet. Die Bewahrung von energiekonsu-
mierenden Statussymbolen ist in dieser 
Schicht geradezu ein kulturelles Syn-
drom ).

Die amerikanische Unterschicht verbraucht 
pro Kopf am wenigsten Energie, dennoch 
schlagen Energiepreissteigerungen für diese 
Menschen in einer Größenordnung zu Buche, 
daß ihr Lebensstandard weiter eingeschränkt 
wird. Nach 1973 kam es verschiedentlich vor, 
daß in Großstädten Tausenden von armen 
Einwohnern die Strom- oder Gaszufuhr ge-
sperrt wurde, weil sie nicht in der Lage wa-
ren, die gestiegenen Rechnungen zu bezahlen. 
Die Vertreter dieser Gruppierungen, etwa der 
älteren Leute oder ethnischer Minderheiten, 
schließen sich daher bereitwillig der reformli-
beralen Koalition an.

Tabelle 4 läßt im übrigen Zweifel an der 
Wirksamkeit des Marktinstruments für die 
Einsparung aufkommen: Diejenigen, die am 
härtesten betroffen würden, haben kaum 
Energie zu sparen; diejenigen mit Einspa-
rungsspielräumen könnten sich auch höhere 
Preise leisten. Hier stößt man auf ein prinzi-
pielles amerikanisches Dilemma: Das Fehlen 
einer umfassenden sozialpolitischen Siche-

26) WB 10. 7. 1978, S. 18 ff. 

rung macht alle Preis- oder Steuererhöhun-
gen für die Unterschichten zu einer Existenz-
frage; ihre politisch
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en Vertretungen sind ge-
zwungen, in jeder innenpolitischen Detailfra-
ge „sachfremde" Sozialpolitik zu machen. Po-
litische Lösungen werden dadurch oft er-
schwert ).

7. Regionale Differenzen

Ol- und Gasproduktion gibt es in 32 Bundes-
staaten der USA. Der Schwerpunkt liegt im 
Südwesten und in Alaska. Nicht allein die Ol-
gesellschaften, sondern auch viele Grundbe-
sitzer, Zulieferer und die Kasse des jeweili-
gen Bundesstaates profitieren dort von diesen 
Aktivitäten. Zudem sind diese Staaten tradi-
tionell konservativ. Olinteressen und Konser-
vatismus verschmelzen daher bei den Parla-
mentariern dieser Region.

Von zehn Staaten der bevölkerungsreichen 
und industrialisierten Nordostküste hingegen 
haben nur New York und Maryland eine (ver-
nachlässigbar geringe) Erdöl- bzw. Erdgaspro-
duktion. Mangels Transportsystemen vom 
Golf von Mexiko zur Ostküste ist diese Region 
vollständig auf Importe aus dem Ausland an-
gewiesen. Nur Preiskontrollen und staatliche 
Zuteilung erlauben diesen Staaten eine Teil-
nahme an den Vorteilen der preisgünstigeren 
Inlandsproduktion und eine Minderung der 
durch den hohen Weltmarktpreis anfallenden 
Lasten. Die Ostküste wird vorwiegend durch 
Liberale im Kongreß vertreten.

Die Landwirtschaft der Staaten im Mittleren 
und Fernen Westen — oft noch kleinbetrieb-
lich organisiert — benötigt einen erheblichen 
Energie-Input. Eigene Energiequellen existie-
ren jedoch nur in North Dakota, Nebraska 
und Montana. Diese energiearmen Staaten 
sind ebenfalls traditionell liberal.

Kalifornien nimmt als einer der größten Ener-
gieproduzenten und -konsumenten eine Zwi-
schenstellung ein. So verhält es sich auch mit 
den Industriestaaten zwischen Ohio und der 
Seenplatte: Auf erhebliche Energiezufuhr an-
gewiesen, verfügt doch jeder von ihnen über 
eine nicht unerhebliche Eigenproduktion an 
Ol und/oder Gas. Gewerkschaftseinfluß ei-
nerseits, Big-Business-Einfluß andererseits

27) Public Impact of Natural Gas Price Deregula-
tion, H, USS, Comm. on the Judiciary, 95/1, Wa-
shington, D. C., 1977, S. 26; A Time to Choose: 
America's Energy Future. Final Report by the 
Energv Policy Project of the Ford Foundation, 
Cambridge, Massachussetts, 1974, Kap. 5. 



führen zu gemischt demokratisch-republi-
kanischen Delegationen, die mehr oder weni-
ger nach Parteilinie abstimmen.

Auch die Agrarstaaten des „Sonnengürtels" 
stehen im Widerstreit von Produktion und 
Konsum. Großindustrielle Landwirtschaftsor-
ganisation und traditioneller Südstaatenkon-
servatismus geben jedoch oft den Ausschlag 
für eine Koalition mit dem ölproduzierenden 
Südwesten; dem schließt sich die energiear-
me, aber südstaaten-konservati
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ve Südatlan-

tikküste an ).

In energiepolitischen Abstimmungen im Kon-
greß vertreten die beiden Gegenpole, ölprodu-
zierende Staaten und ölverbrauchende Staa-
ten — also weitgehend Südwesten contra 
Nordosten —, ihre Positionen über den Wech-
sel der Administration hinweg mit erstaunli-
cher Stabilität. Eine Auswertung von Schlüs-
selabstimmungen zur Beibehaltung oder Auf-
hebung von Preiskontrollen ergab, daß in bei-
den Häusern zwischen 70 und 90 °/o der „Ol"-
Demokraten regelmäßig für die Aufhebung, 
zwischen 90 und 100 % der Nordost-
Demokraten gegen die Aufhebung der Preis-
kontrollen stimmten; bei den Republikanern 
betrug das Verhältnis 70—100 °/o der „Ol"-
Parlamentarier für, 40—60 °/o der Nordost-
Parlamentarier gegen die Aufhebung der 
Preiskontrollen. Alle Ergebnisse dieser Grup-
pierungen weichen deutlich vom Durch-
schnittsverhalten der jeweiligen Partei 
ab.

8. Bürokratisch-organisatorische Differenzen

Nach 1973 bestand eines der Hauptprobleme 
der Regierung in der Koordination ihrer eige-
nen energiepolitischen Aktivitäten. Nicht we-
niger als 62 Abteilungen in Ministerien und 
unabhängigen Regulationskommissionen hat-
ten energiepolitische Kompetenzen. Diese 
Zersplitterung bot natürlich partikularen In-
teressen ideale Anlaufstellen für ihre Lob-
by29). Die schrittweise Reorganisation bis 
hin zur Einrichtung des Energieministeriums 
konnte dieses Problem nur teilweise lösen. 
Das Ministerium ist bis heute nicht mehr als 

28) FEA: National Energy Outlook, Washington, 
D. C., 1976; U. S. Statistical Abstract, 1977; Indepen-
dent Petroleum Association of America: The Oil 
Producing Industry in Your State, Washington, 
D. C., 1975.
29) Nach Federal Energy Reorganization: Histori-
cal Perspective. USS Comm. on Interior and Insu-
lar Affairs, Washington, DC., 1976. 30) CQWR 40/1977, S. 2062 ff.

ein Konglomerat diverser Abteilungen, die 
vormals unabhängig voneinander arbeiteten. 
Die Cartersche Energiepolitik ist von einer 
relativ kleinen und isolierten Gruppe entwor-
fen worden; diese Politik ist im Ministerium 
selbst, in dem ja viele Laufbahnbeamte aus 
der republikanischen Zeit sitzen, durchaus 
nicht unumstritten. In die frühere Federal 
Energy Administration, die vollständig ins 
Ministerium eingegliedert wurde, waren nach 
1973 viele Personen aus der Energieindustrie 
eingestellt worden. Dieser Kreis von Beamten 
steht natürlich dem Carterschen Ansatz mit 
seinem Schwerpunkt auf dem Steuerinstru-
ment sehr skeptisch gegenüber. In der For-
schungsbehörde — der vormals unabhängigen 
ERDA — dominiert das Personal der früheren 
Atomenergiekommission, der nahezu symbio-
tische Beziehungen zur Kernindustrie nachge-
sagt wurden. Diese Beamten sind verständli-
cherweise weit weniger enthusiastisch bezüg-
lich der Sonnenenergie als etwa die aus der 
Umweltschutzbewegung ins Executive Office 
des Präsidenten eingezogene Gruppe.

Daher verwundert es nicht, daß das Pro-
gramm des Präsidenten nicht nachhaltig und 
wirkungsvoll im Kongreß vertreten wurde. 
Die Kongreßliberalen machten der Admini-
stration sogar offene Vorwürfe, in der Preis-
kontrollfrage die eigene Position untergraben 
zu haben30 ), indem man sich vorzeitig in ei-
nen Kompromiß mit den Konservativen ein-
ließ. Möglicherweise richten sich diese Kriti-
ken sogar gegen den Energieminister selbst, 
der als früherer Manager und als Konservati-
ver der Marktlösung zweifellos nähersteht als 
der Präsident.

Das Energieministerium ist auch aus einem 
anderen Grund auf die enge Zusammenarbeit 
mit der Industrie angewiesen. Die Datenbasis, 
auf der seine Planungen beruhen, kann nur 
von der Industrie geliefert werden, da dem 
Staat selbst Explorationstätigkeit, auch auf 
eigenem Land, untersagt ist. Diese Abhängig-
keit erschwert eine eigenständige, industrie-
kritische Position des Ministeriums erheb-
lich.

Auch der Kongreß hat nach wie vor Schwie-
rigkeiten, die komplizierte Energiegesetzge-
bung mit seinem Ausschußsystem zu bewälti-
gen. Zwar hat der Senat einen Energieaus-
schuß geschaffen, jedoch müssen die Steuer-
aspekte der Energievorlagen vom Finanzaus-
schuß, die Verbrauchsnormen vom Handels-



ausschuß bearbeitet werden. Der Anteil der 
Konservativen und Olstaatenvertreter im 
Energieausschuß hat im neuen Kongreß zuge-
nommen, im Finanzausschuß dominieren sie 
eindeutig.

Im Repräsentantenhaus hat sich zwar der 
Energieunterausschuß des Handelsausschus-
ses die führende Rolle erkämpft — mit einer 
knappen gemäßigt-liberalen Mehrheit —, je-
doch spielen auch der liberale Steueraus-
schuß und der ebenfalls liberale Innenaus-
schuß eine Rolle. Vor allem für die zügige 
Bearbeitung der energiepolitischen Probleme 
ergeben sich aus dieser Zersplitterung zusätz-
liche Schwierigkeiten.

9. Ergebnis: Das energiepolitische Patt

Die vielfältigen Interessen überdauern den 
Wechsel von Regierungen und sorgen dafür, 
daß gegen jede bedeutsame energiepolitische 
Einzelvorlage mehrheitsfähige Koalitionen zu-
stande kommen. Ein Kompromiß wäre viel-
leicht in Gestalt des Steuerinstruments denk-
bar, doch ist dieses Instrument auf konserva-
tiver wie reformliberaler Seite negativ be-
setzt. Einsparungsvorlagen werden daher auf 
den ideologisch, interessen-, regional- und 
parteipolitisch kleinsten gemeinsamen Nen-
ner heruntertransformiert, unter republikani-
schen ebenso wie unter demokratischen Ad-
ministrationen.

Der Energy Policy and Conservation Act von 
1975, das noch gültige wichtigste Energiege-
setz der Ford-Regierung, war ein Kompromiß 
zwischen Fords Project Independence und den 
Vorstellungen der liberalen Kongreßführung. 
Fords Vorschlag hatte eine sofortige Aufhe-
bung der Preiskontrollen für O1 und Gas vor-
gesehen. Das Gesetz hingegen verlängerte die 
Olpreiskontrollen noch bis 1979 (mit der Mög-
lichkeit der schrittweisen Erhöhung der 
Höchstpreise) und beließ die Gaspreiskontrol-
len unverändert. Ford hatte die Einrichtung 
einer 100 Milliarden Dollar finanzstarken Kre-
ditanstalt zur Förderung der synthetischen 
Brennstoffe gefordert, was vom Kongreß ab-
gelehnt wurde, ebenso wie die von Ford vor-
geschlagenen Verbrauchssteuern auf indu-
striellen Ol- und Gasverbrauch.

Die Kongreßführung wollte einen Preisanstieg 
der fossilen Brennstoffe generell verhindern. 
Das Gesetz gestattete jedoch auch unter Bei-
behaltung der Kontrollen erhebliche Preisstei-
gerungen. Die von den Demokraten verlangte 
Benzinsteuer wurde abgelehnt; die Ver-

brauchsnormen des Gesetzes blieben weit 
hinter den zunächst aufgestellten Richtlinien 
zurück, vor allem für die Autoindustrie. Die 
Einrichtung von Importquoten setzte sich 
ebenfalls nicht durch.

Unumstritten blieben nur Notstandsvollmach-
ten, die jedoch nicht genutzt wurden, das 
Recht der Energiebehörde, die Um
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stellung der 
Kraftwerke und Industriebetriebe auf Kohle 
anzuordnen, die Kreditgewährung für energie-
sparende Investitionen, die Auszeichnung des 
Energieverbrauchs auf Geräten sowie die 
staatliche Berechtigung, Informationen aus 
der Energieindustrie einzuholen ).

Das magere Ergebnis der gewaltigen energie-
politischen Anstrengungen Carters wurde be-
reits in der Einleitung dargestellt. Beide Häu-
ser.des Kongresses, liberale wie konservative 
Politiker, haben dazu beigetragen: Die Benzin-
steuer und die Strafsteuer auf ineffiziente 
Wagen wurden das Opfer der Liberalen im 
Repräsentantenhaus, die Olfördersteuer und 
die Industrieverbrauchssteuer scheiterten an 
den Konservativen im Senat. An der Ab-
schwächung der Erdgasvorlage des Präsiden-
ten (er hatte die Ausdehnung der Kontrollen 
auf zwischenstaatliches Gas gefordert) hatten 
Konservative und Liberale teil.

Zugleich hatten sich die reformliberalen In-
teressengruppen um einige Gewerkschaften 
und große Konsumorganisationen unter Betei-
ligung von Umweltschutzgruppen und öffent-
lichen Versorgungsunternehme
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n auch organi-
satorisch zu einer energiepolitischen Koali-
tion zusammengeschlossen, deren Position 
links vom Regierungsprogramm definiert war; 
so geriet die Administration zwischen die 
Fronten: Bei den endgültigen Abstimmungen 
in beiden Parlamenten waren unter den Ge-
genstimmen sowohl im Senat als auch beim 
hauchdünnen Ergebnis im Repräsentanten-
haus solche des konservativen wie auch des 
reformliberalen Kongreßflügels ).

Die komplexe Struktur der amerikanischen 
Energiepolitik hat als Resultat ein Patt. Die 
Folge ist der seit 1973 steigende Import. 
Selbst die Reduktion der Oleinfuhr im ersten 
Halbjahr 1978 von 9 auf 7,6 Millionen Barrel 
pro Tag paßt durchaus in dieses Bild. Sie er-
gibt sich aus dem Zustrom von Alaska-Ol, der 

31) CQA 1976, S. 220 ff.
32) CQWR 37/1977, S. 1895 ff., 41 1977, S. 219 ff., 
50/1977, S. 2560 f., 17/1978, S. 1039, 21/1978, 
S. 1928 ff.; Frankfurter Rundschau 21. 7. 1978.



Ende 1977 einsetzte, sowie aus der Vermark-
tung von Vorräten, die die Olgesellschaften 
in Amerika gehalten hatten. Der Importrück-
gang war selbst in den p
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essimistischen Pro-
gnosen des Jahres 1975 im Falle eines völli-
gen Scheiterns jeder Energiepolitik vorausge-
sehen worden. Nach der Verabschiedung des 
energiepolitischen Torsos im Oktober 1978 
ist mit einem neuerlichen Anstieg der Impor-
te bereits für 1980 zu rechnen ).

Trotz aller energiepolitischen Emphase hat 
seit 1973 kein Präsident den Mut gehabt, die 
wirksamste, aber höchst unpopuläre Maßnah-
me anzuwenden, um die amerikanischen 
Olimporte einzudämmen: die Einrichtung von 
Importquoten. Es bedarf dazu keiner zusätzli-
chen Ermächtigung durch den Kongreß. Sogar 
die notwendigen Vollmachten für staatliche 
Zuteilungsmaßnahmen in den Vereinigten 

Staaten sind als Notstandsrechte des Präsi-
denten seit 1975 gesetzlich verankert.

Die von Ford und Carter eingeführten bzw. 
angedrohten Importzölle hingegen (sie sind 
nur auf Rohöl, nicht auf Petroleumprodukte 
anwendbar) leiten nur die Importe vom Persi-
schen Golf über die — nicht ausgelasteten — 
europäischen Raffinerien der amerikanischen 
Olgesellschaften um: An die Stelle der Roh-
ölimporte würden teurere Produktimporte tre-
ten. Der Widerstand in den USA, vor allem 
der einheimischen Raffinerieindustrie, ist er-
heblich.

Die Präsidenten waren also — bei aller Kritik 
am Kongreß — nicht bereit, zur Erfüllung ih-
rer internationalen Verpflichtungen bis zum 
äußersten zu gehen; auch sie erwiesen der 
Priorität der inneramerikanischen Interessen 
ihre Reverenz.

1. Amerikanische Energiepolitik ist weder das 
Ergebnis der rationalen Strategie einzelner 
Politiker noch der Verschwörung allmächti-
ger Konzerne. Sie ergibt sich vielmehr aus ei-
nem Netzwerk widersprüchlicher Ziele, Ak-
teure und Interessen.

2. Dennoch wahrt sie letztlich die Interessen 
des amerikanischen Systems und seiner ein-
flußreichen Akteure: Die außenpolitische 
Kontrollfähigkeit für den Notfall wurde abge-
sichert. Der Konsum der Amerikaner blieb 
auf seinem asymmetrisch hohen Niveau er-
halten. Der innenpolitische Konsens wurde 
nicht durch drastische Veränderungen er-
schüttert. Gewinne und Steuerungsfähigkeit 
der Energiekonzerne bleiben unangetastet.

3. Die Wahrnehmung der Interessen anderer 
Staaten im amerikanischen Entscheidungspro-
zeß ist extrem begrenzt. Natürlich kann man 
den amerikanischen Politikern keinen Vor-
wurf daraus machen, daß sie eigene Interes-
sen berücksichtigen wollen. Angesichts der

IV. Schlußfolgerungen

weltweiten Auswirkungen politischer Ent-
scheidungen in den USA ist jedoch die Indif-
ferenz gegenüber ausländischen Bedürfnissen 
beunruhigend.

4. Die Kosten für die politischen Versäumnis-
se der Vereinigten Staaten fallen auf die 
Schwachen. In den USA sind es die Armen, 
die von Knappheit und Preissteigerungen 
überproportional betroffen werden. Im inter-
nationalen System müssen die rohstoffarmen 
Entwicklungsländer und die labileren Indu-
striestaaten mit einem angespannten Erdöl-
markt, hohen Preisen und mit Zahlungsbilanz-
problemen fertig werden.

5. Die wichtigste Erkenntnis aus der Analyse 
amerikanischer Energiepolitik ist jedoch, in 
welch hohem Maße die Entwicklung von 
Nachfrage und Angebot auf dem Energiesektor 
nicht von technischen und wirtschaftlichen 
Gegebenheiten, sondern von politischen Inter-
essen, Ideologien und Strukturen bestimmt 
wird. Dies bestätigt die Skepsis derjenigen, 
die den scheinbar auf Naturgesetzlichkeiten 
aufbauenden Energieprognosen und den ent-
sprechenden energiepolitischen Doktrinen mit 
Mißtrauen begegnen.

33) American Petroleum Institute: Comments on 
the Pricing Provisions of the EPCA, Washington, 
D. C„ 1975; Frankfurter Rundschau, 21.7. 1978.



Helga Haftendorn: Krise des internationalen Nuklearsystems. Nuklearpolitik 
im Widerstreit politischer, ökonomischer und sicherheitspolitischer Interessen

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 5/79, S. 3—27

Das nukleare System der Nachkriegszeit ist in den siebziger Jahren durch eine Reihe 
von Entwicklungen erschüttert und verändert worden. Die Zündung eines Kernspreng-
körpers in Indien, der verstärkte Rückgriff auf Kernkraft als alternative Energiequelle 
und das Auftreten einer neuen Gruppe von zivilen nuklearen Lieferländern sowie die 
damit einhergehende Vermarktung kompletter Brennstoffkreisläufe haben dem Problem 
der Nichtweiterverbreitung von Kernwaffen eine neue Dimension gegeben. Gleichzeitig 
ist der Konsens zerbrochen, der bisher die Nuklearmächte und die Nichtkernwaffenstaa-
ten einte und der im Kernwaffensperrvertrag seine Kodifizierung gefunden hatte.
In dem Beitrag werden diese neuen Entwicklungen untersucht, und es wird nach ihren 
Auswirkungen auf die Stabilität des internationalen Nuklearsystems gefragt. In einem 
ersten Teil wird die Nuklearpolitik der Vereinigten Staaten und der Sowjetunion darge-
stellt. Die hohe Priorität, die sie dem Ziel der Nichtweiterverbreitung von Kernwaffen bis-
lang zugemessen haben, hat in zunehmendem Maße zu Friktionen mit anderen nuklearen 
Lieferländern geführt. Am Beispiel Frankreichs und der Bundesrepublik, deren Nuklear-
politik zusammen mit derjenigen Kanadas, Großbritanniens und Japans detailliert dar-
gestellt wird, werden die Konflikte zwischen wirtschaftspolitischen Interessen und 
sicherheits- und rüstungskontrollpolitischen Rücksichtnahmen deutlich. Anders sind 
die Interessen der nuklearen Schwellenmächte der Dritten Welt gelagert. Für Länder 
wie Indien oder Pakistan, Argentinien oder Brasilien ist die friedliche Nutzung der 
Kernenergie ebensosehr ein Instrument zum Aufholen des Entwicklungsabstandes zu den 
Industriestaaten wie eine Prestigefrage.
Abschließend werden die Auswirkungen dieser Entwicklung auf das Ziel der Nicht-
weiterverbreitung von Kernwaffen untersucht und das bestehende internationale Instru-
mentarium zu ihrer Kontrolle (IAEO, Supplier’s Club, INFCE) auf seine Problemlösungs-
kapazität hin untersucht. Dabei wird die Verantwortung unterstrichen, die in diesem 
Zusammenhang der Bundesrepublik Deutschland als einem der wichtigsten nuklearen 
Lieferländer und als Nichtkernwaffenstaat zukommt.

Harald Müller: Blockierter Wandel. Zur Struktur der amerikanischen Energie-
politik

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 5/79, S. 28—45

Die amerikanische Energiepolitik hat drei Dimensionen: eine außenpolitische, eine innen-
politische und eine gemischt innen-/außenpolitische. Die auf Erweiterung ihrer Steue-
rungsfähigkeit und ihrer Handlungsspielräume angelegte außenpolitische Konzeption der 
Regierung wird durch Restriktionen aus den beiden anderen Dimensionen immer wieder 
gestört.
In der Energie-Innenpolitik, in der die Fragen der Erdöl- und Erdgaspreise sowie wirk-
samer Einsparungsmaßnahmen im Zentrum stehen, kreuzen sich ideologische, partei-
politische, ökonomische, regionale, soziale und bürokratisch-organisatorische Interessen. 
Zwei Lager stehen sich in der Frage des richtigen energiepolitischen Instruments — Be-
seitigung der staatlichen Preiskontrollen versus stärkere Eingriffe des Staates in den 
Markt — gegenüber. Eine von Gewerkschaften, Konsumentenverbänden, Kleingewerbe 
und Liberalen der Demokratischen Partei der Ostküste getragene .reformliberale' und 
eine aus der Erdölindustrie, den Unternehmensverbänden, der Landwirtschaft und den 
republikanischen und südstaaten-demokratischen Politikern zusammengesetzte .konser-
vative' Koalition verhindern die Verwirklichung des jeweils gegnerischen Konzeptes. 
Weder für wirksame Einsparungen noch für Maßnahmen zur Erweiterung der inner-
amerikanischen Energieproduktion haben sich ausreichende Mehrheiten gefunden. Diese 
politische Konstellation gilt mindestens seit 1973 und hat sich gegenüber dem Regierungs-
wechsel als stabil erwiesen.
Die Folgen sind die ständige Steigerung der Olimporte und die Nichteinhaltung der in der 
Internationalen Energieagentur eingegangenen Verpflichtungen. Die internationale Posi-
tion der USA ermöglicht ihr dennoch die Durchsetzung ihrer Interessen: Erweiterung von 
Handlungsspielräumen, Behauptung der Stellung ihrer internationalen Energieindustrie, 
Verteidigung ihres hohen Konsumniveaus. Die importabhängigeren und wirtschaftlich 
schwächeren Industrie- und Entwicklungsländer müssen mit den Folgen — angespannten 
Energiemärkten und verschärften Zahlungsbilanzproblemen — fertig werden.
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